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I. Einleitung 


l.Der Bundesrechnungshof legt hiermit 
eine Denkschrift über die Ergebnisse sei- 
ner Prüfungstätigkeit im Rechnungsjahr 
1955 vor. Diese Art der Berichterstat- 
tung weicht von dem in der Reichshaus- 
haltsordnung geregelten Verfahren in 
zweifacher Hinsicht ab. Nach § 107 
Abs. 6 RHO ist die Denkschrift vom 
Präsidenten des Bundesrechnungshofs 
vorzulegen und den Bemerkungen des 
Bundesrechnungshofs zu der jeweiligen 
Bundeshaushaltsrechnung beizufügen. 

Bis zum Inkrafttreten der 2. Novelle 
zur Reichshaushaltsordnung vom 13. 
Dezember 1933 war die Vorlage der 
Denkschrift Aufgabe des Rechnungs- 
hofs. Der Präsident des Bundesrech- 
nungshofs und der Bundesrechnungshof 
sind der Auffassung, daß die bis 1933 
bestehende Regelung wieder Platz grei- 
fen sollte. Die Prüfungsaufgaben wer- 
den vom Bundesrechnungshof durchge- 
führt, es sollte daher auch ihm zuste- 
hen, über die Prüfungsergebnisse zu be- 
richten. Die zeitliche Verbindung der 
Denkschrift mit den Bemerkungen des 
Bundesrechnungshofs zu der Bundes- 
haushaltsrechnung für ein bestimmtes 
Rechnungsjahr hat sich in der Richtung 
nachteilig ausgewirkt, daß die Denk- 
schrift erst nach der Aufstellung der 
Bundeshaushaltsrechnung und ihrer 
Prüfung durch den Bundesrechnungshof, 
die beide geraume Zeit in Anspruch 
nehmen, vorgelegt wird, obwohl mittei- 
lenswerte Prüfungsergebnisse schon er- 
heblich früher vorliegen. Bei dem bis- 
herigen Verfahren ist die Berichterstat- 
tung in der Denkschrift häufig nicht 
mehr aktuell genug. Der Bundesrech- 
nungshof hält daher — bis zu einer ge- 
setzlichen Neuregelung — ein Verfahren 
für zweckmäßiger, bei dem er innerhalb 


von 3 Monaten nach Ablauf eines je- 
den Rechnungsjahres unabhängig von 
der Aufstellung und besonderen Prü- 
fung der Bundeshaushaltsrechnung eine 
Denkschrift vorlegt, die vor allem die 
Ergebnisse der Prüfungstätigkeit im ab- 
gelaufenen Rechnungsjahr behandelt, 
aber auch in früheren Rechnungsjahren 
noch nicht abgeschlossene Prüfungs- 
ergebnisse einbezieht. Ein solches Ver- 
fahren steht der Bestimmung in Art. 
114 Abs. 2 Satz 2 GG nicht entgegen, 
da die Bemerkungen des Bundesrech- 
nungshofs dem Bundestag und dem 
Bundesrat auch weiterhin gemäß § 107 
RHO vorgelegt werden. Den noch gel- 
tenden haushaltsrechtlichen Vorschriften 
kann dadurch genügt werden, daß der 
Präsident des Bundesrechnungshofs in 
seiner den Bemerkungen nach § 107 

Abs. 6 RHO beizufügenden Denkschrift 
auf die bereits vorgelegte Denkschrift 
des Bundesrechnungshofs verweist und 
diese um in der Zwischenzeit berichts- 
reif gewordene Prüfungsergebnisse er- 
gänzt. Der Vorteil des neuen Verfah- 
rens liegt darin, daß die Denkschrift mit 
den neuesten Prüfungsergebnissen schon 
kurze Zeit nach Ablauf des Rechnungs- 
jahres vorliegt und sowohl die Bundes- 
regierung als auch der Bundestag und 
der Bundesrat sie bei der Aufstellung, 
der Beratung und dem Vollzug des 
neuen Haushaltsplans auswerten kön- 
nen. 

Der Rechnungsprüfungsausschuß des 
Haushaltsausschusses des Deutschen 
Bundestages hat dem neuen Verfahren 
als Zwischenlösung zugestimmt. Es wird 
Aufgabe der kommenden Haushalts- 
reform sein, die Berichterstattung über 
die Rechnungsprüfung endgültig zu re- 
geln. 
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II. Vorbemerkungen 


Zur Neuordnung des Haushaltsrechts 

2. Der aus Beauftragten des Bundesmini- 
sters der Finanzen und des Bundesrech- 
nungshofs gebildete Arbeitsstab hat im 
Rechnungsjahr 1955 seine Arbeiten 
fortgesetzt. In einer Reihe von Punkten 
konnten entwurfsreife Ergebnisse erar- 
beitet werden, in anderen wichtigen 
Fragen sind die Erörterungen noch nicht 
abgeschlossen. Bei der Schwierigkeit der 
Materie kann ein Zeitpunkt für die Fer- 
tigstellung eines einheitlichen Reform- 
vorschlages noch nicht angegeben wer- 
den. 


Die Vermögensrechnung des Bundes 

3. Seit Beginn des Rechnungsjahres 1953 
wird auch über das Vermögen und die 
Schulden des Bundes jährlich Rechnung 
gelegt. Die Einführung der Vermögens- 
rechnung entspricht der Forderung des 
Art. 114 GG. Die Bewertung, Buchfüh- 
rung und Rechnungslegung richtet sich 
nach dem von Beauftragten des Bundes- 
finanzministers und des Bundesrech- 
nungshofs erarbeiteten Entwurf der 
Buchführungs- und Rechnungslegungs- 
ordnung für das Vermögen des Bundes 
(VBRO), den der Bundesminister der 
Finanzen am 16. Marz 1953 veröffent- 
licht hat. 

4. Nach den bisherigen Prüfungserfah- 
rungen hat sich die VBRO im allgemei- 
nen bewährt. Das bestätigen auch die 
vom Bundesminister der Finanzen ein- 
geholten Erfahrungsberichte der ober- 
sten Bundesbehörden und der Behörden 
der Bundesfinanzverwaltung. Als Vor- 
arbeit war eine erste gründliche Be- 
standserhebung erforderlich, weil für 
keine Art von Vermögensgegenständen 
vollständige und zuverlässige Unter- 
lagen vorhanden waren. Das frühere 
Reichsgrundbesitzverzeichnis war ver- 
lorengegangen. Bestandsverzeichnisse 
über bewegliche Sachen fehlten häufig 
in den Verwaltungen; die vorhandenen 
Verzeichnisse waren meist unübersicht- 
lich und unvollständig. Auch über Dar- 
lehen und andere geldwerte Rechte fehl- 
ten ausreichende Nachweise. So liegt ein 
erster nicht zu unterschätzender Erfolg 


der Vermögensrechnung in einer umfas- 
senden Inventur und in der dadurch 
gewonnenen Ordnung der Bestandsnach- 
weise. 

5. Größeren Schwierigkeiten ist die Ein- 
führung der Vermögensrechnung nur 
bei denjenigen Verwaltungszweigen be- 
gegnet, die zur Durchführung ihrer 
Aufgaben auf die Mitwirkung der Län- 
der und Gemeinden (Gemeindever- 
bände) angewiesen sind, wie z. B. die 
Verwaltung der Bundesstraßen oder die 
Verwaltung der Verteidigungslasten. In 
Ländern und Gemeinden, die selbst eine 
Vermögensrechnung haben oder eine 
solche anstreben, ist die Einführung der 
Bundesvermögensrechnung leichter ge- 
wesen als in den anderen. Es wäre zu 
wünschen, daß die Vermögensrechnung 
als Faktor des Öffentlichen Rechnungs- 
wesens in der Finanzwirtschaft allgemein 
Eingang findet. Ihre einfache und prak- 
tische Durchführung hängt vorwiegend 
davon ab, wie die Buchführung gestal- 
tet wird. An die Verwirklichung ar- 
beitsparender Verbesserungsmöglichkei- 
ten, die von vornherein in Betracht ge- 
zogen waren, kann allerdings erst im 
Rahmen eines weiterausgreifenden Re- 
formwerks herangegangen werden. 

6. Die VBRO behandelt als Vermögen des 
Bundes grundsätzlich alle unbeweglichen 
und beweglichen Sachen, die im Eigen- 
tum des Bundes stehen, und alle geld- 
werten Rechte, deren Träger der Bund 
ist. 

7. Ein schwieriges Problem der Vermö- 
gensrechnung war die erstmalige Bewer- 
tung der am 1. April 1953 vorhandenen 
Vermögensgegenstände. Für diese Auf- 
gabe war aus naheliegenden Gründen 
"der für die VBRO (d. h. für die Ver- 
mögenszugänge nach dem 31. März 
1953) eingeführte allgemeine Bewer- 
tungsmaßstab „Gesamtbetrag der An- 
schaffungs- oder Herstellungskosten“, 
der sich durch Genauigkeit und Einfach- 
heit in der Anwendung empfiehlt, nur 
beschränkt anwendbar. Bei der Bewer- 
tung der am 1. April 1953 vorhandenen 
Grundstücke sind zunächst vorläufige 
Schätzwerte zugrunde gelegt worden. 
Die Umstellung auf die endgültige Wert- 
berechnung ist noch im Gange. Sie 
schreitet nur zögernd voran, weil die 
Baubehörden mit laufenden Arbeiten 
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überlastet sind. Das Fehlen einer bun- 
deseigenen Bauverwaltung macht sich 
hier bemerkbar. 

8. Für die Vermögensrechnung sind die 
Einnahmen und Ausgaben in vermö- 
genswirksame und vermögensunwirk- 
same zu scheiden. Diese Aufteilung 
muß möglichst beim Haushaltsplan 
beginnen, indem beide getrennt von- 
einander veranschlagt werden und 
bei den vermögenswirksamen Einnah- 
men und Ausgaben die Einteilung in 
Vermögensgruppen berücksichtigt wird. 
Werden vermögenswirksame und ver- 
mögensunwirksame Ausgaben in soge- 
nannten „gemischten Titeln“ veran- 
schlagt, so können sich für die ausfüh- 
renden Verwaltungsstellen Schwierigkei- 
ten ergeben, weil die Gewinnung der 
für die Buchung in der Vermögensrech- 
nung erforderlichen Summen (§ 31 

VBRO) aus den Büchern der Geldrech- 
nung umständlicher ist. Der Bundes- 
rechnungshof hatte, um diese Schwie- 
rigkeiten zu vermeiden, von vornher- 
ein bestimmte Anregungen für die Auf- 
gliederung des Haushaltsplans gegeben, 
die leider nur zum Teil verwirklicht 
worden sind. 

Gemischte Titel finden sich besonders 
häufig bei den Ausgabebewilligungen 
für die Beschaffung beweglicher Sachen. 
Daher lagen hier die Hauptschwierigkeiten 
der Vermögensrechnung. Um sie zu be- 
heben, hat der Bundesminister der Fi- 
nanzen die beweglichen Sachen mit Wir- 
kung vom 1. April 1956 vom wertmä- 
ßigen Nachweis in der Vermögensrech- 
nung ausgenommen. Der Bundesrech- 
nungshof hat dem zugestimmt, weil er 
sich den bei der heutigen Gliederung 
des Haushaltsplans bestehenden Er- 
schwernissen nicht verschließen konnte. 
Er ist aber nach wie vor der Auffas- 
sung, daß auch die beweglichen Sachen 
grundsätzlich in der Vermögensrech- 
nung erfaßt werden sollten, zumal da es 
sich um beträchtliche Werte handelt 
(Buchwert z. Z. rd. 500 Mio DM). Dar- 
auf, daß die beweglichen Sachen zu 
einem erheblichen Teil nicht verwertbar 


sein mögen, kann es nicht ankommen. 
Das gleiche trifft auch für zahlreiche an- 
dere Objekte (Grundstücke, Forderungs- 
rechte u. a.) zu. Das öffentliche Vermö- 
gen läßt sich nicht unter dem Gesichts- 
punkt der Verwertbarkeit abgrenzen. 
Das Vermögen des Bundes im ganzen 
gesehen ist nicht zur Veräußerung be- 
stimmt. Eine einfache und zweckmäßige 
Abgrenzung ist am klarsten gegenüber 
dem Verbrauch möglich. Sachen, die in 
einem verhältnismäßig kurzen Zeitraum 
— man mag diesen Zeitraum auf ein, 
zwei oder drei Jahre bemessen — ver- 
braucht sind, können unter dem Gesichts- 
punkt der Vermögensabgrenzung dem 
Verbrauchsbereich zugewiesen, also als 
verbraucht behandelt werden. Alle ande- 
ren Sachen, die der Bund erwirbt, sollten 
als Vermögenszugang nachzuweisen sein. 
Der Bundesrechnungshof hat seine Be- 
denken gegen die Herausnahme der be- 
weglichen Sachen aus der Vermögens- 
rechnung auch deshalb zurückgestellt, 
weil nach seinen Vorstellungen die heute 
bestehenden Schwierigkeiten im Rah- 
men einer Neuordnung des Haushalts- 
wesens durch eine sachgemäße Gliede- 
rung der Haushaltstitel und durch eine 
zweckentsprechende einfachere Gestal- 
tung des Buchungsverfahrens behoben 
werden können. Die Behandlung der be- 
weglichen Sachen in der Vermögensrech- 
nung wird dann erneut zu prüfen sein. 

9. Bisher liegen die Vermögensrechnungen 
für die Rechnungsjahre 1953 und 1954 
vor. Die Ergebnisse der Vermögensrech- 
nung für diese beiden Rechnungsjahre 
lassen eine kritische Würdigung unter 
wirtschaftlichen Gesichtspunkten noch 
nicht zu. Dazu sind die ersten Werte 
auch noch zu ungefestigt. Der buchmä- 
ßige Zuwachs beruht zum Teil darauf, 
daß Anfangsbestände nachträglich in die 
Vermögensrechnung aufgenommen wer- 
den mußten, weil in einzelnen Verwal- 
tungszweigen die erste Bestandsauf- 
nahme nicht fristgemäß durchgeführt 
werden konnte. Für eine gewisse An- 
laufzeit muß mit solchen Berichtigungen 
der Anfangswerte gerechnet werden. 
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III. Allgemeine Priifungsergebnisse 


Personalausgaben 

Allgemeines 

10. Die Entwicklung des Besoldungsrechts 
der Beamten sowie des Tarifrechts der 
Angestellten und der Arbeiter brachte 
neben Erhöhungen der Gehälter und 
Löhne wiederum Änderungen der schon 
bis dahin sehr vielgestaltigen Vorschrif- 
ten mit sich. Davon waren u. a. die Be- 
stimmungen über das Besoldungsdienst- 
alter, den Wohnungsgeldzuschuß und 
den Kinderzuschlag betroffen. Außer- 
dem war es erforderlich, die Vorschrif- 
ten des Besoldungs- und des Tarifrechts 
dem Grundsatz der Gleichberechtigung 
der Geschlechter anzupassen, soweit sie 
damit nicht vereinbar waren. 

Die Dienststellen sind bei der Bewirt- 
schaftung der für die Personalausgaben 
zur Verfügung gestellten Mittel bestrebt 
gewesen, nach den gegebenen Bestim- 
mungen zu verfahren. 

11. Der Bundesrechnungshof hat laufend an 
dem Entwurf eines neuen Besoldungsge- 
setzes mitgearbeitet. Er war regelmäßig 
an Besprechungen der Ressorts über 
Fragen von grundsätzlicher und allge- 
meiner Bedeutung auf dem Gebiet des 
Besoldungs- und des Tarifrechts betei- 
ligt. Der Bundesrechnungshof ist auch 
in den Kommissionen vertreten, die sich 
mit der Neugestaltung des Tarifrechts 
und mit der Änderung und Ergänzung 
der Tarifverträge für die Angestellten 
und die Arbeiter befassen. Er nimmt 
ferner an den Sitzungen des beim Bun- 
desfinanzministerium gebildeten Res- 
sorttarifausschusses teil, dem beratenden 
Organ für tarifrechtliche Fragen. Da- 
durch ls t es ihm möglich, auf festge- 
stellte Mängel grundsätzlicher Art recht- 
zeitig hinzuweisen und ihre alsbaldige 
Beseitigung durch allgemeine Anord- 
nungen anzuregen. Die bei der Rech- 
nungsprüfung gewonnenen Erfahrun- 
gen werden so der Verwaltung unmit- 
telbar nutzbar gemacht. Auch bei der 
Herausgabe allgemeiner Anordnungen 
durch die Bundesminister hat er viel- 
fach mitgewirkt. 


Einzelne Prüfungsergebnisse 

12. Auf die Kompliziertheit und Unüber- 
sichtlichkeit der Bestimmungen des Be- 
soldungs- und des Tarifrechts ist bereits 
hingewiesen worden (vgl. Denkschrift 
1951 S. 47 Nr. 67). Sie ist die Haupt- 
ursache für die auch in neuerer Zeit 
festgestellten zahlreichen Mängel bei der 
Festsetzung der Bezüge. Inzwischen sind 
zwar einzelne Erleichterungen in der 
Verwaltungsarbeit eingetreten. Dem 
stehen aber neue, sehr erhebliche Be- 
lastungen gegenüber, die insbesondere 
die Durchführung des Gleichheitsgrund- 
satzes beim Wohnungsgeldzuschuß und 
beim Kinderzuschlag mit sich gebracht 
hat. Auch die Festsetzung der Besol- 
dungsdienstalter bindet nach wie vor 
eine unverhältnismäßig große Zahl von 
qualifizierten Fachkräften. Eine nach- 
haltige Änderung dieses Zustandes ist 
nur zu erwarten, wenn einfache und 
klare Regelungen unter Verzicht auf 
eine überspitzte Kasuistik gefunden 
werden und bei der Berücksichtigung 
von Sondertatbeständen Zurückhaltung 
geübt wird; das gilt vor allem für den 
Ausgleich sogenannter Härten. Ausnah- 
men und Sonderregelungen erfordern 
häufig die Mitwirkung der obersten 
Dienstbehörden und beanspruchen inso- 
weit auch dort wertvolle Kräfte. Eine 
Vereinfachung des Besoldungsrechts der 
Beamten würde auch, vornehmlich auf 
den Gebieten des Wohnungsgeldzu 
Schusses und des Kinderzuschlags, die 
Gestaltung der entsprechenden Bestim- 
mungen des Tarifrechts für die Ange- 
stellten und die Arbeiter im gleichen 
Sinne beeinflussen. Hauptanliegen an 
die Neuordnung des Besoldungs- und 
des Tarifrechts ist es deshalb, Regelun- 
gen zu schaffen, die in der Praxis ohne 
Schwierigkeiten zu handhaben sind und 
infolgedessen mit einem wesentlich ge- 
ringeren Personalaufwand durchgeführt 
werden können, als das gegenwärtig der 
Fall ist. Die Beauftragten des Bundes- 
rechnungshofs haben sich daher bei den 
Besprechungen des Referentenentwurfs 
eines neuen Besoldungsgesetzes nach- 
drücklich für eine wesentliche Verein- 
fachung der Bestimmungen eingesetzt. 



13. Bis zum Jahre 1945 waren die Rechts- 
verhältnisse der Bediensteten des Reichs, 
der Länder, der Gemeinden und der 
sonstigen juristischen Personen des 
öffentlichen Rechts im wesentlichen ein- 
heitlich geregelt. Zu der im großen und 
ganzen gleichmäßigen Abfindung der 
Beamten, Angestellten und Arbeiter 
zwangen insbesondere die sogenannten 
Angleichungsgesetze (z. B. die Zweite Not- 
verordnung vom 5. Juni 1931 und das 
Beamtenrechtsänderungsgesetz vom 30. 
Juni 1933). Sie legten die Bezüge der 
Bediensteten des Reichs als Höchst- 
grenze für die Abfindung aller übrigen 
im Öffentlichen Dienst Beschäftigten fest. 
Dienstherren (Arbeitgeber), die diese 
Grenze nicht eingehalten hatten, waren 
verpflichtet, die Bezüge entsprechend 
herabzusetzen. Mit der Änderung der 
staatsrechtlichen Verhältnisse entfiel 
auch der Zwang, Höchstgrenzen einzu- 
halten. Allmählich wurden immer mehr 
voneinander abweichende Regelungen 
getroffen, und zwar nicht nur beim 
Bunde einerseits und bei den Ländern, 
Gemeinden und sonstigen juristischen 
Personen des öffentlichen Rechts ande- 
rerseits, sondern auch innerhalb der 
Bundesverwaltung. Der Arbeitsfriede 
wird gefährdet, wenn Bedienstete, die — 
an demselben Ort und sogar an dersel- 
ben Arbeitsstelle — die gleiche Arbeit 
verrichten, lediglich deshalb unterschied- 
lich bezahlt werden, weil sie für ver- 
schiedene Dienstherren (Arbeitgeber) 
tätig sind. Im gegenwärtigen Stadium 
der Vollbeschäftigung kommt hinzu, 
daß ein Gehalts- und Lohngefälle An- 
reiz zu unerwünschtem Arbeitsplatz- 
wechsel gibt. 

Im Besoldungsrecht der Beamten 
hatte der Bund durch § 8 des Besol- 
dungsrechtsänderungsgesetzes vom 6. 
Dezember 1951 eine den früheren An- 
gleichungsgesetzen ähnliche Sperrvor- 
schrift für die Höhe der Dienstbezüge 
eingeführt. Die Abfindungen der Bun- 
desbeamten sollten die Höchstgrenze 
für die Bezüge der entsprechenden oder 
gleichzubewertenden Bediensteten der 
Länder, der Gemeinden und der sonsti- 
gen juristischen Personen des öffent- 
lichen Rechts bilden. Das Bundesverfas- 
sungsgericht hat indessen im Urteil vom 
1. Dezember 1954 festgestellt, daß die 
Sperrvorschrift verfassungswidrig und 


daher ungültig ist, weil sie die Schran- 
ken der Gesetzgebungsbefugnis des 
Bundes, Rahmenvorschriften zu erlas- 
sen (Art. 75 GG), überschreite und die 
gesetzgeberische Freiheit der Länder in 
unzulässiger Weise einenge. 

14. Bei den Besprechungen des Entwurfs 
eines neuen Besoldungsgesetzes konnte 
durchweg der Wille festgestellt werden, 
einer weiteren unterschiedlichen Ent- 
wicklung entgegenzuwirken und die von 
einzelnen Dienstherren inzwischen zu- 
gestandenen Besserstellungen nach Mög- 
lichkeit auszugleichen. Es erwies sich als 
zweckmäßig, den Entwurf des Bundes in 
den hauptsächlichen Punkten so zu ge- 
stalten, daß die Länder das Gesetz spä- 
ter ohne wesentliche Änderungen über- 
nehmen können. Der Bundesrechnungs- 
hof hat sich um dieses Ziel, das er als 
eine wichtige Aufgabe seiner Mitarbeit 
ansah, besonders bemüht. Er hat des- 
halb weitergehende Wünsche für den 
Bund, auch in der Richtung einer noch 
stärkeren Vereinfachung der Vorschrif- 
ten, zurückgestellt, soweit sie wegen der 
besonderen Verhältnisse in den Ländern 
geeignet waren, die Vereinheitlichung 
des Besoldungsrechts in Frage zu stel- 
len. Dabei ist er von der Erwägung aus- 
gegangen, daß die rasche Fertigstellung 
eines auch für die Länder im großen 
und ganzen annehmbaren Entwurfs eine 
weitere gemeinsame Besoldungspolitik 
ermöglichen wird. 

15. Auf dem Gebiet des Arbeitsrechts kön- 

nen die Arbeitgeber nach Wegfall der 
hemmenden Beschränkungen (z. B. des 
Lohnstopps) mit den Gewerkschaften als 
Tarifpartnern die Arbeitsbedingungen 
für ihre Arbeitnehmer in voller Ver- 
tragsfreiheit selbständig in Tarifverträ- 
gen regeln. Die Rechnungsprüfung hat 
ergeben, daß die Einrichtungen des Bun- 
des mit eigener Tarifhoheit '“he 

Deutsche Bundespost und die Bundes- 
anstalt für Arbeitsvermittlung und Ar- 
beitslosenversicherung) über die im 
Bund üblichen Regelungen im allgemei- 
nen nicht hinausgehen. Soweit das in 
Einzelfällen geschehen ist und Anlaß be- 
stand, Bedenken dagegen zu erheben, 
hat der Bundesrechnungshof die nach 
seiner Auffassung nicht gerechtfertigten 
Besserstellungen beanstandet und den 
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allmählichen Abbau der Sonderregelun- 
gen gefordert. Zu einem Teil ist das in- 
zwischen geschehen. In einigen Fällen 
sind die Erörterungen noch nicht abge- 
schlossen. 

16. Der Bundesrechnungshof hat dagegen 
Stellung genommen, daß oberste Bun- 
desbehörden auf besoldungsrechtlichem 
Gebiet zu derselben Frage voneinander 
abweichende Richtlinien herausgegeben 
haben. Zahlreiche Berufungen waren die 
Folge. Nach Ansicht des Bundesrech- 
nungshofs muß sichergestellt werden, 
daß die Bundesverwaltung in besol- 
dungsrechtlichen Fragen von grundsätz- 
licher oder allgemeiner Bedeutung nach 
außen nur eine einheitliche Auffassung 
vertritt. Voneinander abweichende Re- 
gelungen sind auf seine Anregung hin in 
Einklang gebracht worden. 

17. Bei einzelnen Dienststellen war ein ver- 
hältnismäßig hoher Anteil der durch 
den Haushaltsplan zugestandeneri Stel- 
len für Beamte nicht besetzt. Dafür 
waren mehr Kräfte im Angestelltenver- 
hältnis beschäftigt, als die Erläuterungen 
zu Titel 104 vorsahen. Die Haushalts- 
gesetze lassen zwar zu, daß innerhalb 
der einzelnen Kapitel Einsparungen bei 
den Ausgabemitteln für die Besoldungen 
der Beamten (Titel 101) bei Bedarf zur 
Verstärkung der Mittel für Vergütun- 
gen der Arbeitnehmer (Titel 104) ver- 
wendet werden. Nach Auffassung des 
Bundesrechnungshofs ist der Sinn dieser 
Ermächtigung, den Verwaltungen eine 
gewisse Bewegungsfreiheit in der Perso- 
nalwirtschaft zu geben. Werden jedoch 
längere Zeit hindurch erhebliche Mittel 
für die Besoldung der Beamten dazu 
verwendet, mehr nichtbeamtete Kräfte 
zu beschäftigen als der Haushaltsansatz 
vorsieht, so kann das über den Zweck 
der Ermächtigung hinausgehen. Der 
Bundesrechnungshof hat deshalb in je- 
dem Einzelfall geprüft, ob es vertretbar 
erschien, die Planstellen in dem ur- 
sprünglichen Umfang zu belassen. In 
einigen Fällen war anzuerkennen, daß 
die nicht besetzten Planstellen für Be- 
amte den Dienststellen erhalten bleiben 
mußten. Hier hatten geeignete Bewer- 
ber vorübergehend nicht zur Verfügung 
gestanden. In den anderen Fällen hat 
der Bundesrechnungshof auf eine ent- 


sprechende Verringerung der Zahl der 
Planstellen für Beamte hingewirkt. 

18. Der Bundesrechnungshof mußte häufig 
beanstanden, daß die Dienstbezüge der 
abgeordneten Beamten oder Angestell- 
ten für längere Zeiträume zu Lasten der 
Stammbehörde gezahlt worden sind. So 
ordneten Vorgesetzte Behörden Kräfte 
von nachgeordneten Dienststellen zu sich 
ab, ohne die Bezüge dieser Bediensteten 
zu übernehmen. Sie beschäftigten auf 
diese Weise mehr Arbeitskräfte, als der 
Haushaltsplan ihnen zubilligte. Das 
kann lediglich bei kurzfristigen Abord- 
nungen — d. h. solchen bis zur Dauer 
von 2 Monaten — hingenommen wer- 
den, um die Verwaltungsarbeit einzu- 
schränken (vgl. die darüber vom Bun- 
desminister der Finanzen im Einverneh- 
men mit dem Bundesrechnungshof her- 
ausgegebenen Richtlinien vom 24. April 
1954). Wird anders verfahren, so gibt 
der Haushaltsplan kein zutreffendes 
Bild mehr über die Personalausstattung. 
Der Bundesrechnungshof hat in solchen 
Fällen veranlaßt, daß die Bezüge der 
abgeordneten Bediensteten von der Be- 
schäftigungsbehörde übernommen wur- 
den. 

19. Die Bestimmungen über die Nebentätig- 
keit der Beamten und Angestellten sind 
nicht immer genügend beachtet worden. 
Verschiedentlich gab z. B. das Ausmaß 
der genehmigten Nebentätigkeiten, ins- 
besondere die Wahrnehmung einer grö- 
ßeren Zahl von Aufsichtsratsposten, zu 
Bedenken Anlaß. Der Bundesrechnungs- 
hof hat in diesen Fällen die Nachprü- 
fung der Frage veranlaßt, ob durch die 
Nebentätigkeiten eine Beeinträchtigung 
der dienstlichen Interessen zu befürch- 
ten ist (§ 65 des Bundesbeamtengeset- 
zes). Weiter mußte er des Öfteren be- 
mängeln, daß Nebeneinnahmen, die die 
zugelassenen Freigrenzen überstiegen, 
nicht vollständig oder nicht rechtzeitig 
an den Bund abgeliefert worden waren. 
Mehrfach haben Beamte und Angestellte 
die am Schluß eines jeden Rechnungs- 
jahres vorzulegenden Abrechnungen 
und Berichte über Einnahmen aus ge- 
nehmigungspflichtigen Nebentätigkei- 
ten nicht oder nicht pünktlich vorgelegt 
(Nr. 15 Abs. 1, Nr. 17 der Nebentätig- 
keitsverordnung). Teilweise waren die 


9 



r 


Angaben in den Abrechnungen unvoll- 
ständig. Der Bundesrechnungshof hat 
die beteiligten Verwaltungen angehal- 
ten, diese Mängel abzustellen. Er hat 
auch gefordert, daß die Vergütungen für 
genehmigungspflichtige Nebentätigkei- 
ten möglichst vollständig in den Erläu- 
terungen des Bundeshaushaltsplans auf- 
geführt werden (§ 12 RHO). 

Wegen der Beanstandungen, die sich 
durch die unterwertige Bezahlung von 
Versorgungsberechtigten bei ihrer Ver- 
wendung im öffentlichen Dienst ergeben 
haben, wird auf S. 44 Nr. 135 verwie- 
sen. 

20. Die ständige Forderung des Bundesrech- 
nungshofs, die Leistung von Überstun- 
den auf das gebotene Maß zu beschrän- 
ken, hat bei den Dienststellen des Bun- 
des im allgemeinen Verständnis gefun- 
den. Der Umfang sowohl der laufend als 
auch der gelegentlich geleisteten Über- 
stunden ist im ganzen erheblich zurück- 
gegangen. Immerhin mußte der Bundes- 
rechnungshof noch mehrfach die Leistung 
umfangreicher Überzeitarbeit feststellen, 
ohne daß das Vorliegen eines stichhal- 
tigen Grundes dafür anerkannt werden 
konnte. In allen Fällen hat der Bundes- 
rechnungshof auf die bekannten Folgen 
derartiger Mehrleistungen — gesund- 
heitliche Schädigungen, Minderung der 
Arbeitsqualität, Unfallgefahr — auf- 
merksam gemacht. Er hat unter Bezug- 
nahme auf die Fürsorgepflicht des 
Dienstherrn (Arbeitgebers) Abhilfe ge- 
fordert und in geeigneten Fällen eine 
andere Geschäftsverteilung vorgeschla- 
gen. 

Von Arbeitern, insbesondere von 
Kraftfahrern, Heizern, Boten und 
Pförtnern, sind mitunter Überstunden 
in einem Ausmaß geleistet worden, das 
gegen zwingende Bestimmungen des Ar- 
beitsschutzrechts, insbesondere die der 
Arbeitszeitordnung, verstoßen hat. Der 
Bundesrechnungshof hat die unbedingte 
Beachtung der Arbeitsschutzgesetze un- 
ter Hinweis auf die Strafvorschriften der 
Arbeitszeitordnung verlangt. 

21. Beamten, Angestellten und Arbeitern 
des Bundes, die unverschuldet in eine 
außerordentliche wirtschaftliche Notlage 
geraten sind, können Unterstützungen 


nach Gen dafür geltenden Grundsätzen 
gewählt werden. Die Prüfungen des 
Bundesrechnungshofs haben gezeigt, daß 
die Verwaltung diese Mittel im großen 
und ganzen zweckentsprechend verwen- 
det hat. In Einzelfällen war zu bemän- 
geln, daß bei der Annahme von Not- 
fällen zu großzügig verfahren worden 
ist. Teilweise haben die Behörden Un- 
terstützungen für Aufwendungen ge- 
währt, denen ein bleibender Vermögens- 
wert geg müberstand (z. B. für Hausrat 
und Bekleidung). Vereinzelt wurde 
auch nicht beachtet, daß die Gewährung 
von Unterstützungen nicht zu einer 
Umgehung von Beschränkungen führen 
darf, die andere Vorschriften, wie z. B. 
die Bestimmungen über Reise- und Um- 
zugskosten sowie Beihilfen, vorsehen. 

In allen Fällen hat der Bundesrech- 
nungshof darauf hingewiesen, daß die 
Gewährung von Unterstützungen nach 
dem Sinn und dem Wortlaut der Unter- 
stützungsgrundsätze auf wirkliche Not- 
fälle beschränkt bleiben muß. Er hat 
die künftige Beachtung der erörterten 
Gesichtspunkte veranlaßt. 

22. Auf die Vereinfachung der Berechnung 
der Auslandsbezüge, die durch die Zu- 
sammenlegung zweier Besoldungsbe- 
standteile erreicht worden ist, ist bereits 
hingewiesen worden (vgl. Denkschrift 
1951 S. 50 Nr. 77). Es handelt sich dabei 
um den früheren Anpassungszuschlag, 
der in der Auslandszulage aufgegangen 
ist. 

Die Auslandszulage bezweckt jetzt 
nicht mehr — wie vor dem 1. Oktober 
1954 — eine Hebung des Lebensstan- 
dards der Auslandsbediensteten; sie soll 
nur die besonderen Belastungen ausglei- 
chen, die das Leben an dem betreffen- 
den Ort im Auslande auslöst. Um diesen 
Zweck zu erfüllen, wird sie jetzt nach 
dem Grade der Belastung in sechs 
Zonenstufen gewährt. Der Bundesmini- 
ster der Finanzen bestimmt im Einver- 
nehmen mit dem Auswärtigen Amt, 
welcher Zonenstufe der jeweilige Aus- 
landsdienstort zugeteilt wird. Innerhalb 
jeder Zonenstufe weichen die Beträge 
der jeweils nächsthöheren Besoldungs- 
gruppe jetzt nur noch um 8 v. H. 
(früher um 12 v. H.) von der vorher- 
gehenden ab. 
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Sowohl die Abstufung der Auslands- 
zulage nach Zonenstufen als auch ihre 
unterschiedliche Bemessung, nach den 
einzelnen Besoldungsgruppen erscheint 
gerechtfertigt. Ob die Einordnung der 
Auslandsdienstorte in die verschiedenen 
Zonenstufen den tatsächlichen Verhält- 
nissen gerecht wird, wird der Bundes- 
rechnungshof noch prüfen. 

Mit dem Wegfall des Anpassungszu- 
schlags und mit der Umgestaltung der 
Auslandszulage dürften die Möglichkei- 
ten, die Grundsätze für die Berechnung 
der Auslandsbezüge zu vereinfachen, 
zunächst erschöpft sein. 

23. Die Aufwandsentschädigung der Beam- 
ten und Angestellten, die weder Leiter 
einer Auslandsvertretung noch ständige 
Vertreter des Leiters sind, ist im Rech- 
nungsjahr 1954 auf ein Drittel der 
früheren Sätze herabgesetzt worden; im 
Rechnungsjahr 1955 wurde statt eines 
Drittels die Hälfte gewährt. In Höhe 
der weggefallenen Beträge sind Mittel bei 
Kapitel 05 03 Titel 240 veranschlagt. 
Aus diesen Mitteln können dem glei- 
chen Personenkreis auf Antrag die Aus- 
lagen für den außergewöhnlichen Auf- 
wand, der aus dienstlicher Veranlassung 
in besonderen Fällen entsteht, erstattet 
werden. Die Auswirkung dieser Maß- 
nahme bleibt abzuwarten. 

24. Einer eingehenden Prüfung bedarf nach 
Auffassung des Bundesrechnungshofs 
noch der Ortszuschlag, der den Ver- 
waltungsangehörigen der Vertretun- 
gen des Bundes im Ausland ge- 
währt wird. Der Ortszuschlag soll die 
Kaufkraft- und die Währungswandlun- 
gen ausgleichen und gewährleisten, daß 
die in Fremdwährung gezahlten Bezüge 
den Bediensteten am Auslandsdienstort 
die gleiche Kaufkraft vermitteln, die sie 
im Inland haben würden. Er führt zu 
einer Erhöhung der Besoldungsbestand- 
teile um 20 bis 180 v. H., im Durch- 
schnitt um etwa 80 v. H. Die Möglich- 
keit eines Ortsabschlags ist in den Be- 
rechnungsgrundsätzen zwar vorgesehen. 
Bisher sind aber die Auslandsbezüge in 
keinem Fall durch einen Ortsabschlag 
gekürzt worden. 

25. Die Grundlage für die Festsetzung des 
Ortszuschlags bilden die Preisangaben 


der Auslandsvertretungen in Frage- 
bogen. Die volkswirtschaftliche Gruppe 
des Bundesfinanzministeriums, die die 
Angaben auf den Fragebogen auswertet, 
hat nur geringe Möglichkeiten, die Preis- 
angaben zu prüfen. Sie muß in der Re- 
gel von der Richtigkeit dieser Angaben 
ausgehen. Die Auslandsbediensteten wir- 
ken also selbst unmittelbar und aus- 
schlaggebend an der Festsetzung des ein- 
zigen variablen und zugleich wichtigsten 
Bestandteils ihrer Bezüge mit. Es ist 
notwendig, daß die Preisangaben in den 
Fragebogen mindestens für die wichtig- 
sten Auslandsdienstorte der einzelnen 
Zonen nachgeprüft werden. Da der Auf- 
bau der Auslandsvertretungen jetzt im 
großen und ganzen als abgeschlossen an- 
gesehen werden kann, wird der Bundes- 
rechnungshof mit dem Bundesminister 
der Finanzen und dem Auswärtigen 
Amt wegen der Beschaffung geeigneter 
Vergleichsunterlagen in Verbindung 
treten. 

26. Bei der Prüfung des Ortszuschlags ist 
auch die Frage von Bedeutung, ob die 
Wohnungsmiete in seine Errechnung 
einzubeziehen ist. Die Rechnungsprü- 
fung hat ergeben, daß die Gesamtbezüge 
durch die Berücksichtigung der Miete 
im Ortszuschlag wesentlich erhöht wer- 
den. Der Bundesrechnungshof ist des- 
halb der Ansicht, daß die Wohnungs- 
miete bei der Festsetzung des Ortszu- 
schlags unberücksichtigt bleiben sollte. 
Eine Härte könnte darin nicht erblickt 
werden, da die Möglichkeit der Gewäh- 
rung von Mietzuschüssen für die Fälle 
vorgesehen ist, in denen die Miete 
20 v. H. der Gesamtbezüge übersteigt. 
Der Bundesminister der Finanzen prüft 
z. Z. die Angelegenheit. 

27. Auf Anregung des Bundesrechnungshofs 
ist die Höhe des Trennungszuschlags, 
d. h. des Zuschlags, den die im Inland 
verbliebene Ehefrau eines Auslandsbe- 
diensteten erhält, beim Vorliegen be- 
stimmter Voraussetzungen um 10 v. H. 
gesenkt worden. 

28. Bei der Beurteilung der Frage, ob die 
Höhe der Auslandsbezüge angemessen 
ist, wird zu berücksichtigen sein, wie an- 
dere Staaten ihre Auslandsbediensteten 
abfinden. Dem Auswärtigen Amt liegt 
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Material darüber von einigen fremden 
Staaten vor. Der Bundesrechnungshof 
hat es zur Einsichtnahme erbeten. Er 
wird die Angelegenheit weiterverfolgen. 


Sachausgaben 

Reisekostenvergütungen 

29. Die Zahl der Dienstreisen ist in den 
letzten Jahren erheblich gestiegen. Die 
Zunahme ist in erster Linie darauf zu- 
rückzuführen, daß eine ständig wach- 
sende Zahl von Verwaltungsangehöri- 
gen an auswärtigen Besprechungen und 
an Sitzungen von Ausschüssen, Beiräten, 
Kommissionen, Arbeitsgemeinschaften 
und ähnlichen Einrichtungen teilgenom- 
men hat. Der Bundesminister der 
Finanzen hat die obersten Bundesbehör- 
den in einem Erlaß auf die dadurch ver- 
ursachte Verteuerung der Verwaltung 
hingewiesen; zur Einschränkung der 
Reisetätigkeit hat er die Ressorts gebe- 
ten, vor der Einladung auswärtiger 
Teilnehmer zu Sitzungen sorgfältig zu 
prüfen, ob die zu behandelnden Fragen 
nicht auch auf schriftlichem Wege ge- 
klärt werden können. Dieser Erlaß be- 
handelt die Fälle, in denen die obersten 
Bundesbehörden zu Sitzungen einladen. 
Ähnliche Ersparnismöglichkeiten sind 
gegeben, wenn eine Bundesbehörde von 
anderer Seite eingeladen wird. Auch in 
solchen Fällen sollte unter Anlegung 
eines strengen Maßstabes geprüft wer- 
den, ob und in welchem Umfange eine 
Teilnahme erforderlich ist. 


Ausgaben für Hochbauten 

Prüfung und Vorprüfung der Bau- 
rechnungen 

30. Der Bundesrechnungshof strebt eine ge- 
genwartsnahe Prüfung an. Sie ist bei 
Bauvorhaben besonders wirksam, weil 
dadurch von vornherein auf die wirt- 
schaftliche Durchführung hingewirkt 
werden kann. Angesichts der fortgesetz- 
ten Steigerung der Bautätigkeit war es 
dem Bundesrechnungshof jedoch nicht 
möglich, dieses Ziel zu erreichen. 


Auch die Vorprüfungsstellen waren 
bisher nicht in der Lage, örtliche Erhe- 
bungen bei Bauvorhaben des Bundes 
während ihrer Ausführung in dem not- 
wendigen Umfange durchzuführen. Die 
personellen Schwierigkeiten waren noch 
nicht beseitigt (vgl. Denkschrift 1952 
S. 83 Nr. 14). 


Mangelnde Vorbereitung der Bau- 
vorhaben 

31. In der Denkschrift 1952 (S. 83 Nr. 11) 
ist u. a. ausgeführt, daß die Mängel, die 
der Bundesrechnungshof bei der Pla- 
nung und Durchführung der Hochbau- 
ten in früheren Rechnungsjahren fest- 
gestellt hatte, nicht mehr in demselben 
Umfang wie bisher zu beobachten 
waren. Neuere Prüfungsergebnisse 
haben jedoch gezeigt, daß diese Entwick- 
lung nicht in dem erwarteten Maße an- 
hält. Die Baubehörden haben es häufig 
versäumt, baureife Pläne, genaue Mas- 
senberechnungen und vor allem endgül- 
tige Kostenanschläge aufzustellen. Ge- 
rade diese Vorarbeiten sind unerläßlich, 
damit vollständige Ausschreibungsunter- 
lagen gefertigt und die darauf ein- 
gehenden Angebote richtig gewertet 
werden können. Werden baureife Un- 
terlagen nicht bereits vor Baubeginn er- 
stellt, so ist es auch nicht möglich, lük- 
kenlose Leistungsverzeichnisse aufzu- 
stellen und einen einwandfreien Wett- 
bewerb durchzuführen. Die Vorarbeiten 
sind nach den §§14 und 45 RHO für 
alle größeren Bauvorhaben ausdrücklich 
vorgeschrieben; die Behörden, die die 
Bauvorhaben genehmigen, müssen wirk- 
samer als bisher darüber wachen, daß 
diese Vorschriften eingehalten werden. 

So ist der Neubau des Hauptzoll- 
amtes Köln-Mitte nach einem im Jahre 
1953 gefertigten Kostenvoranschlag aus- 
geführt worden. Den endgültigen 
Kostenanschlag hat die Baubehörde erst 
im Jahre 1955 aufgestellt, zu einem Zeit- 
punkt, als der inzwischen errichtete 
Neubau bereits an die Zollverwaltung 
übergeben war. 

Nach einem Voranschlag aus dem 
Jahre 1953 erforderte der Neubau des 
Bundesamtes für Verfassungsschutz in 
Köln rd. 3 Mio DM. Der Rohbau war 
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im Januar 1955 fertiiggestellt; im Sep- 
tember 1955 zog die Behörde in den fer- 
tigen Neubau ein. Der endgültige 
Kostenanschlag steht noch aus. 

In Tübingen hat der Bund den Neu- 
bau der Bundesforschungsanstalt für 
Viruskrankheiten der Tiere errichtet. 
Auf Grund eines Kostenvoranschlages 
stellte der Bundesminister der Finanzen 
im Januar 1954 2 Mio DM für den 
ersten Bauabschnitt bereit und geneh- 
migte die Bauausführung. Der endgül- 
tige Kostenanschlag wurde erst aufge- 
stellt, als der erste Bauabschnitt bereits 
ausgeführt war. 


Eigenschaften der Baugrundstücke 

32. Nach den Erfahrungen des Bundesrech- 
nungshofs ist es dringend geboten, die 
Lage und die Eigenschaften der Bau- 
grundstücke schon vor Baubeginn zu 
untersuchen. Dadurch kann rechtzeitig 
beurteilt werden, welche Kosten für die 
Erschließung und die Gründung zu er- 
warten sind und wie sie sich auf die Ge- 
samtplanung wirtschaftlich auswirken 
(vgl. Denkschrift 1951 S. 51/52 Nr. 80 
bis 84). Der Bundesrechnungshof hatte 
dem Bundesminister der Finanzen daher 
vorgeschlagen, durch einen Erlaß zu re- 
geln, daß Baugrundstücke vor dem Kauf 
auf ihre Eignung besonders zu unter- 
suchen sind. Einen solchen Erlaß hat der 
Bundesminister der Finanzen im Fe- 
bruar 1956 herausgegeben. In einer 
Reihe von Fällen hat der Bundesrech- 
nungshof unzweckmäßige Grundstücks- 
formen oder störende und unwirtschaft- 
liche Eingriffe in die natürliche Gelände- 
form festgestellt. Er hat gefordert, daß 
bereits den ersten Bauvorlagen ausrei- 
chende Unterlagen über Nachbargrund- 
stücke, Höhenschichtungen, Querprofile, 
Drainagen und wasserführende Schich- 
ten beigefügt werden, damit die Prü- 
fung des Entwurfs sich auch auf die 
Zweckmäßigkeit der Gebäudestellung 
nach den jeweiligen Geländeverhältnis- 
sen erstrecken kann. 

33. In Wiesbaden hat der Bund ein Dienst- 
gebäude für das Statistische Bundesamt 
errichten lassen (Hochhaus mit 2 sechs- 
geschossigen Flügelbauten und einem 


selbständigen dreigeschossigen Bauteil); 
die Kosten betrugen 14,8 Mio DM. Das 
Baugrundstück für den Neubau hatte 
die Stadt Wiesbaden dem Bund im 
Jahre 1952 kostenlos überlassen. Die 
schlechte Beschaffenheit des Baugrundes 
(Rutschhang) erforderte eine Brunnen- 
gründung bis zu 18 m Tiefe beim Hoch- 
haus und zwischen 12 und 15 m bei den 
Flügelbauten. Dadurch mußten allein 
für die Gründung rd. 768 000 DM auf- 
gewendet werden. Bei normalen Ver- 
hältnissen wären nur etwa 350 000 DM 
erforderlich gewesen. Eine rechtzeitige 
gründliche Untersuchung des Baugrun- 
des vor der Auswahl und der Annahme 
des Grundstückes ist jedoch unterblie- 
ben. Sie muß auch dann durchgeführt 
werden, wenn das Baugrundstück 
kostenlos überlassen wird. 

34. Der Bund hatte von der Stadt Stol- 
berg ein Grundstück für den Neubau 
eines Zollamtes für rd. 18 800 DM ge- 
kauft (7 DM je m 2 ); die Baukosten be- 
trugen 200 000 DM. Das Baugelände 
hatte starke Hanglage. Das Zollgebäude 
ist mit dem Erdgeschoß auf 15 m Länge 
in den Hang hineingebaut und außer- 
dem noch unterkellert worden. Ohne 
den Aushub der Baugrube für Keller 
und Fundamente mußten rd. 14 150 DM 
für Erdarbeiten aufgewendet werden. 
Für das Befestigen der Böschung, für 
die Quellfassung, die Drainage und die 
Stützmauern sowie für die Ableitung 
des Oberflächenwassers entstanden wei- 
tere Kosten von rd. 28 750 DM, so daß 
für die Erschließung des Baugrundstük- 
kes rd. 42 900 DM, also rd. 22 v. H. 
der Baukosten, erforderlich waren. 

Als Grundlage für das Bauvorhaben 
diente allein der Vorentwurf. Ein bau- 
reifer Entwurf mit Massenberechnung 
und Kostenanschlag ist nicht aufgestellt 
worden. Aus dem Vorentwurf war die 
starke Hanglage nicht hinreichend er- 
sichtlich. Der Bundesrechnungshof hat 
die schlechte Einpassung des Baues in die 
Hanglage und ihre unwirtschaftlichen 
Folgen beanstandet. 

35. Der Bundesrechnungshof hat die Pläne 
für den Neubau der Bundesforschungs- 
anstalt für Viruskrankheiten der Tiere 
in Tübingen vor Baubeginn geprüft. Da- 
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bei stellte er fest, daß die ungünstige Form 
des Baugrundstücks Mehrkosten für die 
Bebauung, für Verbindungswege, Ver- 
sorgungsleitungen und für die Umzäu- 
nung erfordern würde. Er schlug daher 
vor, mit den Eigentümern der angren- 
zenden Grundstücke über eine Zusam- 
menlegung zu verhandeln. Die Baube- 
hörde entsprach dem Vorschlag; es ge- 
lang ihr, die Form des Baugrundstücks 
günstiger zu gestalten, so daß die Mehr- 
kosten vermieden werden konnten. 
Außerdem war es möglich, die Gesamt- 
planung hinsichtlich des Betriebes der 
Anstalt, der Nutzung und der künftigen 
Bauunterhaltung zu verbessern. 

36. Beim Bau eines Straßenmeistergehöftes 
sind das Dienstgebäude und das Wohn- 
gebäude voll unterkellert worden. Es 
hätte genügt, den an der Einfahrt lie- 
genden Hauptflügel zu unterkellern und 
dabei die Kellersohle über den Grund- 
wasserspiegel zu legen. Statt dessen sind 
Ausgaben von rd. 30 000 DM für eine 
Bodenwanne entstanden. Der Seiten- 
flügel brauchte nicht unterkellert zu 
werden. Die Anhebung des Hauptflügels 
hätte sich außerdem gegenüber den im 
Rauminhalt wesentlich größerenNeben- 
gebäuden vorteilhaft ausgewirkt. Die 
Kosten für die Bodenwanne, für die Un- 
terkellerung des Seitenflügels, für die 
Lichtschächte und für einen Teil der Zu- 
wege wären erspart worden. Außerdem 
wäre es möglich gewesen, die Keller- 
räume besser zu belichten und zu belüf- 
ten. 


Ankauf eines Dienstgebäudes für das 
Wasser- und Schiffahrtsamt Passau 

37. Im Rechnungsjahr 1953 hat der Bund 
in Passau ein Grundstück mit Haupt- 
und Nebengebäude für die Unterbrin- 
gung des Wasser- und Schiffahrtsamtes 
angekauft. Im Erdgeschoß und in den 
zwei Obergeschossen des Hauptgebäudes 
sollten die Geschäftszimmer mit einer 
Gesamtfläche von etwa 300 m 2 für die 
28 Bediensteten des Amtes eingerichtet 
werden. Die Mansardenwohnung war 
für den künftigen Hausmeister oder für 
einen Kraftfahrer vorgesehen. Die Ge- 
bäude waren von 6 Mietparteien be- 
wohnt. Zwei Parteien, die allein die 


Hälfte der Räume innehatten, setzten 
sich beim Bundesminister für Verkehr 
mit Erfolg gegen die Räumung zur 
Wehr. 


Um das Amt unterbringen zu kön- 
nen, wurde darauf ein Anbau an das 
Hauptgebäude mit 12 Büroräumen ge- 
plant. Der Bundesminister für Verkehr 
stellte die erforderlichen Baumittel be- 
reit. Die Rohbauarbeiten sind bereits 
abgeschlossen. Nach dem Kostenanschlag 
werden insgesamt benötigt: 

Für Grunderwerbskosten 99 000 DM 
Für den Anbau 95 400 DM 


Für den Umbau des Haupt- 
gebäudes 35 900 DM 

Für besondere Betriebs- 
einrichtungen 45 000 DM 

Für Außenanlagen 1 500 DM 

Für Baunebenkosten 4 200 DM 

Summe 281 000 DM 


Trotz des Aufwandes erheblicher Mittel 
wird das künftige Amtsgebäude weder 
in betriebstechnischer noch in architek- 
tonischer Hinsicht befriedigen. Allein 
die verbleibenden Privatwohnungen 
ließen eine zweckmäßige Raumordnung 
nicht zu. 

Nach Ansicht des Bundesrechnungs- 
hofs ist der Ankauf des Grundstücks 
übereilt worden. Auch bei dem günstig 
erscheinenden Preis hätte sichergestellt 
werden müssen, daß die Wohnungen ge- 
räumt werden. Im übrigen hätten die 
Ausgaben für den Anbau eingespart 
werden können, wenn Darlehen für 
Ausweichwohnungen bereitgestellt wor- 
den wären. 


Einbau von Sitzungssälen in 
Verwaltungsgebäude 

38. Der nachträgliche Einbau von Sitzungs- 
sälen muß eingehend geprüft werden, 
da er wegen der notwendigen Abfan- 
gungsarbeiten an tragenden Bauteilen 
meist mit erheblichen Kosten verbunden 
ist. Die Notwendigkeit des Einbaues er- 
scheint besonders bei Mittelbehörden 
und Ortsdienststellen in vielen Fällen 
nicht hinreichend begründet. Bei Bau- 
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Besichtigungen hat der Bundesrech- 
nungshof häufig festgestellt, daß diese 
Räume nur selten benutzt werden. Bei 
vielen Behörden dürften die meist reich- 
lich bemessenen Räume der Dienststel- 
lenleiter für den gewöhnlichen Bedarf 
genügen. Die Möglichkeit, für gelegent- 
liche größere Zusammenkünfte geeig- 
nete Räume von Fall zu Fall anderwärts, 
z. B. bei anderen Dienststellen am glei- 
chen Ort in Anspruch zu nehmen, ist 
bei der Prüfung der Planung nicht ge- 
bührend berücksichtigt worden. 

Für die Vergrößerung eines Sitzungs- 
saales im Dienstgebäude einer Wasser- 
und Schiffahrtsdirektion von 32 m 2 auf 
eine Nutzfläche von 80 m 2 sind 35 700 
DM veranschlagt und genehmigt wor- 
den. Der vergrößerte Saal wird nur we- 
nige Male im Jahr gebraucht; bei den 
monatlichen Amtsbesprechungen wird 
er durch eine eingebaute Harmonikatür 
auf die ursprüngliche Fläche verkleinert. 
Die Behörde hat den neuen Saal mit 
einer elektrischen Heizanlage ausgestat- 
tet, obwohl eine Heizung bereits vor- 
handen war; außerdem hat sie eine 
Kühlanlage und eine Entlüftungsanlage 
einbauen lassen. Nach Ansicht des Bun- 
desrechnungshofs waren weder die Ver- 
größerung des vorhandenen Sitzungs- 
saales noch der Einbau der Klima- 
anlage, die hohe Betriebskosten verur- 
sacht, erforderlich. Die Erörterung der 
Angelegenheit ist noch nicht abgeschlos- 
sen. 


Ausstattung von Diensträumen 

39. In der Denkschrift 1951 (S. 57 Nr. 105) 
ist die Ausstattung des Präsidentenzim- 
mers im Dienstgebäude des Bundesauf- 
sichtsamtes für das Versicherungs- und 
Bausparwesen in Berlin behandelt. Der 
Bundesrechnungshof hat die Prüfung 
mit nachstehendem Ergebnis abgeschlos- 
sen: 

Der Wiederaufbau des Dienstgebäu- 
des des Bundesauf sichtsamtes für das Ver- 
sicherungs- und Bausparwesen in Berlin 
war das erste Bauvorhaben für eine grö- 
ßere Bundesbehörde in Berlin. Als er 
geplant und ausgeführt wurde, herrschte 
noch allgemein das Bestreben vor, zer- 
störte Gebäude möglichst in der alten 


Form wiederaufzubauen und auszuge- 
stalten. Das Handwerk in Berlin war 
s. Z. unterbeschäftigt; davon waren vor 
allem die Zweige betroffen, die für die 
Ausgestaltung von repräsentativen 
Räumen in Betracht kamen. In dem 
früheren Dienstgebäude, das in der Wil- 
helminischen Zeit errichtet worden war, 
waren der Sitzungssaal, die Treppen- 
flure, das Präsidentenzimmer und an- 
dere Räume in großen Ausmaßen ge- 
halten und besonders wertvoll ausge- 
staltet. Bei dem Gedanken, das Dienst- 
gebäude in ähnlicher Art wiederaufzu- 
bauen, war die Erwägung mitibestim- 
mend, daß dabei notleidende Zweige des 
Berliner Handwerks herangezogen wer- 
den könnten. Auf Grund eines Kosten- 
voranschlages bewilligte der Bundes- 
minister der Finanzen die Baumittel; 
dabei behielt er sich vor, zu den Einzel- 
heiten des endgültigen Kostenanschlags 
Stellung zu nehmen. Dazu ist es jedoch 
nicht mehr gekommen. Der Wiederauf- 
bau mußte schnell durchgeführt werden, 
da das Dienstgebäude dringend benötigt 
wurde. Die vom Bundesminister der 
Finanzen bewilligten Baumittel wurden 
nicht überschritten. 

Der Vorwurf, das Präsidentenzimmer 
mit ungerechtfertigtem Aufwand ausge- 
staltet zu haben, kann der Sonderver- 
mögens- und Bauverwaltung des Landes- 
finanzamts Berlin an sich nicht erspart 
werden. Der Bundesrechnungshof hat 
jedoch von weiteren Schritten abgesehen, 
da den verantwortlichen Bediensteten 
nach Lage des Falles eine schuldhafte 
Verletzung ihrer Amtspflichten kaum 
nachzuweisen wäre. 


Besetzung der Baudienststellen mit 
Fachpersonal für das Vergabewesen 

40. Nach der neuen Baupreisverordnung 
Nr. 8/55 ist der im Wettbewerb zu- 
stande gekommene Baupreis preisrecht- 
lich zulässig, sofern er nicht in auffälli- 
gem Mißverhältnis zur Leistung steht. 
Später als 6 Monate nach der Erteilung 
des Zuschlags dürfen die Preisbehörden 
die Wettbewerbspreise nicht mehr prü- 
fen. Die neue Regelung zwingt die Bau- 
dienststellen mehr denn je, sich mit den 
Preisen besonders aufmerksam zu be- 
fassen. 
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Grundlage für einen echten Wettbe- 
werb sind sorgfältig erarbeitete Pläne 
und eindeutige Ausschreibungsunter- 
lagen. Die Angebote müssen nachkalku- 
liert werden, damit ein angemessener 
Wettbewerbspreis ermittelt werden 
kann. Diese Aufgabe können nur Bau- 
dienststellen erfüllen, die ausreichend 
mit Fachpersonal besetzt sind. Der Bun- 
desrechnungshof mußte jedoch feststel- 
len, daß die mit der Durchführung der 
Bundesbauten beauftragten Baudienst- 
stellen der Länder noch immer zu 
schwach besetzt und den Anforderungen 
daher nicht gewachsen sind (vgl. Denk- 
schrift 1952 S. 83 Nr. 12). 

Die zwischen dem Bund und den Län- 
dern abgeschlossenen Verwaltungsab- 
kommen sehen vor, daß der Bund den 
Ländern die anteiligen Verwaltungs- 
kosten erstattet. Die finanziellen Vor- 
aussetzungen dafür, daß die Länder ihre 
Baudienststellen ausreichend besetzen, 
sind erfüllt. Der Bund muß daher mit 
Recht erwarten, daß die Baubehörden 
die Angebote sorgfältig nachkalkulieren. 
Auf diese Weise kann verhindert wer- 
den, daß Unternehmer im Wege von 
Preisabreden überhöhte Angebote ab- 
geben. Bei dem größten Komplex dieser 
Art hat eine Staatsanwaltschaft 375 Fälle 
von Preisabreden unter Beteiligung von 
200 Firmen festgestellt. 

Berücksichtigung der Ergebnisse der 
Bauforschung 

41. Der Bundesrechnungshof hat bei Bau- 
stellenbesichtigungen wiederholt die 


Verwendung ungeeigneter Baustoffe 
und Verstöße gegen die Mindestvor- 
schriften der Normen für Schall- und 
Wärmeschutz beobachtet. Derartige Feh- 
ler wirken sich wirtschaftlich erheblich 
aus; beim Wohnungsbau beeinflussen 
sie den Wohnwert. Ursache der Miß- 
griffe ist die sprunghafte Entwicklung 
der Bautechnik. Die Vielzahl neuer Bau- 
stoffe und Bauarten stellt die Bauwirt- 
schaft und die Baubehörden immer wie- 
der vor neue Fragen. 

Der Bund stellt daher laufend Mittel 
für Forschungsaufträge sowie für die 
Durchführung von Versuchs- und Ver- 
gleichsbauten auf dem Gebiete des Bau- 
wesens in Form von Darlehen und Zu- 
schüssen bereit. Die wertvollen Erkennt- 
nisse, die dadurch gewonnen werden, 
sind aus Forschungsberichten und Ver- 
öffentlichungen in Fachzeitschriften er- 
sichtlich. Die Bekanntgabe der Ergeb- 
nisse in Fachzeitschriften reicht jedoch 
nicht aus. Die Baudienststellen sind we- 
gen der Überlastung mit laufenden Ar- 
beiten meist nicht in der Lage, das Ma- 
terial auszuwerten; außerdem verfügen 
sie in der Regel weder über lückenlose 
Unterlagen noch über ausreichendes Fach- 
personal. Der Bundesrechnungshof hat 
deshalb empfohlen, den Baudienststellen 
bautechnisch wichtige Erkenntnisse auf 
dem Dienstwege mit entsprechenden 
Anweisungen beschleunigt bekanntzu- 
geben. Damit könnte erreicht werden, 
daß die Forschungsergebnisse für die 
Praxis schneller nutzbar gemacht wer- 
den. 
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IV. Besondere Prüfungsergebnisse 


Bundesminister des Innern 

(Einzelplan 06 für die Rechnungsjahre 
1953 bis 1955, Einzelplan VI für die 
Rechnungsjahre 1951 und 1952) 


Zuschuß für das Institut für Angewandte 
Geodäsie in Frankfurt (Main) 

(Einzelplan VI Kapitel 2 Titel 6 nebst 
Wirtschaftsplan für das Rechnungsjahr 
1951) 

42. In der Denkschrift 1951 (S. 65 Nr. 148) 
ist ausgeführt, daß das Institut nach 
dem Ergebnis der Prüfung durch den 
Bundesminister des Innern eine Reihe 
unrechtmäßiger Zahlungen geleistet 
habe und daß die endgültigen Prüfungs- 
ergebnisse abgewartet werden müßten. 
Sie liegen nunmehr vor. 

Nach den Feststellungen des Bundes- 
rechnungshofs hat das Institut, das bei 
der Übernahme in die Bundesverwal- 
tung am 1. April 1952 dem Bund nur 
rd. 4 000 DM zugeführt hat, in den 
Rechnungsjahren 1950 und 1951 an den 
Leiter und an mehrere Bedienstete rd. 
12 000 DM zu Unrecht gezahlt. Einen 
weiteren Betrag von rd. 64 000 DM er- 
hielt 1951 das Land Survey Office, ein 
Unternehmen des Institutsleiters. Er 
hatte es im Jahre 1951 gegründet, um 
geodätische und kartographische Auf- 
träge der früheren amerikanischen Be- 
satzungsmacht ausführen zu können. 
Dieses Privatunternehmen hatte auch 
Verpflichtungen des Instituts zur Aus- 
führung von Aufträgen für die Besat- 
zungsmacht übernommen und durchge- 
führt. Es hat dafür vom . Institut rd. 
48 000 DM bekommen, die in dem Ge- 
samtbetrag von rd. 64 000 DM enthal- 
ten sind. 

Der Leiter des Instituts hat dem 
Bund zur Abgeltung aller etwaigen An- 
sprüche auf Grund eines Vergleichs 
8000 DM erstattet. Die Bediensteten des 
Instituts haben die zuviel erhaltenen Be- 
träge teilweise zurückgezahlt; über die 
restliche Rückzahlung sind Verhandlun- 
gen im Gange. 


Das Privatunternehmen des Instituts- 
leiters hat während der Dauer seines 
Bestehens keine Gewinne erzielen kön- 
nen, da die Besatzungsmacht dem Un- 
ternehmen lediglich die Betriebsausga- 
ben erstattet hat. Nachdem nunmehr 
das Institut die Herstellung der Karten- 
druckunterlagen für die amerikanischen 
Streitkräfte auf Grund einer Verein- 
barung mit dem amerikanischen Haupt- 
quartier übernommen hat, ist das Un- 
ternehmen am 31. Dezember 1955 liqui- 
diert worden. Die Vermögenswerte des 
Unternehmens sind auf Grund einer 
Vereinbarung in den Besitz des Bundes 
übergegangen. Das amerikanische Haupt- 
quartier nimmt sie teilweise als Eigen- 
tum in Anspruch, hat aber vorgesehen, 
seine Eigentumsrechte unentgeltlich auf 
den Bund zu übertragen. Die im Eigen- 
tum des Institutsleiters stehenden Ver- 
mögenswerte sind dem Bund übereig- 
net worden. Wenn auch der Wert des 
zu übernehmenden Vermögens, bei dem 
es sich zu einem beträchtlichen Teil um 
Kartendruckunterlagen handelt, nur 
schwer abgeschätzt werden kann, so 
kann doch angenommen werden, daß 
dadurch die früheren Zahlungen des In- 
stituts an das Privatunternehmen ausge- 
glichen werden. 


Bundesminister der Finanzen 

(Einzelplan 08 für die Rechnungsjahre 
1953 bis 1955) 

Bundesvermögens- und Bundesbau- 
verwaltung 

(Kapitel 08 06 für die Rechnungsjahre 
1953 und 1954, Kapitel 08 04 für das 
Rechnungsjahr 1955) 

43. Im Geschäftsbereich des Bundesministers 
der Finanzen waren die Mittel für die 
Steuerverwaltung, für die Zollver- 
waltung und für die Bundesvermö- 
gens- und Bauverwaltung bisher ge- 
trennt in den drei Kapiteln 04, 05 und 
06 des Einzelplans 08 veranschlagt. Im 
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Bundeshaushaltsplan 1955 sind sie erst- 
malig in dem Kapitel 08 04 — Bundes- 
finanzverwaltung — zusammengefaßt. 
Damit ist eine seit längerer Zeit er- 
strebte Vereinfachung — nicht zuletzt 
auch auf dem Gebiete der Kassen- und 
Buchführung und der Rechnungslegung 
— erreicht worden. 

44. In einer Denkschrift über Maßnahmen 
zur Förderung der Zonenrandgebiete 
hatte der Bundesminister für besondere 
Aufgaben, Kraft, angeregt, Liegenschaf- 
ten des Bundes zu Vorzugsbedingungen 
bereitzustellen. Das veranlaßte den 
Bundesminister der Finanzen, den Bun- 
desrechnungshof um Erhebungen bei 
den Oberfinanzdirektionen zu bitten, 
zu deren Geschäftsbereich die Zonen- 
randgebiete gehören. Die Erhebungen 
haben im Rechnungsjahr 1955 statt- 
gefunden. Dabei hat der Bundesrech- 
nungshof vor allem untersucht, ob die 
Behörden der Bundesvermögensverwal- 
tung die besonderen wirtschaftlichen 
Verhältnisse der Zonenrandgebiete be- 
rücksichtigt haben, wenn sie Liegen- 
schaften des Bundes für industrielle oder 
gewerbliche Zwecke vermieteten, ver- 
pachteten oder veräußerten. 

Der Bundesrechnungshof hat den Ein- 
druck gewonnen, daß die Bundesbehör- 
den auf die wirtschaftliche und soziale 
Struktur der Zonenrandgebiete sowie 
auf die Verkehrslage und die damit ver- 
bundene beschränkte Entwicklungsmög- 
lichkeit der Betriebe hinreichend Rück- 
sicht genommen haben. Sie haben Mie- 
ten, Pachten und Grundstückspreise 
häufig nicht nach den sonst üblichen 
einheitlichen Grundsätzen berechnet. 
Nicht selten haben die Bundesbehörden 
Mietern niedrige Anlaufmieten oder 
völlige Mietfreiheit für bestimmte 
Übergangszeiten zugebilligt. Auch haben 
sie in vielen Fällen Investierungen der 
Mieter und Pächter zu besonders gün- 
stigen Bedingungen angerechnet. Mehr- 
fach haben die Bundesbehörden ge- 
ringere Mieten gefordert, als die Preis- 
behörden für zulässig erklärt hatten. 
Die Bundesbehörden haben es nicht für 
gerechtfertigt gehalten, darüber hinaus 
die Liegenschaften des Bundes allge- 
mein zu Vorzugsbedingungen herzuge- 
ben, wie das in der Denkschrift angeregt 


war. Nach Ansicht des Bundesrech- 
nungshofs wäre das auch nicht vertret- 
bar. Förderungsmaßnahmen des Bun- 
des mit finanzieller Auswirkung müs- 
sen grundsätzlich als solche im Flaushalt 
ausgewiesen werden. Der Arbeitskreis 
Zonenrandgebiete, den die Länder 
Schleswig-Holstein, Niedersachsen, Hes- 
sen und Bayern gebildet haben, ist der- 
selben Auffassung. Nach seiner Ansicht 
würde sich auch eine bevorzugte Be- 
handlung der Mieter und Kaufinter- 
essenten für Liegenschaften des Bundes 
störend auf die allgemeinen Hilfsmaß- 
nahmen für die Zonenrandgebiete (z. B. 
steuerliche Vergünstigungen und Fracht- 
hilfen) auswirken, weil sie nur einem 
beschränkten Kreis von Betrieben zu- 
gute kommen und zu ungerechten Er- 
gebnissen führen würde. 

45. Das Gesetz zur vorläufigen Regelung 
der Rechtsverhältnisse des Reichsvermö- 
gens und der preußischen Beteiligungen 
vom 21. Juli 1951 — Vorschaltgesetz — 
und die zu § 6 dieses Gesetzes ergan- 
gene Durchführungsverordnung vom 
26. Juli 1951 regeln, wieweit der Bund 
einerseits und die Länder andererseits 
für die Verwaltung der Vermögens- 
werte des Deutschen Reichs zuständig 
sind. Bei der Durchführung des Vor- 
schaltgesetzes und der zu §6 ergangenen 
Durchführungsverordnung haben sich 
zahlreiche strittige Fragen ergeben. Um 
ihre Klärung haben sich die zuständigen 
Stellen des Bundes und der Länder in 
Einzelverhandlungen laufend bemüht. 
In den meisten Fällen war der Bundes- 
rechnungshof daran beteiligt. Über die 
Befugnis zur Verwaltung der Liegen- 
schaften konnte in vielen Fällen Einig- 
keit erzielt werden. 

46. Im gesamten Bundesgebiet werden Lie- 
genschaften des ehemaligen Reichs von 
den Ländern und teilweise auch von 
den Gemeinden für ihre Zwecke ge- 
nutzt. In den’meisten Fällen werden für 
diese Liegenschaften schon seit Jahren 
keine Mieten gezahlt, weil die Verhand- 
lungen hierüber noch nicht abgeschlos- 
sen sind und weil die Verwaltungszu- 
ständigkeit häufig noch ungeklärt ist. 
Ein Teil der Nutznießer will auch das 
endgültige Gesetz zur Regelung der 
Rechtsverhältnisse des Reichsvermögens 
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und der preußischen Beteiligungen ab- 
warten. Durch diese unklaren Verhält- 
nisse werden dem Bund erhebliche Miet- 
und Pachteinnahmen vorenthalten. 
Außerdem wird die Verwaltungsarbeit 
erschwert. 

Das Eigentum am ehemaligen Reichs- 
vermögen wird erst durch das nach 
Art. 134 GG vorgesehene Gesetz end- 
gültig geregelt werden können. Einen 
Entwurf für ein solches Reichsvermö- 
gensgesetz hat der Vorsitzende der 
Finanzministerkonferenz der Lander im 
Rechnungsjahr 1954 der Bundesregie- 
rung übersandt. Das Land Bayern hat 
diesen Gesetzentwurf im Bundesrat ein- 
gebracht. Wegen seiner endgültigen For- 
mulierung haben zahlreiche Verhandlun- 
gen zwischen Bund und Ländern, häufig 
unter Beteiligung des Bundesrechnungs- 
hofs, stattgefunden. In ihrem Verlauf 
haben der Bund und die Länder gemein- 
sam einen neuen Gesetzentwurf erarbei- 
tet, der nunmehr Gesetzesvorlage wer- 
den soll. 

47. Der Bundesrechnungshof hat weiterhin 
darauf geachtet, daß die Bundesbehör- 
den die Gesetze und Verordnungen über 
Maßnahmen auf dem Gebiete des Miet- 
preisrechts richtig anwenden. Dabei 
mußte er häufig noch dieselben Ver- 
säumnisse bemängeln, die bereits in der 
Denkschrift 1952 (S. 89 Nr. 39 und 40) 
behandelt sind. Er hat das Erforderliche 
veranlaßt. 

48. Bei seinen Prüfungen hat der Bundes- 
rechnungshof festgestellt, daß für eine 
größere Zahl von „Reichswohnungen“ 
Mieten gezahlt werden, die unter den 
ortsüblichen Mietwerten liegen. Es han- 
delt sich um sogenannte Reichsmietwoh- 
nungen z. b. V., die das ehemalige Reich 
(Wehrmachtfiskus) seinen Angehörigen 
aus besonderen Gründen zu ermäßigten 
Mietsätzen überlassen hatte. Da die Vor- 
aussetzungen für Vorzugsmieten nicht 
mehr gegeben sind, hat der Bundesrech- 
nungshof veranlaßt, daß die Mieten die- 
ser Wohnungen überprüft und nach ob- 
jektiven Gesichtspunkten entsprechend 
der Ortsüblichkeit neu festgesetzt wer- 
den. 

Die Bundesmietwohnungen der Zoll- 
verwaltung werden vom Rechnungsjahr 


1953 an von der Bundesvermögens- und 
Bundesbauverwaltung betreut. Bei der 
Prüfung der Mieten für diese Wohnun- 
gen hat sich ergeben, daß sie allgemein 
zu niedrig waren. Sie sind inzwischen 
bis zu der preisrechtlich zulässigen Flöhe 
heraufgesetzt worden. 

Durch diese Maßnahmen konnten die 
Miet- und Pachteinnahmen des Bundes 
nicht unerheblich erhöht werden. 

49. Verschiedentlich haben die Behörden 
Grundstücke und Baracken, an deren 
Erwerb mehrere Bewerber interessiert 
waren, verkauft, ohne vorher das gün- 
stigste Angebot zu ermitteln. Nach An- 
sicht des Bundesrechnungshofs wäre es 
in diesen Fällen möglich gewesen, höhere 
Verkaufspreise zu erzielen. Er hat da- 
her die betreffende Oberfinanzdirek- 
tion ersucht, künftig solche Verkäufe 
möglichst im Wege der öffentlichen Aus- 
schreibung durchzuführen. 


Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 

(Einzelplan 10 für die Rechnungsjahre 
1953 bis 1955) 

Abschöpfung von Preisunterschieden 
bei Lebensmitteleinfuhren 

(Kapitel 10 01 Titel 67 für das Rech- 
nungsjahr 1953, Kapitel 10 02 Titel 67 
für die Rechnungsjahre 1954 und 1955) 

50. Nach den Marktordnungsgesetzen dür- 
fen bestimmte Nahrungsmittel in das 
Bundesgebiet nur eingeführt werden, 
wenn sie von den Einfuhr- und Vorrats- 
stellen — EVSt — oder von der Ein- 
fuhrstelle — ESt — für Zucker über- 
nommen werden. Die EVSt für Getreide 
und Futtermittel und die ESt für Zuk- 
ker führen bei den Einfuhren von Ge- 
treide und Zucker mit der Einfuhr- 
schleuse zugleich einen Preisausgleich 
durch, um den Preis für die eingeführ- 
ten Güter dem inländischen Preisstand 
anzugleichen. Die Weltmarktpreise für 
Getreide, Futtermittel und Zucker 
lagen in den vergangenen Jahren unter 
den Inlandspreisen. Die Importeure 
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mußten den Unterschied zwischen den 
Auslandspreisen und den höheren In- 
landspreisen als Abschöpfungsbetrag ab- 
führen. Durch diese Maßnahmen sind 
dem Bund an Abschöpfungsbeträgen zu- 
geflossen 


im Rechnungsjahr 1952 
im Rechnungsjahr 1953 
im Rechnungsjahr 1954 
im Rechnungsjahr 1955 


109 Mio DM 
267 Mio DM 
414,7 Mio DM 
403,1 Mio DM. 


Wegen der großen Zahl der Einfuh- 
ren ist es dem Bundesrechnungshof nicht 
möglich, die Abrechnungen vollständig 
zu prüfen. Er hat daher sein Augen- 
merk darauf gerichtet, daß die EVSt für 
Getreide und Futtermittel und die ESt 
für Zucker laufend innerbetriebliche 
Kontrollen durchführen und dabei prü- 
fen, ob die Richtlinien, nach denen die 
Übernahme- (Auslands-) und Abgabe- 
Inlands-) Preise festzusetzen sind, rich- 
tig angewendet werden. Bei den Vorar- 
beiten zu den Richtlinien und ihren wie- 
derholt erforderlichen Ergänzungen und 
Änderungen hat der Bundesrechnungs- 
hof mitgewirkt. Einfuhren, die nach 
Sonderbestimmungen abgerechnet wur- 
den, hat er auch selbst geprüft. Hierzu 
gehörten z. B. Gegenseitigkeitsgeschäfte, 
bei denen Lebensmitteleinfuhren, die 
dem Preisausgleich unterliegen, von der 
Ausfuhr bestimmter Waren — meist 
des gewerblichen Sektors — abhängig 
gemacht und für die Ausfuhr Export- 
prämien gewährt wurden. Der Bundes- 
rechnungshof stellte fest, daß die Aus- 
landspreise bei der Festsetzung der Ab- 
schöpfungsbeträge um die Exportprä- 
mien erhöht wurden. Dadurch verrin- 
gerte sich die Spanne gegenüber dem In- 
landspreis, so daß die Einnahmen aus 
der Preisabschöpfung in demselben 
Maße zurückgingen. Der Bundesrech- 
nungshof hat darauf hingewiesen, daß 
die Exportprämien nicht zum Auslands- 
preis gehören und daß ihre Zahlung zu 
Lasten der Abschöpfungsbeträge nicht 
zulässig ist. Die Verwaltung hat darauf 
das Verfahren nicht mehr angewendet. 


51. Das Anwachsen der Abschöpfungsbe- 
träge, das auf das Sinken der Welt- 
marktpreise zurückzuführen war, mußte 
den Export solcher Ernährungsgüter, zu 
deren Herstellung eingeführte abschöp- 
fungspflichtige Rohstoffe verwendet 


wurden, in zunehmendem Umfange be- 
hindern. Da Reexporte das inländische 
Preisgefüge nicht beeinträchtigen, hat 
die Verwaltung die abschöpfungsfreie 
Einfuhr von Rohstoffen ermöglicht, die 
für die Herstellung solcher Exportgüter 
verwendet wurden. Soweit die Identität 
der in den Ausfuhrwaren enthaltenen 
Rohstoffe mit Einfuhrgütern nachge- 
wiesen werden kann, z. B. bei der Aus- 
fuhr von zuckerhaltigen Erzeugnissen 
oder von Getreideerzeugnissen, waren 
Bedenken gegen das Verfahren nicht zu 
erheben. Schwierigkeiten ergaben sich 
dagegen bei Ausfuhrgütern, die aus 
Schweinefleisch hergestellt wurden. Hier 
hat die Verwaltung nach einem Weg ge- 
sucht, um die Einfuhren von Futterge- 
treide, die für das Mästen der Schweine 
im Inland zusätzlich erforderlich waren, 
von der Preisabschöpfung freizustellen. 
Für die Ausfuhr von Fleischfertigwaren 
sind durch Kabinettsbeschluß zunächst 
die Abschöpfungseinnahmen aus der 
Einfuhr von 50 000 t Futtergetreide zur 
Auszahlung an die Exporteure zur Ver- 
fügung gestellt worden; später wurde 
die Menge auf 65 000 t erhöht. Bei 
einem angenommenen Abschöpfungsbe- 
trag von 120 DM für jede eingeführte 
Tonne Futtergetreide ergab sich für die 
Maßnahme ein Betrag von 7,8 Mio DM. 
Einnahmen in Höhe von 120 DM/t sind 
jedoch nur bei einzelnen Einfuhren von 
Futtergetreide im Jahre 1954 angefallen. 
Der durchschnittliche Abschöpfungsbe- 
trag bei Futtergetreide im Wirtschafts- 
jahr 1954, auf das die Förderungsmaß- 
nahme zunächst beschränkt war, belief 
sich nur auf rd. 80 DM/t; in dem fol- 
genden Vierteljahr, in dem die Aktion 
fortgesetzt wurde, sank er auf rd. 
60 DM/t. Der Bundesrechnungshof hat 
gegen die Zahlungen auf der Grundlage 
eines Abschöpfungsbetrages von 120 
DM/t sowie gegen das Verfahren, für 
diese Zahlungen bereits angefallene Ab- 
schöpfungseinnahmen zu verwenden, 
Bedenken erhoben. Die Verwaltung hat 
dem Rechnung getragen. Die Expor- 
teure von Fleischfertigwaren erhalten 
nunmehr Berechtigungsscheine für die 
abschöpfungsfreie Einfuhr von Futter- 
getreide. Die Erörterungen mit der Ver- 
waltung wegen der Inanspruchnahme 
der Abschöpfungsbeträge in Höhe von 
120 DM/t sind noch nicht abgeschlossen. 
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Darlehen und Beihilfen zur Förderung 

der ländlichen Siedlung 

(Kapitel 10 02 Titel 531 und 662 für 
die Rechnungsjahre 1953 bis 1955) 

52. Die dem Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten zur Verfü- 
gung stehenden Mittel werden über eine 
Bank geleitet. Die Bank wirkt bei der 
Bewilligung der Darlehen und Beihilfen, 
die von den obersten Siedlungsbehörden 
der Länder festgesetzt werden, mit; 
zum Teil bewilligt sie selbst Beihilfen. 
Die von den Siedlungsträgern angefor- 
derten Beträge hat die Bank auf Abruf 
der Siedlungsbehörden, die die Ange- 
messenheit und Notwendigkeit der An- 
forderungen zu prüfen haben, auszuzah- 
len. Der Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten hat die für 
die Darlehen und Beihilfen erforder- 
lichen Beträge bereits bei der Bewilli- 
gung an die Bank gezahlt. Dadurch 
haben sich bei der Bank erhebliche Be- 
träge angesammelt, die nach den Fest- 
stellungen des Bundesrechnungshofs 
zeitweilig rd. 70 Mio DM betrugen und 
zum großen Teil als Festgeld bei Ge- 
schäftsbanken angelegt waren. Der 
Bundesrechnungshof hat sich gegen 
die vorzeitige Inanspruchnahme der 
Bundeshaushaltsmittel gewandt und ge- 
fordert, daß die vorzeitig abgerufenen 
Beträge unter Einschluß der aufgekom- 
menen Zinsen von mehr als 2 Mio DM 
an den Bundeshaushalt abgeführt wer- 
den. Der Bundesminister der Finanzen 
hat sich diesem Verlangen angeschlossen; 
außerdem hat er vorgeschlagen, die Bun- 
desmittel der Bank künftig täglich in 
Höhe des tatsächlichen Bedarfs zur Ver- 
fügung zu stellen. Der Bundesminister 
für Ernährung, Landwirtschaft und For- 
sten hat sich noch nicht abschließend 
geäußert. 

Ernteschadenshilfe 1954 

(Kapitel 10 02 außerplanmäßig Titel 970 
für die Rechnungsjahre 1954 und 1955) 

53. Entsprechend dem Beschluß des Deut- 
schen Bundestages vom 24. September 
1954 hat die Bundesregierung zur Mil- 
derung der Ernteschäden des Jahres 


1954 außerplanmäßig 80 Mio DM unter 
der Voraussetzung bereitgestellt, daß die 
Länder sich verpflichten, einen Anteil an 
den Unterstützungsleistungen zu tragen 
und die Entschädigungen für Ernteschä- 
den nach den vom Bunde zu erlassen- 
den Richtlinien festzustellen und abzu- 
wickeln. Für Schleswig-Holstein, Nieder- 
sachsen, Bayern und Rheinland-Pfalz 
wurde der Landesanteil auf 50 v. H., 
für Hessen auf 55 v. H. und für Baden- 
Württemberg und Nordrhein-Westfalen 
auf je 60 v. H. der Gesamtaufwendun- 
gen festgesetzt. Auf Grund der Anfor- 
derungen der Länder hat der Bund bis- 
her rd. 31 Mio DM zur Verfügung ge- 
stellt. 

Als Unterstützungsmaßnahmen soll- 
ten in erster Linie Zinsverbilligungen 
für Kredite aus dem freien Kapitalmarkt 
bis zum 31. Dezember 1956 gewährt 
werden. Notfalls sollten niedrig zu ver- 
zinsende Kredite aus Mitteln des Bun- 
des und der Länder gegeben werden. 
Diese Kredite können in Zuschüsse um- 
gewandelt werden, soweit der Geschä- 
digte sie ohne Existenzgefährdung bis 
zum 31. Dezember 1956 nicht zurück- 
zahlen kann. Der Bundesrechnungshof 
hat die Verwendung der Bundesmittel 
in den Ländern Bayern, Baden-Würt- 
temberg und Schleswig-Holstein örtlich 
geprüft. 

Die erforderlichen Unterstützungen 
sind hinter den ursprünglichen Anfor- 
derungen weit zurückgeblieben. Wenn 
auch in verschiedenen Gebieten ganz er- 
hebliche Schäden aufgetreten sind, so 
war das abschließende Ernteergebnis 
doch günstiger, als es zunächst erwartet 
werden konnte. Die gesamten Verkaufs- 
erlöse der Landwirtschaft im Wirt- 
schaftsjahr 1954 übersteigen sogar die 
des Vorjahres. Unter diesen Umständen 
sind die Hilfsmaßnahmen in einzelnen 
Ländern verhältnismäßig unbedeutend 
geblieben. So sind z. B. in Baden-Würt- 
temberg Zinsverbilligungen für Privat- 
kredite nur in Höhe von rd. 370 000 DM 
gewährt und öffentliche Kredite nur in 
Höhe von 225 000 DM vergeben wor- 
den. Die Durchführung der Unterstüt- 
zungsmaßnahmen hat durch die Prü- 
fung der zahlreichen Anträge auf Ge- 
währung der staatlichen Hilfe zwangs- 
läufig einen erheblichen Verwaltungs- 
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aufwand verursacht und viele Wirt- 
schaftsberater ihren eigentlichen Aufga- 
ben entzogen; der Verwaltungsaufwand 
war im Verhältnis zu den tatsächlich 
begründeten Anträgen unangemessen 
hoch. 

Aus den vom Bund bereitgestellten 
Mitteln haben die von den Ernteschä- 
den besonders betroffenen Lander Bay- 
ern, Niedersachsen und Schleswig-Hol- 
stein vorweg insgesamt 25 Mio DM 
erhalten. Wie der Bundesrechnungshof 
bei seinen Prüfungen festgestellt hat, sind 
die Ausgaben zur Milderung der Ernte- 
schäden in den Ländern Bayern und 
Schleswig-Holstein nicht höher gewesen 
als die Beträge, die der Bund den bei- 
den Ländern im voraus zur Verfügung 
gestellt hatte. Im Zeitpunkt der Prü- 
fung durch den Bundesrechnungshof 
stand die nach den Richtlinien erforder- 
liche Beteiligung der beiden Länder noch 
aus. Der Bundesrechnunghof hat vom 
Bundesminister für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten verlangt, daß die 
Mittel, die über die vom Bund zuge- 
sagte Beteiligung hinausgehen, unver- 
züglich zurückgefordert werden. 


Gebühren der Außenhandelsstelle für 
Erzeugnisse der Ernährung und Land- 
wirtschaft 

(Kapitel 10 03 Titel 3 für die Rech- 
nungsjahre 1953 bis 1955) 

54. Das Bundesverwaltungsgericht hat durch 
ein Urteil vom 13. Oktober 1955 zwei 
Gebührenbescheide, die die Außenhan- 
delsstelle im Jahre 1952 für die Ertei- 
lung von Einfuhrgenehmigungen ausge- 
stellt hatte, aufgehoben. Dem Urteil 
kommt grundsätzliche Bedeutung zu. 
Nach § 1 des Gesetzes über die Erhe- 
bung von Gebühren durch die Außen- 
handelsstelle sollen die Gebühren dazu 
dienen, die Verwaltungskosten zu dek- 
ken. Das Bundesverwaltungsgericht hielt 
den damit zum Ausdruck gebrachten 
Grundsatz der Kostendeckung für ver- 
letzt, weil die Einnahmen aus Gebühren 
den Verwaltungsaufwand wesentlich 
überschritten hatten. Darauf hatte der 
Präsident des Bundesrechnungshofs be- 
reits in seinem Gutachten über die 


Außenhandelsstelle im Jahre 1953 auf- 
merksam gemacht. Zwar wurden s. Z. 
die Gebühren ermäßigt und die Gebüh- 
rensätze gleichzeitig von sieben auf zwei 
eingeschränkt; jedoch reichte diese Maß- 
nahme zunächst nicht aus, um das Ge- 
bührenaufkommen den Ausgaben anzu- 
gleichen. Auf Grund der Gebührenord- 
nung vom 13. Februar 1952 hat die 
Außenhandelsstelle bis Ende 1955 rd. 
550 000 Gebührenbescheide erlassen. Die 
erzielten Einnahmen betragen rd. 
30 Mio DM; sie überschreiten die in 
demselben Zeitraum angefallenen Ver- 
waltungskosten der Außenhandelstelle 
von rd. 13 Mio DM um rd. 17 Mio DM. 
Die Ansätze in den Haushaltsplänen für 
die Rechnungsjahre 1952 bis 1956 er- 
geben bei Einnahmen in Höhe von 
22,8 Mio DM und Ausgaben in Höhe 
von 18,8 Mio DM einen Uberschuß von 
rd. 4 Mio DM. Inzwischen haben Än- 
derungen des Einfuhrverfahrens die Zu- 
ständigkeit der Außenhandelsstelle für 
die Erteilung von Einfuhrgenehmigun- 
gen wesentlich eingeengt, so daß sie für 
das Rechnungsjahr 1956 lediglich Ein- 
nahmen in Höhe ihrer Verwaltungsaus- 
gaben erwartet und die Ansätze im 
Haushaltsplan demgemäß ausgeglichen 
sind. 

Das Urteil des Bundesverwaltungsge- 
richts hat die Frage ausgelöst, ob die 
Verwaltung unanfechtbar gewordene 
Gebührenbescheide zugunsten des Ein- 
zahlungspflichtigen ändern soll. Für die- 
sen Fall wäre weiterhin zu prüfen ge- 
wesen, welchen Einfluß eine nachträg- 
liche Herabsetzung der Gebühren, die 
bei den Einfuhren von Getreide und 
Zucker für die Erteilung von Einfuhr- 
genehmigungen entrichtet waren, auf 
die bereits rechtswirksam festgesetzten 
Abschöpfungen und Subventionen hat. 
Bei diesen Einfuhren von Getreide und 
Zucker sind die Gebühren den Impor- 
teuren in vollem Umfange als Kosten 
der Einfuhr gutgebracht worden; sie 
haben dadurch die Höhe der Ab- 
schöpfungen oder der Subventionen be- 
einflußt. An den Erörterungen über 
diese Fragen war der Bundesrechnungs- 
hof beteiligt. Die Verwaltung hat sich 
entschlossen, keine Rückzahlungen zu 
leisten und auch nicht auf einen von 
verschiedenen Wirtschaftsverbänden an- 
geregten Vergleich einzugehen. Sie hat 
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in Übereinstimmung mit der Rechtspre- 
chung und dem Schrifttum die Auffas- 
sung vertreten, daß es im Interesse der 
Rechtssicherheit liege, unanfechtbar ge- 
wordene Bescheide nicht aufzuheben, 
wenn der Betroffene von der Möglich- 
keit, sie anzufechten, keinen Gebrauch 
gemacht hat. Die Verbände haben in- 
zwischen einen Musterprozeß einleiten 
lassen; sein Ausgang wird abzuwarten 
sein. 


Bundesminister für Arbeit 

(Einzelplan 1 1 für die Rechnungsjahre 
1953 bis 1955) 

Arbeitslosenhilfe 

(Kapitel 1111 für die Rechnungsjahre 
1953 bis 1955) 

Allgemeines 

55. In den Denkschriften 1951 (S. 93 Nr. 
260) und 1952 (S. 95 Nr. 62) ist ausge- 
führt, daß durch den Entwurf des Ge- 
setzes zur Änderung und Ergänzung des 
AVAVG, der den gesetzgebenden Kör- 
perschaften bereits zugeleitet war, min- 
destens ein Teil der dort erwähnten 
Schwierigkeiten beseitigt werden würde. 
Der Fünfte Abschnitt dieses Entwurfs 
ist am 16. April 1956 als besonderes Ge- 
setz verkündet worden. Damit ist die 
bisherige Arbeitslosenfürsorge, die nun- 
mehr als Arbeitlosenhilfe bezeichnet 
wird, einheitlich geregelt. 

Förderungsmaßnahmen der wertschaf- 
fenden Arbeitslosenfürsorge 

56. Nach den Bestimmungen des AVAVG 
dürfen Darlehen und Zuschüsse an pri- 
vate, auf Erwerb gerichtete Unterneh- 
mungen nicht gewährt werden. Die da- 
zu ergangenen Richtlinien erläutern die 
Vorschrift dahin, daß gemischtwirt- 
schaftliche und private Unternehmun- 
gen nur dann Träger von Notstandsar- 
beiten sein können, wenn sie nach Sat- 
zung und Geschäftsgebaren gemeinnüt- 
zige Zwecke verfolgen. In einem Rund- 
erlaß vom 15. Februar 1955 hat der 


Präsident der Bundesanstalt diese Er- 
läuterungen dahin ergänzt, daß die Sat- 
zung und das Geschäftsgebaren der Un- 
ternehmungen erkennen lassen müs- 
sen, wieweit im Zeitpunkt der Antrag- 
stellung gemeinnützige Zwecke verfolgt 
werden. Liegen gleichzeitig private und 
gemeinnützige Interessen vor, so müs- 
sen nach Auffassung des Präsidenten 
der Bundesanstalt die gemeinnützigen 
Zwecke überwiegen, wenn eine Maß- 
nahme gefördert werden soll. 

Die erläuternden Vorschriften des 
Präsidenten, insbesondere auch ihre 
Handhabung durch die Dienststellen der 
Bundesanstalt, stehen mit den gesetz- 
lichen Vorschriften nicht im Einklang. 
Ein privates Unternehmen darf nur 
dann Leistungen aus der wertschaffen- 
den Arbeitslosenfürsorge erhalten, wenn 
es nicht auf Erwerb gerichtet ist. Ein 
privates Unternehmen, das zwar ge- 
meinnützige Zwecke verfolgt, gleichzei- 
tig aber auf Erwerb gerichtet ist, darf 
keine Leistungen bekommen. 

Nach den Feststellungen des Bundes- 
rechnungshofs sind in Einzelfällen For- 
derungsbeträge an Träger gezahlt wor- 
den, die offensichtlich vorgeschoben 
waren. Als Beispiel ist auch die Maß- 
nahme zur Anschüttung des Ewaldsees 
zu nennen. Der Ewaldsee und die an- 
grenzenden Waldungen liegen in einem 
Gebiet, in dem nach einem forsttech- 
nischen Gutachten Bodensenkungen von 
außergewöhnlichem Ausmaß aufgetre- 
ten sind; sie haben dazu geführt, daß 
der zum Teil versumpfte Wald abstirbt. 
Das Gelände, auf dem das Projekt 
durchgeführt wird, ist Privateigentum. 
Eine Bergbaugesellschaft (AG), an deren 
Kapital der Bund mittelbar überwiegend 
beteiligt ist, hat es auf 99 Jahre gepach- 
tet und betreibt dort eine Zeche. Diese 
hat an der Erhaltung des Sees ein be- 
triebliches Interesse, da sie für Notfälle 
einen Wasservorrat halten muß. Da 
weder die Zeche als industrielles Unter- 
nehmen noch der Eigentümer des Ge- 
ländes als Träger einer Maßnahme in 
Betracht kam, hat ein Siedlungsverband 
(juristische Person des öffentlichen 
Rechts) die Trägerschaft übernommen. 
Die mit der Durchführung der Maß- 
nahme zusammenhängenden Fragen 
wurden jedoch nicht mit dem Siedlungs- 
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verband, sondern unmittelbar mit der 
Zeche geregelt; sie hat die Arbeiten 
auch als Unternehmer durchgeführt. 
Der Siedlungsverband hat nur beratend 
und in forsttechnischer Hinsicht mitge- 
wirkt. Träger von Notstandsarbeiten 
ist derjenige, für dessen Rechnung die 
Arbeiten ausgeführt werden. An der 
wirklichen Trägerschaft der Bergbauge- 
sellschaft kann daher kein Zweifel be- 
stehen. Diese Gesellschaft ist ein priva- 
tes, auf Erwerb gerichtetes Unterneh- 
men im Sinne der Bestimmungen des 
AVAVG; sie darf keine Förderungs- 
beträge aus Mitteln der wertschaffen- 
den Arbeitslosenfürsorge erhalten. 

57. Bei der Förderung von Arbeitsvorhaben 
des privaten Waldbesitzes hat der Bun- 
desrechnungshof die Einschaltung vor- 
geschobener Träger häufiger als sonst 
festgestellt. In einem Lande sind forst- 
wirtschaftliche Arbeiten gefördert wor- 
den, deren Träger Forstgemeinschaften 
(auch Forstverbände, Forstgenossen- 
schaften) waren. Diese Gemeinschaften 
haben sich die Aufgabe gestellt, geeig- 
nete Flächen ihrer Mitglieder aufzufor- 
sten, die Holzerzeugung zu erhöhen 
und die Wirtschaftlichkeit der Betriebe 
zu steigern. Die Mitgliedschaft können 
Eigentümer oder Nutzungsberechtigte 
forstwirtschaftlicher Betriebe erwerben. 
Zu den Mitgliedern gehören neben 
klein- und großbäuerlichen Betrieben 
auch industrielle Unternehmen. Die 
Forstgemeinschaften unterstehen in 
forsttechnischer Hinsicht den Land- 
wirtschaftskammern. Der Nutzen ihrer 
Tätigkeit fließt allein den Mitgliedern 
zu. Diese entrichten eine Umlage, die 
sich nach der Größe des Waldbesitzes 
richtet. Aus den Mitteln werden die Ge- 
hälter für die Förster und die Verwal- 
tungskosten gezahlt. Die Kosten des 
Holzeinschlags und der Aufforstung 
(Arbeitslohn und Materialkosten) trägt 
das Mitglied, für das die Arbeiten aus- 
geführt werden. Ihm fließen auch die 
Erlöse aus dem Verkauf des in seinem 
Wald eingeschlagenen Holzes unmittel- 
bar zu. Die Forstgemeinschaften sind 
mithin nach Auffassung des Bundesrech- 
nungshofs im Rahmen der wertschaffen- 
den Arbeitslosenfürsorge als private, 
auf Erwerb gerichtete Unternehmungen 
anzusehen. 


58. Die Arbeitsverwaltung hat auch Ar- 
beitsvorhaben unter der unmittelbaren 
Trägerschaft des privaten Waldbesitzes 
gefördert. Ein Landesarbeitsamt hat die 
Instandhaltung und Verbesserung von 
Holzabfuhrwegen in Privatwaldungen 
dann als förderungsfähig behandelt, 
wenn z. B. anliegende Gemeinden oder 
Gemeindeverbände auf die Benutzung 
dieser Wege zur Abfuhr des Holzein- 
schlags angewiesen sind. Der Präsident 
der Bundesanstalt hält die Förderung 
für zulässig, weil der Präsident der frü- 
heren Reichsanstalt mit Erlaß vom 
1. Oktober 1935 die Förderung von 
Maßnahmen des privaten Waldbesitzes 
zugelassen hatte, wenn eine öffentlich- 
rechtliche Körperschaft die Trägerschaft 
übernahm. Der Bundesrechnungshof ist 
dieser Auffassung nicht beigetreten; die 
später erlassenen Richtlinien der Län- 
der und die Richtlinien des Verwal- 
tungsrats der Bundesanstalt vom 17. Fe- 
bruar 1954 haben diese Regelung auch 
nicht übernommen. Waldarbeiten sind 
zwar besonders geeignet, den Arbeits- 
willen der Arbeitslosen zu prüfen; auch 
können erwerbsbeschränkte Arbeitslose 
bei Waldarbeiten verwendet werden. 
Dennoch besteht nach der derzeitigen 
Rechtslage keine Möglichkeit, Arbeits- 
vorhaben des privaten Waldbesitzes zu 
fördern. 

59. Die Frage, wie der Begriff „gemeinnüt- 
zig“ im Sinne der Richtlinien für die 
Grundförderung auszulegen ist, hat bis- 
her nicht befriedigend beantwortet wer- 
den können. Der Bundesrechnungshof 
hat sich wegen der Fragen, die sich aus 
der Zulassung privater Unternehmungen 
als Träger von Notstandsarbeiten erge- 
ben, zunächst mit dem Bundesminister 
für Arbeit in Verbindung gesetzt. Er 
wird in einer späteren Denkschrift über 
die Angelegenheit berichten. 


Sozialversicherung 

(Kapitel 11 13 für die Rechnungsjahre 
1953 bis 1955, Kapitel A 11 13 Titel 611 
für das Rechnungsjahr 1953) 

60. Auf dem Gebiete der Sozialversicherung 
ist seit 1954 eine Fülle neuer Rechtsvor- 
schriften ergangen. Für die Prüfungs- 
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tätigkeit des Bundesrechnungshofs sind 
insbesondere die Gesetze und Verord- 
nungen wichtig, deren Funktion es ist, 
die Rentenleistungen für die Zeit bis 
zur Neuordnung der sozialen Leistun- 
gen zu verbessern. Es sind das in der 
Hauptsache 

das Renten-Mehrbetrags-Gesetz vom 
23. November 1954, 

das Kindergeldanpassungsgesetz vom 
7. Januar 1955, 

das Sonderzulagen-Gesetz vom 2. De- 
zember 1955, 

das Kindergeldergänzungsgesetz vom 
23. Dezember 1955, 

das Dritte Gesetz zur Änderung des 
Sozialversicherungs -Anpassungsge- 
setzes vom 3. Oktober 1955 in 
Verbindung mit dem Änderungs- 
gesetz vom 21. Januar 1956 und 

die Erste Durchführungsverordnung 
zum Fremdrenten- und Auslands- 
rentengesetz vom 31. Juli 1954. 

Der Bundesrechnungshof hat bei den 
Vorarbeiten zu diesen Gesetzen und 
Verordnungen zum Teil mitgewirkt 
und sowohl bei Ressortbesprechungen 
als auch in schriftlichen Stellungnahmen 
Anregungen gegeben. 

61. Die Ausgaben des Bundes für die Sozial- 
versicherung haben sich seitdem 1. April 
1950 wie folgt entwickelt: 

Rechnungsjahr 1950 rd. 700 Mio DM 
Rechnungsjahr 1951 rd. 1 374 Mio DM 
Rechnungsjahr 1952 rd. 1 730 Mio DM 
Rechnungsjahr 1953 rd. 1 951 Mio DM 
Rechnungsjahr 1954 rd. 2 613 Mio DM. 

Zu den Ausgaben des Rechnungsjah- 
res 1953 tritt noch ein außerplanmäßig 
verausgabter Betrag von rd. 691 Mio DM 
für Rentenzulagen, den der Bund den 
Trägern der Rentenversicherungen der 
Arbeiter und der Angestellten für die 
Zeit vom 1. April 1952 bis zum 
31. März 1954 durch Zuteilung von 
Schuldbuchforderungen erstattet hat. 

Von den angegebenen Beträgen ent- 
fielen u. a. auf 


Rech- Rech- 
nungs- nungs- 
jahr jahr 
1953 1954 

(in Mio DM) 

Grundbeträge in der 

Rentenversicherung 

der Arbeiter 634 654 

Grundbeträge in der 
knappschaftlichen 
Rentenversicherung 

Zuschüsse an die 
knappschaftliche 
Krankenversicherung 

Fremdrenten 

Zuschuß zu den Auf- 
wendungen der Sozial- 
versicherungsträger für 
die Tuberkulose- 
bekämpfung 

Erstattung der Leistun- 
gen der Träger der ge- 
setzlichen Krankenver- 
sicherung auf Grund 
des Mutterschutzgeset- 
zes 

Erstattung der Renten- 
zulagen an die Träger 
der gesetzlichen 
Rentenversicherung 
einschließlich Berlin 352 932 

Teuerungszulage für 
Empfänger von Sozial- 
versicherungsrenten 20 20 

Erstattung der Auf- 
wendungen nach dem 
Grundbetrags- 
erhöhungsgesetz an die 
Träger der gesetzlichen 
Rentenversicherung 329 337 

Erstattung von Auf- 
wendungen nach dem 
Renten-Mehrbetrags- 
Gesetz — 33 

Die Steigerung der Ausgaben im 
Rechnungsjahr 1953 gegenüber dem 
Vorjahr hat verschiedene Ursachen. Die 
Zahl der Rentenempfänger in den Ver- 
sicherungszweigen der Invalidenver- 
sicherung und der Angestelltenversiche- 
rung ist weiter gestiegen. Neu hinzuge- 
kommen sind die Aufwendungen, die 


65 68 

26 27 

429 432 


50 50 


26 44 
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der Bund nach dem Fremdrenten- und 
Auslandsrentengesetz zu tragen hat. 
Außerdem hat sich die Erhöhung der 
Grundbeträge, die dem Bund nach dem 
Grundbetragserhöhungsgesetz zur Last 
fällt, im Rechnungsjahr 1953 voll aus- 
gewirkt. 

Das Ansteigen der Ausgaben im 
Rechnungsjahr 1954 ist in der Haupt- 
sache darauf zurückzuführen, daß der 
Bund den Trägern der Rentenversiche- 
rungen der Arbeiter und der Angestell- 
ten die Rentenzulagen in voller Höhe 
erstattet hat. Außerdem sind in diesem 
Rechnungsjahr erstmalig Aufwendungen 
für das Renten-Mehrbetrags-Gesetz an- 
gefallen. Auch hatte der Bund den Trä- 
gern der gesetzlichen Krankenversiche- 
rung erheblich höhere Leistungen nach 
dem Heimkehrergesetz vom 19. Juni 
1950 zu erstatten. Schließlich haben sich 
die Erstattungen des Bundes auf Grund 
des Mutterschutzgesetzes vom 24. Ja- 
nuar 1952 erhöht. 

Die genaue Hohe der Ausgaben im 
Rechnungsjahr 1955 ist noch nicht be- 
kannt. Sie werden etwa rd. 2,8Mrd.DM 
betragen. 

62. Diese Entwicklung hat den Bundesrech- 
nungshof veranlaßt, seine Prüfungstätig- 
keit erheblich zu verstärken. Bei der 
örtlichen Prüfung der Haushalts- und 
Wirtschaftsführung der Rentenversiche- 
rungsträger hat er die Durchführung 
der vielfältige^ Aufgaben dieser Einrich- 
tungen insbesondere unter dem Ge- 
sichtspunkt der Wirtschaftlichkeit ge- 
prüft. Die Prüfung erstreckte sich je- 
weils auch darauf, inwieweit eine nach- 
haltige Senkung der Personalausgaben 
und der dadurch beeinflußten Sachaus- 
gaben erreichbar erschien. Bei der Prü- 
fung des Einzugs der Beiträge hat der 
Bundesrechnungshof festgestellt, daß die 
Arbeitgeber mit der Abführung der Bei- 
träge an die Krankenkassen zum Teil er- 
heblich im Rückstand geblieben waren; 
andererseits haben einzelne Kranken- 
kassen die Beiträge, die sie für die Ren- 
tenversicherungsträger eingezogen hat- 
ten, nicht immer termingerecht abge- 
führt. Der Bundesrechnungshof hat sich 
dafür eingesetzt, daß die Beiträge 
pünktlich eingezogen und beschleunigt 
abgeführt werden, damit die Renten- 


versicherungsträger keine weiteren Zins- 
verluste erleiden. Der Bundesrechnungs- 
hof hat den Verwaltungen nahegelegt, 
bei der Vermögensanlage vorsichtig zu 
disponieren, damit die Anlagen erfor- 
derlichenfalls rechtzeitig flüssig gemacht 
werden können. Wenn die Anlage des 
Vermögens nicht den Bestimmungen 
der Reichsversicherungsordnung ent- 
sprach, hat der Bundesrechnungshof die 
zuständigen Organe auf ihre Verant- 
wortung und auf die Beachtung der 
Vorschriften hingewiesen. Vereinzelt 
haben die Aufwendungen für Bauten 
sowie für medizinische und bürotech- 
nische Zwecke nicht in dem richtigen 
Verhältnis zu den Bedürfnissen gestan- 
den. Besondere Aufmerksamkeit hat der 
Bundesrechnungshof auch der Frage der 
Kostengestaltung versicherungseigener 
Heilstätten gewidmet. 

63. Den Schwerpunkt der örtlichen Prü- 
fungen bildete das Rentengeschäft. In 
einer größeren Anzahl von Rentenfäl- 
len hat der Bundesrechnungshof jeweils 
geprüft, ob die Vorschriften über die 
Gewährung und die Berechnung der 
Renten richtig angewendet worden sind. 
Diesen Prüfungen kommt auch für die 
Feststellung, ob die Bundesmittel ord- 
nungsgemäß verwendet worden sind, 
erhebliche Bedeutung zu. In der Mehr- 
zahl der geprüften Fälle waren die Ren- 
ten zu Recht gewährt und richtig be- 
rechnet. Dagegen mußte der Bundes- 
rechnungshof mehrfach beanstanden, 
daß Rentenversicherungsträger sich vom 
Bund Aufwendungen hatten erstatten 
lassen, die über den gesetzlichen Rah- 
men hinausgingen. So haben Renten- 
versicherungsträger der ehemaligen ame- 
rikanischen Zone die Flüchtlingsrenten- 
gesetze nicht richtig angewendet und 
vom Bund überhöhte Beträge ange- 
fordert und auch erhalten. In einem 
anderen Fall hat ein Versicherungsträger 
der knappschaftlichen Rentenversiche- 
rung in erheblichem Umfange über- 
höhte Aufwendungen für Rentenzu- 
lagen vom Bund verlangt und auch be- 
kommen. Die finanziellen Auswirkun- 
gen dieser Maßnahmen konnten bisher 
noch nicht endgültig geklärt werden. 
Uber das Ergebnis wird später abschlie- 
ßend berichtet werden. 


26 



64. Die endgültige Abrechnung der Leistun- 
gen nach dem Mutterschutzgesetz vom 
24. Januar 1952 hat sich dadurch erheb- 
lich verzögert, daß die dazu erforder- 
lichen Vorschriften erst durch eine 
Rechtsverordnung vom 22. November 
1955 ergangen sind. Nach § 14 des Mut- 
terschutzgesetzes ist der Bundesminister 
für Arbeit ermächtigt, Rechtsverord- 
nungen zur Durchführung derjenigen 
Vorschriften des Mutterschutzgesetzes 
zu erlassen, die die Erstattungspflicht 
des Bundes für gewisse Aufwendungen 
regeln. Der Bundesrechnungshof hatte 
den Bundesminister für Arbeit frühzei- 
tig auf die besondere Dringlichkeit 
der Rechtsverordnung hingewiesen. Er 
konnte die endgültige Abrechnung der 
Leistungen nach dem Mutterschutz- 
gesetz erst nach dem Erlaß der Rechts- 
verordnung in seine Prüfungen einbe- 
ziehen. 

Bundesminister für Verkehr 

(Einzelplan 12 für die Rechnungsjahre 
1953 bis 1955) 

Bundesfernstraßen (Bundesstraßen und 
Bundesautobahnen) 

(Kapitel 12 10 und Kapitel A 12 10 für 
die Rechnungsjahre 1953 bis 1955) 

Zusätzliche Kosten für Entwurfsbearbei- 
tung, Bauaufsicht und Bauabrechnung 

(Kapitel 12 10 Titel 300 und 301 für die 
Rechnungsjahre 1953 bis 1955) 

65. In der Denkschrift 1952 ist ausgeführt, 
daß die Länder im Rahmen der Auf- 
tragsverwaltung für die Bundesfernstra- 
ßen Personalausgaben und Sachaus- 
gaben, die sie selbst zu tragen haben, 
in erheblichem Umfange aus Bundes- 
mitteln bestritten haben (S. 98 Nr. 
75). Dieses Verfahren setzten sie in 
den Rechnungsjahren 1953 und 1954 
und — wie schon jetzt festgestellt wer- 
den konnte — auch teilweise im Rech- 
nungsjahr 1955 fort. 

66. Nach Art. 90 Abs. 2 GG verwalten die 
Lander die Bundesautobahnen (2 229 km) 


und die Bundesstraßen (22 093 km) im 
Aufträge des Bundes. 

Die Verwaltung der Landstraßen 

I. Ordnung (53 400 km) ist Landesange- 
legenheit (§ 2 Abs. 2 Satz 2 des als Lan- 
desrecht weitergeltenden Gesetzes über 
die einstweilige Neuregelung des Stra- 
ßenwesens und der Straßenverwaltung 
vom 26. März 1934). 

Die Verwaltung der Landstraßen 

II. Ordnung (49 294 km) obliegt den 
Stadt- und Landkreisen. Mit der Durch- 
führung dieser Aufgaben haben die 
Landkreise in vielen Fällen die Straßen- 
bauverwaltungen der Länder beauftragt. 

Die Landesbehörden der Straßenbau- 
verwaltung führen mithin gleichzeitig 
Aufgaben des Bundes und der Länder 
und häufig auch solche der Landkreise 
durch. 

67. Nach § 6 Abs. 2 des Gesetzes über die 
vermögensrechtlichen Verhältnisse der 
Bundesautobahnen und sonstigen Bun- 
desstraßen des Fernverkehrs übernimmt 
der Bund die Einnahmen und Ausgaben, 
die sich aus der Straßenbaulast für die 
Bundesautobahnen und die Bundesstra- 
ßen ergeben, mit Ausnahme der Ver- 
waltungseinnahmen und der Verwal- 
tungsausgaben. 

Die Straßenbaulast für die Bundes- 
fernstraßen erstreckt sich neben den 
Aufwendungen für den Neubau auf die 
Kosten der Unterhaltung und Instand- 
setzung (UI) und auf die Kosten des 
Um- und Ausbaues (UA). Letztere sind 
in normale Bauvorhaben (UA I) und in 
besondere Bauvorhaben (UA II) unter- 
teilt. 

68. Der Bund beteiligt sich freiwillig an den 
Personalausgaben, wenn die Länder Be- 
dienstete zusätzlich einstellen und sie 
ausschließlich mit Entwurfsbearbeitung, 
Bauaufsicht und Bauabrechnung für den 
Bund beschäftigen. Auch übernimmt er 
eine Reihe der dabei anfallenden Sach- 
ausgaben (z. B. für Meßtischblätter und 
Lichtpausen). Die Beteiligung des Bun- 
des an den Personal- und Sachausgaben 
der Länder (sogenannte UA III-Aus- 
gaben) steht in einem bestimmten Ver- 
hältnis zu seinen Ausgaben für die Bun- 
desfernstraßen. Der Bundesanteil an den 
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Personal- und Sachausgaben für die Ent- 
wurfsbearbeitung beträgt im allgemei- 
nen bis zu 2 v. EL, der für die Bauauf- 
sicht — einschl. Bauabrechnung — bis 
zu 1 v. Ei. der Ausgaben für den Um- 
und Ausbau, für die Kriegsschäden- 
beseitigung sowie für Neubauten. Die 
Beteiligung des Bundes richtete sich bis 
zum 31. März 1956 noch nach den 
früheren Bestimmungen des General- 
inspektors für das deutsche Straßen- 
wesen über Bewirtschaftung der Reichs- 
straßenmittel, Rechnungslegung und 
Rechnungsprüfung — BR — . An ihre 
Stelle ist mit Wirkung vom 1. April 
1956 die Zweite Allgemeine Verwal- 
tungsvorschrift für die Auftragsverwal- 
tung der Bundesfernstraßen — 2. 

AVVFStr. — getreten. 

69. Der Bund trägt mit der freiwilligen 
Übernahme von Kosten für die Ent- 
wurfsbearbeitung, Bauaufsicht und Ab- 
rechnung wesentlich zu den Verwal- 
tungsausgaben der Straßenbauverwal- 
tung der Länder bei. Das ergibt sich 
z. B. aus dem Entwurf des EEaushalts- 
plans eines Landes für das Rechnungs- 
jahr 1956. Dort sind die Personalaus- 
gaben für die Entwurfsbearbeitung und 
für die Bauaufsicht der Autobahn-Neu- 
bauten mit 2,42 Mio DM veranschlagt. 
Diesem Betrag steht eine voraussicht- 
liche Beteiligung des Bundes von 2,25 
Mio DM gegenüber. Sie würde mithin 
annähernd 90 v. Ei. der Personalaus- 
gaben des Landes für Entwurfsbearbei- 
tung, Bauaufsicht und Bauabrechnung 
decken. 

70. Die Verwendung der UA III-Mittel war 
bis zum 31. März 1956 daran gebunden, 
daß Bedienstete der Länder zusätzlich 
eingestellt und ausschließlich mit Ent- 
wurfsbearbeitung, Bauaufsicht und Bau- 
abrechnung an Bundesfernstraßen be- 
schäftigt wurden. Die Länder haben 
jedoch UA III-Mittel auch dann in An- 
spruch genommen, wenn diese Voraus- 
setzungen nicht erfüllt waren. Ferner 
haben Landesbehörden in erheblichem 
Umfange Sachausgaben aus UA III-Mit- 
teln über den zulässigen Rahmen hin- 
aus geleistet, so für Post- und 
Fernsprechgebühren, Büroausstattungen, 
Schreib- und Zeichenbedarf sowie für 
die Beschaffung von Meßinstrumenten. 


71. Die Straßenbauabteilung eines Landes 
hat seit Jahren Bundesmittel dadurch 
zu Unrecht in Anspruch genommen, 
daß sie außer den Bezügen für die An- 
gestellten, die ohnehin aus UA III-Mit- 
teln bestritten wurden, auch einen Teil 
der Bezüge ihres ständigen Personals 
pauschal aus Bundesmitteln entnahm. 
Die ungerechtfertigte Inanspruchnahme 
belief sich in den Rechnungsjahren 1952 
und 1953 auf rd. 184 000 DM. 

72. Ein Autostraßenamt hat die Vergütun- 
gen für die Angestellte im Vorzimmer 
des Amtsvorstandes und für mehrere 
Kanzleiangestellte zu Lasten des Bun- 
deshaushalts (UA III-Mittel) gebucht. 
Diese Dienststelle hat auch die Ver- 
gütung für einen Diplomingenieur, der 
im Rahmen eines Werkvertrages stati- 
sche Berechnungen von Straßenbrücken 
im Aufträge der Besatzungsmacht nach- 
zurechnen hatte, aus UA-III-Mitteln ge- 
zahlt. Die Vergütung hätte aus den 
Bundesmitteln des Einzelplans 35 — 
Verteidigungslasten — bestritten wer- 
den müssen; die hierfür zugewiesenen 
EEaushaltsmittel in Flöhe von rd. 
162 000 DM hatte das Amt bereits ver- 
braucht. Auch für die Durchführung 
statistischer Arbeiten, für die Aufstel- 
lung von Straßenbauprogrammen, für 
Straßenzustandspläne, Monatsberichte 
und Schreibarbeiten hat dieses Auto- 
straßenamt Bundesmittel in EEöhe von 
rd. 4300 DM zu Unrecht in Anspruch 
genommen. 

73. Die Straßenbauverwaltungen der Län- 
der erhalten für einen Teil der Bauvor- 
haben des Bundes Beiträge und Zu- 
schüsse Dritter, die den Bundesmitteln 
zufließen. Es handelt sich z. B. um 
Kostenbeiträge der Deutschen Bundes- 
bahn für die Beseitigung schienenglei- 
cher Kreuzungen und um Grundförde- 
rungsbeiträge der Bundesanstalt für Ar- 
beitsvermittlung und Arbeitslosenver- 
sicherung im Rahmen der wertschaffen- 
den Arbeitslosenfürsorge. 

In den Rechnungsjahren 1951 und 
1952 hat die Straßenbauverwaltung 
eines Landes von den Beiträgen und Zu- 
schüssen Dritter rd. 18 000 DM zu Un- 
recht entnommen und dem Landeshaus- 
halt zugeführt. 
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74. Andere Straßenbaudienststellen haben 
die Bewirtschaftungskosten für ihre 
Diensträume aus den UA III-Mitteln 
des Bundes gezahlt. Im Rechnungsjahr 
1953 haben sie Bundesmittel in Höhe 
von 6500 DM zu Unrecht verausgabt 
und im Landeshaushalt vereinnahmt. 


Abwicklung der ehemaligen 
Reichsstraßen und Reichsautobahnen 

(Kapitel A 12 10 Titel 829 für die Rech- 
nungsjahre 1953 bis 1955) 

75. Im Rahmen der Auftragsverwaltung 
haben die Länder die Maßnahmen zur 
Inanspruchnahme von Grundstücken 
für den Bau der ehemaligen Reichs- 
straßen und Reichsautobahnen zu Ende 
zu führen und eine Reihe von Folgeein- 
richtungen der früheren Reichsstraßen 
und Reichsautobahnen abzuwickeln. 

Auch hier beteiligt sich der Bund frei- 
willig an den Personal- und Sachaus- 
gaben der Länder. Der Beitrag des Bun- 
des beträgt für die Bearbeitung der 
Nutzungsentschädigungen bis zu 3v.H., 
für die Bearbeitung der Umlegungsver- 
fahren und des Grunderwerbs durch 
Kauf bis zu 6 v. H. der Abwicklungs- 
kosten. Im Bundeshaushaltsplan für das 
Rechnungsjahr 1955 waren als Beitrag 
des Bundes zu den Verwaltungskosten 
410 000 DM veranschlagt. 

Die Ausgaben sind wie bei den UA III- 
Mitteln einzeln nachzuweisen. Einzelne 
Lander haben jedoch den Beitrag des 
Bundes in einer Summe beim Bundes- 
haushalt ohne nähere Erläuterung als 
Ausgabe und beim Landeshaushalt als 
Einnahme gebucht; da ein Einzelnach- 
weis nicht geführt wurde, konnte der 
Bundesrechnungshof die Berechtigung 
der Ausgaben in diesen Fällen nicht 
nachprüfen und damit auch nicht aner- 
kennen. Soweit der Bundesrechnungshof 
bisher festgestellt hat, wurden auf diese 
Weise in mehreren Ländern rd. 167 000 
DM zu Unrecht aus Bundesmitteln ent- 
nommen. 

Kosten für Planungsarbeiten (Planungs- 
titel) 

76. Große Baumaßnahmen, vor allem der 
Neubau von Autobahnteilstrecken, er- 


fordern besondere Neubauämter. Die 
Einrichtung auch dieser Behörden ist 
Sache der Länder. Der Bund beteiligt 
sich ebenfalls freiwillig an den Kosten 
für Entwurfsbearbeitung, Bauaufsicht 
und Bauabrechnung. Er hat seine Bei- 
träge in besonderen Planungstiteln aus- 
gebracht. So waren im Rechnungsjahr 
1954 insgesamt 700 000 DM bereitge- 
stellt. Für die Bewirtschaftung der Pla- 
nungstitel gelten dieselben Bestimmun- 
gen wie für die UA III-Mittel. Auch 
hier haben die Länder sie nicht ge- 
nügend beachtet. 

77. Ein Land hat im Rechnungsjahr 1953 
für Schreibtische, Aktenschränke und 
Vermessungsgeräte rd. 5 500 DM zu Un- 
recht aus Bundesmitteln verausgabt. Bei 
der Straßenbaudienststelle eines anderen 
Landes wurden für Personal- und Sach- 
ausgaben rd. 5 600 DM, ferner für Fern- 
sprechgebühren und Reinigungskosten 
rd. 2 100 DM bei einem Planungstitel 
des Bundeshaushalts gebucht; die Aus- 
gaben hätte das Land tragen müssen 
Eine andere Straßenbaudienststelle des 
gleichen Landes hat für Fernsprechge- 
bühren, für Reinigungskosten, für die 
Entlohnung eines Kraftfahrers und für 
den Kauf von Büchern rd. 11 800 DM 
zu Unrecht auf einen Planungstitel des 
Bundeshaushalts übernommen. 

Sonstiges 

78. Die Straßenbauverwaltung eines Landes 
hat eine ihrer Dienststellen in einem 
bundeseigenen Gebäude untergebracht. 
Bei einer örtlichen Prüfung stellte der 
Bundesrechnungshof fest, daß das Land 
für die in Anspruch genommenen Büro- 
räume seit dem 1. April 1950 keine 
Miete an den Bund entrichtet hatte. In 
demselben Gebäude sind mehrere 
Räume des Erdgeschosses an zwei Fir- 
men vermietet; die dem Bund zustehen- 
iden Mieten — jährlich 3 012 DM — 
wurden in den Rechnungsjahren 1950 
bis 1952 beim Landeshaushalt verein- 
nahmt. Außerdem hat das Land einen 
Teil der Bewirtschaftungskosten für 
seine Büroräume auf den Bund abge- 
wälzt. So wurden im Rechnungsjahr 
1953 für rd. 16 300 DM Kohlen zum 
Heizen der Diensträume zu Lasten des 
Bundes gekauft. 
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79. Die Straßenbaudienststelle eines Landes 
hat ihre Büroräume auf Kosten des 
Bundes bewachen lassen und die Be- 
wirtschaftungskosten für die Büroräume 
sowie die Kosten für Ferngespräche zum 
Teil beim Bundeshaushalt gebucht. 

80. Die Länder haften für Ansprüche aus 
der Verletzung der Verkehrssicherungs- 
pflicht auf Bundesfernstraßen allein. Sie 
haben in diesen Fällen auch die Prozeß- 
und Anwaltskosten zu tragen, die Ver- 
waltungsausgaben sind. Hiervon abwei- 
chend haben zwei Länder in den Rech- 
nungsjahren 1953 und 1954 Schadens- 
ersatzleistungen sowie Prozeß- und An- 
waltskosten in Höhe von rd. 21 600DM 
aus Bundesmitteln bestritten. Ein ande- 
res Land hat im Rechnungsjahr 1953 
rd. 18 600 DM für Schadensersatz zu 
Unrecht aus Bundesmitteln verausgabt; 
ein Kraftfahrer (Landesbediensteter) 
hatte bei der Räumung einer Straßen- 
baustelle erheblichen Sachschaden verur- 
sacht. Es handelt sich um eine Teillei- 
stung; der gesamte Sachschaden wird auf 
etwa 150 000 DM geschätzt. 


Ergebnis der Prüfungen 

81. Die Länder haben nach den bis Ende 
April 1956 getroffenen Feststellungen 
des Bundesrechnungshofs rd. 1,7 Mio 
DM (davon 1,2 Mio DM Personalaus- 
gaben und 0,5 Mio DM Sachausgaben) 
zu Unrecht aus Bundesmitteln veraus- 
gabt. Davon haben sie rd. 180 000 DM 
erstattet. Der Bundesrechnungshof wird 
über die Abwicklung der Angelegenheit 
später berichten. 

Bundesminister für Verteidigung 

(Einzelplan 14 für das Rechnungsjahr 
1955) 

V erteidigungslasten 

(Einzelplan 35 für die Rechnungsjahre 
1953 bis 1955) 

Allgemeines 

82. Die Aufstellung deutscher Streitkräfte 
auf der Grundlage der Pariser Verträge 


hat zu der Errichtung des Bundesmini- 
steriums für Verteidigung geführt. Die 
Ausgaben und Einnahmen seines Ge- 
schäftsbereichs werden vom Rechnungs- 
jahr 1955 an im Einzelplan 14 veran- 
schlagt. Der Einzelplan 35, in dem bis- 
her der gesamte deutsche Verteidigungs- 
beitrag ausgebracht war, umfaßt vom 
Rechnungsjahr 1956 ab nur noch die 
Verteidigungslasten, die im Zusammen- 
hang mit dem Aufenthalt nichtdeut- 
scher Streitkräfte im Bundesgebiet 
stehen. 


Bundesminister für Verteidigung 

83. Die Aufstellung der deutschen Streit- 
kräfte hat bedeutsame Probleme finan- 
zieller, organisatorischer und güterwirt- 
schaftlicher Art aufgeworfen. Wenn sie 
ohne allzu empfindliche Störungen für 
die deutsche Volkswirtschaft gelöst wer- 
den sollen, so ist eine Gesamtplanung 
erforderlich, die die Verteidigungsmaß- 
nahmen sinnvoll in den volkswirtschaft- 
lichen Ablauf einordnet. Dabei muß 
auch der Umfang der ausländischen 
Finanz- und Sachhilfe festgestellt und 
ferner geklärt werden, inwieweit der 
Bedarf im Ausland gedeckt werden soll, 
sei es aus konjunkturpolitischen Gründen 
oder sei es, weil der Aufbau der eigenen 
Rüstungswirtschaft mit den Rüstungs- 
wirtschaften der übrigen Länder des 
Westens abgestimmt werden muß. Bei 
der Zeitplanung sollten die Fristen nicht 
zu kurz bemessen werden; auch sollte 
dafür gesorgt werden, daß die einzel- 
nen Maßnahmen sachgemäß ineinander- 
greifen und reibungslos durchgeführt 
werden können. Eine umfassende Ge- 
samtplanung ist auch unerläßliche Vor- 
aussetzung für eine wirtschaftliche Be- 
darfsdeckung. Diese ist nur gewähr- 
leistet, wenn die Beschaffungsstelle den 
Gesamtbedarf für einen längeren Zeit- 
raum übersehen kann und in der Lage 
ist, die Ausschreibungen ohne Zeitdruck 
und unter den wirtschaftlich günstigsten 
Bedingungen durchzuführen. 

Die beteiligten Ministerien werden 
bald einen Gesamtplan aufstellen müs- 
sen. 

84. Das Fehlen einer Gesamtplanung, aber 
auch der nur langsame Fortgang der für 
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den Aufbau der Streitkräfte notwendi- 
gen Gesetzgebung haben sich störend 
auf die Haushaltswirtschaft ausgewirkt. 
Weder für das Rechnungsjahr 1955 noch 
für das Rechnungsjahr 1956 konnte 
rechtzeitig ein ordnungsmäßiger, alle 
Verteidigungsausgaben umfassender Ein- 
zelplan aufgestellt werden. Nach Erlaß 
des Freiwilligengesetzes vom 23. Juli 
1955, das den Aufbau einleitete, mußten 
im Rechnungsjahr 1955 durch Nach- 
träge und Vorwegbewilligungen (Ka- 
pitel 35 01 Titel 300) Planstellen für Sol- 
daten und Beamte geschaffen und die 
erforderlichen Haushaltsmittel, auch für 
die übrigen Personalausgaben und die 
Sachausgaben, bereitgestellt werden. Die 
Vorwegbewilligungen werden haushalts- 
mäßig im Vierten Nachtrag zum Haus- 
halt 1955 ihre endgültige Regelung fin- 
den; damit wird der Einzelplan 14 für 
dieses Rechnungsjahr seine endgültige 
Fassung erhalten. Auch für das Rech- 
nungsjahr 1956 konnte in den Einzel- 
plan 14 nur ein Globalbetrag (rd. 8,7 
Mrd. DM) eingestellt werden, der im 
Nachtragswege aufgegliedert werden 
soll; dabei wird es wieder zu Vorweg- 
bewilligungen kommen. Bei der weit- 
tragenden finanziellen und wirtschaft- 
lichen Bedeutung des Verteidigungsbei- 
trags im Rahmen der gesamten Haus- 
haltswirtschaft muß angestrebt werden, 
den Verteidigungshaushalt vom Rech- 
nungsjahr 1957 an in der erforderlichen 
Gliederung und so rechtzeitig aufzustel- 
len, daß hinreichende Zeit für seine ein- 
gehende Beratung zur Verfügung steht 
und die Verabschiedung des Bundes- 
haushalts nicht verzögert wird. 

85. Bei der Erörterung der vorläufigen 
Stärkenachweisungen und Stellenpläne 
für die Streitkräfte und die Verwal- 
tungseinrichtungen konnte der Bundes- 
rechnungshof den Vorstellungen des 
Bundesministers für Verteidigung über 
Stellenzahl und Stellenbewertung nicht 
immer beitreten. 

Die endgültigen Stärke- und Aus- 
rüstungsnachweisungen und die Stellen- 
pläne können erst aufgestellt werden, 
wenn der Gesetzgeber die erforderlichen 
grundsätzlichen Regelungen über den 
Aufbau der Streitkräfte getroffen hat. 
Die Stärkenachweisungen und die Stel- 


lenpläne müssen auf den neuen Erkennt- 
nissen der Gliederung, Bewaffnung und 
Führung von Streitkräften aufbauen. 
Sie werden sorgfältig daraufhin geprüft 
werden müssen, ob sie dem Grundsatz 
sparsamer Wirtschaftsführung entspre- 
chen. 

86. Der Bundesrechnungshof wird im Rah- 
men seiner Aufgaben weiterhin an der 
Lösung der Fragen, die mit dem Neu- 
aufbau der militärischen Landesverteidi- 
gung verbunden sind, mitwirken. 


Verteidigungslasten im Zusammenhang 
mit dem Aufenthalt nichtdeutscher 
Streitkräfte im Bundesgebiet 

87. Die finanziellen Abmachungen, die den 
Übergang vom Besatzungsregime zur 
vertraglichen Stationierung der nicht- 
deutschen Streitkräfte im Bundesgebiet 
regeln, sind in der Denkschrift 1952 
(S. 108/109 Nr. 112 und 113) behandelt. 
Der Übergang hat sich im allgemeinen 
reibungslos vollzogen. Von dem Gesamt- 
betrag für Besatzungskosten und Auf- 
tragsausgaben in Höhe von rd. 4674 Mio 
DM, den die früheren Besatzungsmächte 
nach dem Stand vom 1. April 1955 zu 
beanspruchen hatten, standen ihnen am 
Schluß des Rechnungsjahres 1955 noch 
rd. 1380 Mio DM zur Verfügung. Die- 
sen Überhangsbetrag können sie nach 
der z. Z. geltenden Regelung noch bis 
zum 5. November 1956 zur Bezahlung 
von Verpflichtungen verwenden, die sie 
vor Beendigung des Besatzungsregimes 
eingegangen sind. Von dem Gesamtbe- 
trag für Stationierungskosten in Höhe 
von 3200 Mio DM waren am Schluß 
des Rechnungsjahres 1955 rd. 1134 Mio 
DM noch nicht abgerufen. Über diesen 
Betrag können die Stationierungs-Streit- 
kräfte nach der jetzigen Regelung noch 
bis zum 5. Mai 1957 verfügen, soweit 
sie Verpflichtungen vor dem 5. Mai 1956 
eingegangen sind. 

88. Bei Ablauf des ersten Stationierungs- 
jahres stand nicht fest, ob die nach die- 
sem Zeitpunkt neu entstehenden Ver- 
pflichtungen von der Bundesrepublik 
oder von den Stationierungsmächten zu 
erfüllen waren. Die Verhandlungen über 
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die insoweit bestehenden Meinungsver- 
schiedenheiten sind erst kürzlich im we- 
sentlichen abgeschlossen worden. Um 
die Schwierigkeiten zu überbrücken, die 
mit einer Einstellung der Lohn- und 
Gehaltszahlungen sowie der sonstigen 
fortlaufenden Aufwendungen verbun- 
den gewesen wären, hat die Bundesre- 
gierung diese Ausgaben vorläufig wei- 
tergeleistet. 

89. Mißlich ist auch der Zustand, daß es an 
einer geeigneten Grundlage für die wei- 
tere Inanspruchnahme von Liegenschaf- 
ten für den Bedarf der Stationierungs- 
Streitkräfte fehlt. Die Jahresfrist, wäh- 
rend der die Stationierungs-Streitkräfte 
requirierte Grundstücke weiterbenutzen 
durften, war am 5. Mai 1956 abgelau- 
fen. Neubauten stehen noch nicht in 
ausreichendem Umfange zur Verfügung. 
Für die Unterbringung der Streitkräfte 
und ihrer Mitglieder muß aber auch 
weiterhin gesorgt werden. Das Bundes- 
leistungsgesetz, das die Anforderungen 
und die Entschädigungen regeln wird, 
ist noch nicht erlassen worden. Durch 
das Gesetz über die vorläufige Fortgel- 
tung der Inanspruchnahme von Gegen- 
ständen für Zwecke der ausländischen 
Streitkräfte und ihrer Mitglieder ist 
nunmehr für die Zeit bis längstens zum 
31. Dezember 1956 eine Übergangsrege- 
lung getroffen. Gleichwohl sollte das 
Bundesleistungsgesetz möglichst bald er- 
lassen werden, damit die Betroffenen 
einen ausreichenden Rechtsschutz erhal- 
ten und die Entschädigungen für die In- 
anspruchnahme, die seit dem 5. Mai 
1955 in vorläufiger Höhe gezahlt wer- 
den, in angemessener Weise endgültig 
geregelt werden können. Auch das Feh- 
len eines Landbeschaffungsgesetzes 
macht sich in zunehmendem Maße nach- 
teilig bemerkbar. Seit langer Zeit in An- 
spruch genommene Grundstücke, die 
durch die Streitkräfte schon bebaut oder 
sonst in ihrem Zustand verändert und 
für sie unentbehrlich sind (z. B. Flug- 
plätze), müssen beschleunigt in das 
Eigentum des Bundes übergeführt wer- 
den. Nur so ist es möglich, klare Rechts- 
verhältnisse zu schaffen und die Nut- 
zungsvergütungen für Grundstücke, die 
oft schon seit vielen Jahren endgültig 
anderen Zwecken zugeführt sind, einzu- 
sparen. 


Viele Eigentümer, die sich jetzt noch 
weigern, ihre Grundstücke dem Bund 
zu angemessenen Preisen zu überlassen, 
werden zu einer Veräußerung eher ge- 
neigt sein, wenn die Möglichkeit zu 
einer Enteignung vorhanden ist. Auch 
beim Erwerb von Grundstücken für die 
deutschen Streitkräfte ist dies von we- 
sentlicher Bedeutung. 

90. Der Bundesrechnungshof hat die Besat- 
zungskosten und die Auftragsausgaben 
weiter nach den bisherigen Grundsätzen 
geprüft. Er prüft auch die Ausgaben 
aus dem Besatzungskostenüberhang. 
Grundlage sind auch für diese Prüfun- 
gen die Direktive der ehemaligen Alli- 
ierten Hohen Kommission — AHK — 
vom 17. Oktober 1950 und die Zusatz- 
anordnung vom gleichen Tage, die nach 
§ 3 Abs. 4 des Ersten Gesetzes zur Auf- 
hebung des Besatzungsrechts vom 30. 
Mai 1956 in Kraft bleiben. Die Berichte 
über die Ergebnisse seiner Prüfungen, 
die der Bundesrechnungshof bisher den 
Hohen Kommissaren übersandte, leitet 
er nunmehr den Botschaftern der Drei 
Mächte zu. 

91. Über die Ergebnisse der Prüfungen ist 
in den früheren Denkschriften berichtet 
worden. Da die Verhältnisse sich nicht 
wesentlich geändert haben und da die 
Besatzungskosten und Auftragsausgaben 
auslaufen, bedarf es in diesem Jahr kei- 
ner weiteren Darlegungen. Der Bundes- 
rechnungshof achtet darauf, daß Einnah- 
men, die nach Art. 11 Abs. 1 des 
Finanzvertrags der Bundesrepublik zu- 
fließen, erhoben und dem Bundeshaus- 
halt zugeführt werden; es handelt sich 
z. B. um festgestellte Überzahlungen 
und um Erlöse aus der Verwertung von 
Gütern, die aus dem Besatzungskosten- 
haushalt angeschafft worden sind, aber 
nicht mehr benötigt werden. 

92. An die Stelle des Gesetzes Nr. 47 der 
AHK ist das deutsche Gesetz über die 
Abgeltung von Besatzungsschäden vom 
1. Dezember 1955 getreten. Dieses Ge- 
setz gewährt den Betroffenen einen 
Rechtsanspruch auf Entschädigung, der 
sich im Gegensatz zu früher gegen die 
Bundesrepublik richtet. Es sieht allge- 
mein vor, daß die Entscheidungen der 
Verwaltungsbehörden im Verwaltungs- 
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gerichtsverfahren nachgeprüft werden 
können. Der Bundesrechnungshof sucht 
zu erreichen, daß die hohe Zahl der 
noch nicht erledigten Entschädigungs- 
fälle beschleunigt abgewickelt wird. 

In der ehemaligen amerikanischen 
Zone schwebt noch eine Reihe von 
Verfahren vor einer amerikanischen Be- 
hörde (Board of Appeal) über die zu- 
treffende Bemessung der Entgelte für 
Sach- und Werkleistungen. Der Bundes- 
rechnungshof ist in diesen Verfahren 
wiederholt gutachtlich tätig geworden. 
Voraussichtlich wird die Entscheidung 
über die noch streitigen Fälle in Kürze 
deutschen Behörden übertragen. Mit 
einem baldigen Abschluß dieser Verfah- 
ren, auf den auch der Bundesrechnungs- 
hof hinwirken wird, kann dann gerech- 
net werden. 

93. Aus den Stationierungskosten, die seit 
dem 6. Mai 1955 laufen, haben die 
Streitkräfte in den ersten Monaten vor- 
nehmlich die Löhne und Gehälter für 
ihre Bediensteten, die Nutzungsvergü- 
tungen und die sonstigen fortlaufenden 
Aufwendungen bestritten. Größere Be- 
schaffungen haben sie erst später einge- 
leitet. Daraus erklärt sich ein verhältnis- 
mäßig hoher Überhang beim Ablauf des 
ersten Stationierungsjahres (5. Mai 
1956). Der Bundesrechnungshof ist nach 
Art. 6 Abs. 3 des Finanzvertrages auch 
für die Prüfung der Stationierungskosten 
zuständig und bereits mit ihr befaßt. 
Rechtsgrundlage für Leistungen an die 
Stationierungs-Streitkräfte ist nicht 
mehr die völkerrechtliche Requisition; 
zwischen den Beteiligten bestehen pri- 
vate Rechtsbeziehungen, soweit sich 
nicht deutsche Zwangsmaßnahmen zu- 
gunsten der Streitkräfte als notwendig 
erweisen sollten. Die Vergütungen, für 
deren Bezahlung weiterhin die Behör- 
den der deutschen Verteidigungslasten- 
verwaltung zuständig sind, bestimmen 
sich deshalb im allgemeinen nach Privat- 
recht, nicht mehr nach öffentlichem 
Recht. Die Behörden der Verteidigungs- 
lastenverwaltung werden ihr besonderes 
Augenmerk darauf richten müssen, daß 
höhere Vergütungen, als sie nach deut- 
schem Preisrecht zulässig sind, nicht ge- 
währt werden. Diese Prüfung der Preise 
ist geboten, um unerwünschte Auswir- 
kungen auf das deutsche Preisniveau zu 


unterbinden. Zugleich wird damit der 
Bestimmung im Art. 12 Abs. 2 des 
Finanzvertrages entsprochen; danach 
dürfen den Streitkräften keine ungün- 
stigeren Bedingungen als vergleichbaren 
deutschen Käufern gestellt werden. Strei- 
tigkeiten aus Lieferungen und Leistun- 
gen können noch nicht vor deutschen 
Gerichten entschieden werden, weil die 
Stationierungs-Streitkräfte der deut- 
schen Gerichtsbarkeit nicht unterliegen. 
Es sollte mit Nachdruck versucht wer- 
den, die schwebenden Verhandlungen 
über die Gewährung eines ausreichen- 
den Rechtsschutzes alsbald zum Ab- 
schluß zu bringen und nicht erst die Er- 
gebnisse der Truppenvertragskonferenz 
abzuwarten. 

94. Die Entschädigungen für Stationierungs- 
schäden werden auf Grund von Ab- 
machungen, die nunmehr mit allen Sta- 
tionierungsmächten getroffen sind, 
grundsätzlich durch die Behörden der 
deutschen Verteidigungslastenverwal- 
tung festgesetzt. Einen Anteil von 
25 v. H. der Entschädigungen hat die 
Bundesrepublik zu tragen. Bei der Be- 
messung der Entschädigungen, für die 
die Grundsätze gelten, nach denen die 
Bundesrepublik unter sonst gleichen 
Umständen haften würde, stehen die 
Behörden oft vor einer schwierigen Auf- 
gabe. Der Bundesrechnungshof wirkt 
darauf hin, daß die Schäden sachgemäß 
abgegolten werden. Die Betroffenen 
haben die Möglichkeit, vor den deut- 
schen ordentlichen Gerichten Klage zu 
erheben; sie ist gegen die Bundesrepublik 
zu richten. 

95. Bei der Entlohnung der deutschen Ar- 
beitskräfte im Dienste der Streitkräfte 
hat der Bundesrechnungshof die ord- 
nungsmäßige Überleitung auf den neuen 
Tarifvertrag (TV AL) überwacht. Bei 
unzutreffenden Eingruppierungen und 
Einstufungen hat er eine Prüfung durch 
die Streitkräfte veranlaßt. 

96. Die personelle Besetzung der für die 
Stationierungs-Streitkräfte tätigen Bau- 
behörden der Länder, die zu wünschen 
übrig läßt (vgl. Denkschrift 1952 S. 110 
Nr. 120), hat sich immer noch nicht in 
dem erforderlichen Maße gebessert. Bei 
den wachsenden Aufgaben bereitet dies 
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ernste Sorge, Die Baubehörden sind 
nunmehr grundsätzlich bei den Baumaß- 
nahmen aller Stationierungs-Streitkräfte 
eingeschaltet. Hinzu treten die Infra- 
struktur-Baumaßnahmen der NATO 
und die schon anlaufenden, sehr um- 
fangreichen Bauvorhaben für die deut- 
schen Streitkräfte. Wenn die Länder 
ihrer Aufgabe gerecht werden wollen, 
dürfen sie nicht länger mit den notwen- 
digen Personalverstärkungen warten. 
Dabei muß den Behörden ein ausrei- 
chender Stamm an Beamten und Dauer- 
angestellten zur Verfügung gestellt wer- 
den. Nur durch den Einsatz eines quali- 
fizierten Stammpersonals können die 
immer wieder festgestellten Mängel bei 
den Baumaßnahmen, auch bei der Ab- 
rechnung und Rechnungslegung besei- 
tigt werden. 

97. Bei der Prüfung der Abrechnungen über 
die Zuschüsse des Bundes zu den Kosten 
der Verteidigungslastenverwaltung der 
Länder (Verwaltungsabkommen vom 
23. März 1953) hat der Bundesrech- 
nungshof wiederholt Überzahlungen 
festgestellt. Sie beruhen im wesentlichen 
auf einer unrichtigen Anwendung der 
Richtlinien für die Bemessung der Zu- 
schüsse. Erhebliche Beträge konnten 
dem Bundeshaushalt wieder zugeführt 
werden. 


Bundesminister für Wohnungsbau 

(Einzelplan 25 für die Rechnungsjahre 
1953 bis 1955) 

Allgemeines 

98. Nach § 15 des Ersten Wohnungsbauge- 
setzes in der Fassung vom 25. August 
1953 sind die Bundesmittel für den 
Wohnungsbau in den Einzelplan des 
Bundesministers für Wohnungsbau ein- 
zustellen; sollen Mittel, die in anderen 
Einzelplänen des Bundeshaushalts einge- 
stellt sind, für den Wohnungsbau ver- 
wendet werden, so sind sie dem Bundes- 
minister für Wohnungsbau zur Bewirt- 
schaftung zuzuweisen. Ausgenommen 
sind die Mittel, die von der Bundesbahn 


und der Bundespost in ihrer Eigenschaft 
als Arbeitgeber für den Wohnungsbau 
zur Verfügung gestellt werden. Durch 
diese Vorschriften soll die Einheitlich- 
keit der Wohnungsbaupolitik des Bun- 
des sichergestellt und zugleich verhin- 
dert werden, daß verschiedene Bundes- 
minister Haushaltsmittel für den Woh- 
nungsbau bewirtschaften. Im Haushalts- 
plan für das Rechnungsjahr 1954 ist der 
überwiegende Teil der Bundesmittel für 
den Wohnungsbau erstmals im Einzel- 
plan 25 zusammengefaßt worden. Die 
Bundesminister der Finanzen und für 
Wohnungsbau haben im September 1955 
eine besondere Verwaltungsvereinba- 
rung abgeschlossen, in der ihre Aufga- 
ben gegeneinander abgegrenzt sind. 

Bergarbeiterwohnungsbau 

(Kapitel 25 01 Titel 510 für die Rech- 
nungsjahre 1953 bis 1955) 

99. Die vom Bund zur Förderung des Woh- 
nungsbaues für Bergarbeiter erhobene 
Kohlenabgabe wurde mit Wirkung vom 
1. November 1954 auf 1 DM für jede 
abgesetzte Tonne Steinkohle, Steinkoh- 
lenkoks und Steinkohlenbriketts und 
auf 0,50 DM für jede abgesetzte Tonne 
Braunkohlenbriketts und Pechkohle her- 
abgesetzt. Die Bundestreuhandstellen 
für den Bergarbeiterwohnungsbau haben 
im Rechnungsjahr 1954 178,2 Mio DM 
und im Rechnungsjahr 1955 59,3 Mio DM 
erhalten. 

100. Bei der Prüfung der Verwendung der 
Mittel hat der Bundesrechnungshof in 
einem Land festgestellt, daß verschie- 
dene Arbeiten (z. B. der Außenputz und 
die Einrichtung der Badezimmer) noch 
nicht ausgeführt waren, obgleich die 
Schlußabrechnungen bereits aufgestellt 
waren; es handelte sich um Wohnungen, 
die als Eigenheime mit Einliegerwoh- 
nung gefördert waren. Die Kosten der 
noch nicht ausgeführten Arbeiten sind 
meist geschätzt worden; sie übersteigen 
durchweg die noch zu erwartenden 
Restzahlungen aus Fremdmitteln. Die 
Bauherren müssen den Mehrbetrag im 
allgemeinen durch Ersparnisse aus ihrem 
laufenden Verdienst aufbringen, so daß 
sich ihre Eigenleistung gegenüber dem 
Betrag, der ursprünglich im Finanzie- 
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rungsplan vorgesehen war, beträchtlich 
erhöht. Nicht selten vergehen mehrere 
Jahre, bis die letzten Arbeiten ausge- 
führt sind. 

Der Bundesrechnungshof hat ange- 
regt, wesentliche Überschreitungen ge- 
genüber dem Voranschlag dadurch zu 
decken, daß das nachrangige Darlehen 
aus Bundestreuhandmitteln angemessen 
erhöht wird. Wegen der gestiegenen 
Baukosten hat er außerdem vorgeschla- 
gen, die Gewährung höherer Darlehen 
zu erwägen. 

Sozialer Wohnungsbau 

(Kapitel A 25 01 Titel 530 für die Rech- 
nungsjahre 1953 bis 1955) 

101. In den Rechnungsjahren 1954 und 1955 
haben die Länder die Bundesdarlehen, 
die sie in den Rechnungsjahren 1951 bis 
1954 erhalten haben, wie im Rechnungs- 
jahr 1953 verzinst; danach erhielt der 
Bund von den Zinsen, die in den Län- 
dern aus Darlehen für den öffentlich 
geförderten sozialen Wohnungsbau ins- 
gesamt anfielen, einen Betrag, der sei- 
nem Anteil an den gesamten öffent- 
lichen Mitteln für den Wohnungsbau 
entsprach. Die Bundesdarlehen, die die 
Länder im Rechnungsjahr 1955 erhalten 
haben, sind dagegen mit dem festen 
Satz von 0,5 v. H. zu verzinsen. 

In den Vorjahren hatte der Bundes- 
rechnungshof den vorzeitigen Abruf der 
Bundesmittel durch die Länder bean- 
standet und entsprechende Zinsen für 
den Bund verlangt (Denkschrift 1952 
S. 100 Nr. 81). Der Bund hat auf diese 
Zinsen unter der Voraussetzung ver- 
zichtet, daß alle Länder die Wohnungs- 
bauförderungsmittel, die sie in den 
Rechnungsjahren 1951 bis 1954 als Dar- 
lehen vom Bund erhalten haben, vom 
1. April 1955 an ebenfalls mit 0,5 v. H. 
verzinsen. Die Länder haben sich mit 
dem Zinssatz von 0,5 v. H. einverstan- 
den erklärt. Gegen diese abschließende 
Regelung erhebt der Bundesrechnungs- 
hof keine Bedenken. 

102. Dem Bundesrechnungshof ist es nicht 
möglich, die Verwendung der Bundes- 
mittel für den sozialen Wohnungsbau in 


den Ländern regelmäßig zu prüfen. Um 
den notwendigen Überblick über den 
Abfluß der Mittel zu gewinnen, hat er 
im Einvernehmen mit den Landesrech- 
nungshöfen veranlaßt, daß die Länder 
am Schluß eines jeden Rechnungsjahres 
Übersichten über die monatlichen Ein- 
nahmen und Ausgaben an öffent- 
lichen Mitteln für den sozialen Woh- 
nungsbau aufstellen; in dieser Übersicht 
sind die Mittel des Bundes, der Länder 
und des Ausgleichsfonds — nach Jahres- 
bauprogrammen getrennt — enthalten. 
Die Landesrechnungshöfe prüfen die 
Übersichten und übersenden sie dem 
Bundesrechnungshof mit ihren Prüfungs- 
ergebnissen. 

Maßnahmen für die Instandhaltung der 
Wohngebäude 

(Kapitel A 25 01 Titel 531 für die Rech- 
nungsjahre 1953 bis 1955) 

103. Die Mittel zur Förderung der Instand- 
setzungsarbeiten an Wohngebäuden sind 
den Ländern wie in den Vorjahren als 
Darlehen zugeflossen (vgl. Denkschrift 
1952 S. 100 Nr. 82). Auf Grund der 
Verwendungsnachweise stellte der Bun- 
desrechnungshof fest, daß die Länder 
am Schluß der Rechnungsjahre 1953 und 
1954 in erheblichem Ümfang Bundes- 
mittel bereits abgerufen, aber noch nicht 
an die Enddarlehensnehmer ausgezahlt 
hatten. Die Länder hatten aus den Gut- 
haben, die dadurch bei den Landestreu- 
handstellen oder Kreditinstituten be- 
standen, Zinsen erhalten. Der Bundes- 
rechnungshof hat verlangt, daß die Län- 
der diese Zinsen an den Bund abführen. 
Die Erörterung der Angelegenheit ist 
noch nicht abgeschlossen. 


Sonstige Förderung von Maßnahmen zu- 
gunsten des sozialen Wohnungsbaues 

(Kapitel 25 01 Titel 533 für die Rech- 
nungsjahre 1954 und 1955) 

104. Die Mittel waren erstmals im Haus- 
haltsplan für das Rechnungsjahr 1954 
veranschlagt. Sie stammen im wesent- 
lichen aus Rückflüssen und sind zur För- 
derung von Maßnahmen zugunsten des 
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sozialen Wohnungsbaues zu verwenden. 
Sie werden den Ländern als Bundesdar- 
lehen für Einzelmaßnahmen neben den 
allgemeinen Mitteln für den sozialen 
Wohnungsbau gewährt, wenn die För- 
derung des Vorhabens durch den Bund 
/ gerechtfertigt erscheint. Der Bundes- 

minister für Wohnungsbau hat im Ein- 
vernehmen mit dem Bundesminister der 
Finanzen und dem Bundesrechnungshof 
Richtlinien für den Einsatz dieser Mit- 
tel aufgestellt. 

105. Der Bundesrechnungshof hat wiederholt 
festgestellt, daß die Verwendungsnach- 
weise nicht innerhalb der vorgeschriebe- 
nen Frist von einem Monat nach der 
Gebrauchsabnahme vorgelegt waren, 
obwohl die Bundesdarlehen bereits voll 
ausgezahlt und die geförderten Woh- 
nungen seit längerer Zeit bezugsfertig 
waren. Er hält den Zeitraum von einem 
Monat für die Vorlage der Verwen- 
dungsnachweise für zu kurz und hat 
eine Frist von neun Monaten angeregt. 
Dabei hat er berücksichtigt, daß die 
Bauträger die Schlußabrechnungen nach 
den Förderungsbestimmungen der Län- 
der im allgemeinen erst bis zum Ablauf 
von 6 Monaten vom Tage der Bezugs- 
fertigkeit an aufzustellen haben. 


Grundsteuerbeihilfen für Arbeiter- 
wohnstätten 

(Kapitel 25 01 Titel 600 für die Rech- 
nungsjahre 1953 bis 1955) 

106. Die Bestimmungen über die Beihilfen 
hatte der frühere Reichsminister der 
Finanzen in einem Runderlaß vom 
1. August 1940 bekanntgegeben. Durch 
die Veränderungen, die bei den Arbei- 
terwohnstätten in den Kriegs- und 
Nachkriegsjahren eingetreten sind, 
waren in vielen Fällen Zweifel darüber 
entstanden, ob die Beihilfen weiterhin 
gewährt werden konnten. Dazu haben 
die Bundesminister für Wohnungsbau 
und der Finanzen erstmalig in einem ge- 
meinsamen Rundschreiben vom 22. Fe- 
bruar 1954 Stellung genommen. Dem 
Bundesrechnungshof hat das Rund- 
schreiben als Grundlage bei seinen ört- 
lichen Prüfungen gedient. Die Beihilfen 
mußten in mehreren hundert Fällen 


entzogen werden, weil die Vorausset- 
zungen für ihre Gewährung nicht mehr 
erfüllt waren. Die Gründe dafür waren 
verschiedener Art. 

Bei vielen Arbeiterwohnstätten hat 
sich die Belastung oder die Miete nach- 
träglich so erhöht, daß die gesetzlichen 
Höchstgrenzen nach § 2 der Verord- 
nungen über die Förderung der Arbei- 
terwohnstätten vom 1. April 1937 und 
vom 18. Januar 1943 überschritten sind. 
Zahlreiche Arbeiterwohnstätten sind in 
ihrer Größe, Art und Ausstattung so 
weitgehend verändert worden, daß sie 
den Bestimmungen für Arbeiterwohn- 
stätten nicht mehr entsprechen. Andere 
Arbeiterwohnstätten werden überwie- 
gend zu gewerblichen Zwecken benutzt, 
so daß sie nicht mehr als Wohnstätten 
anzusehen sind. Schließlich sind viele 
Arbeiterwohnstätten, die während des 
Krieges zerstört oder beschädigt wur- 
den, nach Art, Umfang und Zweck 
nicht entsprechend den früheren Bedin- 
gungen wiederaufgebaut oder wieder- 
hergestellt worden; auch haben die 
Eigentümer von der Möglichkeit, 
Grundsteuervergünstigungen nach dem 
Wohnungsbaugesetz zu erhalten, mit- 
unter keinen Gebrauch gemacht. 

Der Bundesrechnungshof hat veran- 
laßt, daß die Beihilfen in den beanstan- 
deten Fällen entzogen wurden. Dadurch 
konnten die Ausgaben für 1953 und 
1954 jährlich nicht unerheblich vermin- 
dert werden. 


Wohnungsfürsorge für Verwaltungs- 
angehörige des Bundes 

(Kapitel 25 01 Titel 830, Kapitel A 25 01 
Titel 830 für die Rechnungsjahre 1953 
bis 1955) 

107. Der Bund hat auch in den Rechnungs- 
jahren 1954 und 1955 den Wohnungs- 
bau für seine Verwaltungsangehörigen 
gefördert. Infolge der im Jahre 1955 
eingetretenen weiteren Steigerung der 
Baupreise hat sich der Darlehensbetrag 
für eine Wohnungseinheit seit dem 
Rechnungsjahr 1954 gegenüber den 
Sätzen von 1953 um etwa 15 v. H. er- 
höht. Er betrug im Rechnungsjahr 1955, 
von Ausnahmen in Bonn, Frankfurt am 
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Main und Karlsruhe abgesehen, im all- 
emeinen 12 000 bis 14 000 DM, wenn 
eine Landesdarlehen hinzutraten. Der 
Zinssatz für die Bundesdarlehen hat sich 
weiter verringert. 

108. Die Verzinsung der Bundesdarlehen 
könnte durch eine neue Mietenregelung 
verbessert werden. Der Bundesrech- 
nungshof hat den Bundesminister für 
Wohnungsbau immer wieder darauf 
hingewiesen, daß eine allgemeine Mie- 
tenregelung auf diesem Gebiete vor- 
dringlich ist, damit die starken Uneben- 
heiten und die damit verbundenen Un- 
gerechtigkeiten im Mietengefüge besei- 
tigt werden. Die Mieten werden nach 
objektiven Merkmalen neu festzuset- 
zen, ihr Niveau wird den Gehältern an- 
zugleichen sein. Die Vorarbeiten des 
Bundesministers für Wohnungsbau sind 
seit dem Sommer 1955 nicht wesentlich 
vorangekommen. Da die Angelegenheit 
nicht länger verzögert werden darf, hat 
der Bundesrechnungshof dem Bundes- 
minister für Wohnungsbau gegenüber 
erneut auf die Dringlichkeit der Mieten- 
regelung hingewiesen und um Mittei- 
lung gebeten, wann sie in Kraft gesetzt 
werden soll. Die Stellungnahme des 
Bundesministers für Wohnungsbau steht 
noch aus. 

109. Der Bundesrechnungshof hat den Bun- 
desminister für Wohnungsbau wieder- 
holt gebeten, die Höhe der Regiekosten 
(Pauschale), die die Bauherren beim 
Wohnungsbau mit Darlehen aus Woh- 
nungsfürsorgemitteln in ihre Kostenab- 
rechnungen einsetzen dürfen, für das 
ganze Bundesgebiet einheitlich zu regeln. 
Das ist notwendig, da der Bundesrech- 
nungshof bei einer Reihe von Bauvor- 
haben verschieden hohe Pauschalen fest- 
gestellt hat; seine Einwendungen gegen 
zu hoch erscheinende Beträge bleiben je- 
doch häufig wegen der fehlenden Rege- 
lung erfolglos. Der Bundesminister für 
Wohnungsbau bereitet die Richtlinien 
über die Regiekosten nunmehr vor. 

110. Bei der Prüfung einer Oberfinanzdirek- 
tion hat der Bundesrechnungshof fest- 
gestellt, daß der Referent, der die Dar- 
lehensmittel für den Wohnungsbau be- 
wirtschaftete, Gesellschafter einer Wohn- 


baugesellschaft mbH war. Ihr allein 
zeichnungsberechtigter Geschäftsführer 
war zunächst der im Wohnungsbau 
noch nicht tätig gewesene Vater des Re- 
ferenten. Später wurden er selbst und 
seine Ehefrau zu weiteren Geschäftsfüh- 
rern bestellt. Die Gesellschaft hat un- 
mittelbar nach ihrer Gründung aus den 
Wohnungsfürsorgemitteln, die der Ober- 
finanzdirektion für den Wohnungsbau 
zur Verfügung standen, Darlehen im 
Betrage von mehreren Hunderttausend 
DM zu ungewöhnlich günstigen Bedin- 
gungen erhalten. Da der Referent Lan- 
desbeamter ist, hat der Bundesrech- 
nungshof seine Feststellungen der zu- 
ständigen obersten Finanzbehörde des 
Landes mitgeteilt. Diese hat ein förm- 
liches Dienststrafverfahren eingeleitet, 
das noch nicht abgeschlossen ist. 

In dem Gesamtbeträge der Darlehen, 
die die Oberfinanzdirektion der Wohn- 
baugesellschaft gewährt hatte, waren in 
erheblichem Umfange Haushaltsmittel 
des Landes enthalten. Das Prüfungsver- 
fahren, das gemeinsam mit dem Landes- 
rechnungshof durchgeführt wird, ist 
noch nicht beendet. Eine zusammen- 
gefaßte Darstellung darüber, wie die 
Oberfinanzdirektion in den Jahren seit 
der Währungsreform die Wohnungs- 
fürsorgemittel bewirtschaftet hat, muß 
daher einer späteren Denkschrift Vor- 
behalten bleiben. 

111. Der Bundesrechnungshof ist mit Nach- 
druck dafür eingetreten, daß der Bun- 
desminister für Wohnungsbau sich auf 
dem Gebiet der Wohnungsfürsorge auf 
die Arbeiten beschränkt, die in der Zen- 
tralinstanz erledigt werden müssen. Um 
das Ministerium weiter zu entlasten, hat 
sich der Bundesrechnungshof dafür ein- 
gesetzt, daß die Entscheidungsbefugnisse 
der Oberfinanzdirektionen über den 
zunächst in Aussicht genommenen Um- 
fang hinaus erweitert werden. Das ist 
inzwischen geschehen. 

Bundesschuld 

(Einzelplan 32 für die Rechnungsjahre 
1953 bis 1955) 

Sicherheitsleistungen und Gewähr- 
leistungen im Ausfuhrgeschäft 

(Kapitel 32 08 Titel 525 für die Rech- 
nungsjahre 1953 bis 1955) 
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112. Durch verschiedene Gesetze über die 
Übernahme von Sicherheitsleistungen 
und Gewährleistungen im Ausfuhr- 
geschäft ist der Bund ermächtigt, zur 
Förderung der deutsdien Ausfuhr Garan- 
tien und Bürgschaften gegenüber Expor- 
teuren zur Sicherung ihrer Forderungen 
aus Lieferungen und Leistungen an aus- 
ländische Schuldner zu übernehmen. Der 
Flochstbetrag, bis zu dem der Bund 
Garantien und Bürgschaften übernehmen 
konnte, war ursprünglich auf 120 Mio 
DM festgesetzt. Er wurde wegen der 
steigenden Ausfuhr jährlich erhöht und 
beläuft sich z. Z. nach dem Gesetz vom 
22. November 1955 auf 7,5 Mrd. DM. 

113. Der Bund leistet Garantien und Bürg- 
schaften nur für volkswirtschaftlich för- 
derungswürdige Ausfuhrgeschäfte. Ga- 
rantien erhalten die deutsdien Expor- 
teure bei Geschäften mit privaten Ab- 
nehmern im Ausland. Bürgschaften ge- 
währt der Bund bei Geschäften deut- 
scher Exporteure mit ausländischen Re- 
gierungen und ausländischen öffentlich- 
reditlichen Anstalten und Körperschaf- 
ten. Die Exporteure können Bürgsdiaf- 
ten und Garantien des Bundes zur Dek- 
kung folgender Risiken im Ausfuhr- 
gesdiäft beantragen: 

Fabrikationsrisiko, 

Delkredererisiko, 

Konvertierungs- und Transferrisiko, 

Zahlungsverbots- und Moratoriums- 
risiko und 

Kursrisiken bestimmter Art. 

Außerdem gewährt der Bund Sonder- 
deckungen für Risiken, die entstehen, 
wenn deutsche Exportfirmen Transit- 
gesdiäfte durchführen oder im Ausland 
Konsignationslager einrichten, Bauvor- 
haben ausführen und Niederlassungen 
finanzieren. 

Die vom Bund im Rahmen der Garan- 
tien und Bürgschaften zu deckenden 
Risiken werden vertraglich begrenzt. 
Die Bonität der ausländischen Schuld- 
ner, die Zahlungsbedingungen und die 
Sicherung der Zahlungen werden beson- 
ders geprüft. 

Die Risiken sind wirtschaftlicher und 
politischer Natur. Politische Risiken 
werden z. B. durdi Transferschwierig- 
keiten sowie durdi Zahlungsverbote 


und Moratorien in den Schuldnerländern 
ausgelöst. Das wirtschaftliche Risiko be- 
steht in der Flauptsache darin, daß der 
ausländische Sdiuldner zahlungsunfähig 
werden kann. 

Bei Transferschwierigkeiten erstattet 
der Bund den Exporteuren die von 
ihren Schuldnern im Ausland gezahlten, 
aber nicht transferierten Beträge nach 
Ablauf einer Karenzfrist, und zwar 
gegen Abtretung der Forderungen. Die 
nach Behebung der Transfersdiwierig- 
keiten eingehenden Beträge fließen dem 
Bund zum Ausgleich der von ihm ge- 
leisteten Zahlungen zu. Insoweit führen 
die Zahlungen des Bundes nur zu einer 
vorübergehenden Inanspruchnahme. 
Dasselbe kann bei Zahlungsverboten 
und Moratorien in den Sdiuldnerlän- 
dern eintreten. 

114. Das Garantie- und Bürgschaftsverfah- 
ren im Ausfuhrgeschäft wird von der 
Hermes Kreditversicherungs-AG und 
der Deutsdien Revisions- und Treu- 
hand-AG als Mandataren des Bundes 
durchgeführt. 

Für die Übernahme der Garantien 
und Bürgschaften gelten allgemeine und 
je nach Art, Inhalt und Form der Dek- 
kung besondere Bedingungen, die die 
Mandatare im Einvernehmen mit den 
Bundesministern für Wirtschaft und der 
Finanzen festgelegt haben. Das Verfah- 
ren unterliegt den Weisungen und der 
Aufsicht der beiden Minister. 

Uber die Garantie und Bürgschafts- 
anträge entscheidet ein interministeriel- 
ler Ausschuß, in dem ein Beauftragter 
des Bundesministers für Wirtschaft den 
Vorsitz führt. Die Beschlüsse müssen 
einstimmig gefaßt werden. Dem Aus- 
schuß gehören ein Beauftragter des Bun- 
desministers der Finanzen, Sachverstän- 
dige der Exportwirtschaft und der 
Exportfinanzierungsbanken sowie Ver- 
treter der Bank deutscher Länder als 
Berater an. 

Die Bundesschuldenverwaltung stellt 
die Garantie- und Bürgsdiaftsurkunden 
aus. Sie wacht auch darüber, daß der 
Höchstbetrag der Ermächtigung nicht 
überschritten wird. Sind Garantien und 
Bürgschaften erloschen, so können die 
entspredienden Beträge erneut in An- 
spruch genommen werden. 
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Müssen Ausfälle gedeckt werden, so 
zahlen die Mandatare die Betrage an die 
Garantie- und Bürgschaftsnehmer aus. 
Sie bedürfen hierzu in jedem Einzelfalle 
der vorherigen Zustimmung der Bun- 
desminister für Wirtschaft und der 
Finanzen. 

115. Die Garantie- und Bürgschaftsnehmer 
haben an den Bund für die Bearbeitung 
ihrer Anträge eine Bearbeitungsgebühr 
und für die Übernahme einer Garantie 
oder Bürgschaft ein besonderes Entgelt 
zu entrichten. 

Der Bund vergütet den Mandataren 
die bei der Durchführung des Verfah- 
rens entstehenden Unkosten; sie be- 
ziehen ein mit dem Bunde vereinbartes 
Flonorar, das 0,25 bis 0,75 v. T. der 
Umsätze beträgt. Die Mandatare sind 
berechtigt, ihre Aufwendungen und 
Flonorare sowie die Beträge, zu deren 
Ersatz der Bund verpflichtet ist, aus den 
Einnahmen an Bearbeitungsgebühren 
und Entgelten zu entnehmen. Einen 
Überschuß der Einnahmen über die 
Ausgaben haben die Mandatare an den 
Bund abzuführen; Fehlbeträge werden 
vom Bund vergütet. 

116. Der Bundesrechnungshof hat bei den 
Mandataren und beim Bundesminister 
für Wirtschaft die mit dem Garantie- 
und Bürgschaftsverfahren verbundene 
Verwaltungstätigkeit, die Abrechnungen 
der Mandatare mit dem Bund und die 
Einnahmen und Ausgaben des Bundes 
für die Zeit vom Beginn der Mandatar- 
tätigkeit bis Ende 1954 geprüft. 

117. Am 31. Dezember 1954 beliefen sich die 
vom Bund zur Förderung der deutschen 
Ausfuhr übernommenen, noch wirk- 
samen Garantien und Bürgschaften auf 
rd. 3,5 Mrd. DM. Der Fiöchstbetrag der 
Ermächtigung war zu dieser Zeit auf 
5 Mrd. DM festgesetzt. Im Jahre 1954 
haben die Mandatare rd. 30 000 An- 
träge bearbeitet. Bis zum 30. Juni 1955 
stieg das Garantie- und Bürgschaftsvolu- 
men auf rd. 4,3 Mrd. DM. 

118. Die Förderungsmaßnahme hat sich bis- 
her selbst getragen; die Einnahmen 
haben die Ausgaben gedeckt. Dabei ist 
ein Überschuß verblieben, der als Dek- 


kung für die latenten Risiken des Bun- 
des aus den jeweils schwebenden Garan- 
tien und Bürgschaften angesehen wer- 
den kann. 


32 803 387,33 DM 


119. Für Ausfälle hat der Bund bis zum 
31. Dezember 1954 an 
die Garantie- und 
Bürgschaftsnehmer 50 122 601,28 DM 
gezahlt. 

Bis zum 31. Dezem- 
ber 1954 sind an 
den Bund 
zurückgeflossen. 

Von den am 31. De- 
zember 1954 noch 
als Schadenszahlun- 
gen zu Buch stehen- 
den 

sind als endgültige 
Schadenszahlungen 
nur 

anzusehen. Bei dem 
Unterschiedsbetrag 


17 319 213,95 DM 


4 749 000,— DM 


von 12 570 000,— DM 

handelt es sich fast ausschließlich um 
vorläufige Zahlungen für Schäden, die 
aus politischen Gründen entstanden 
sind, in der FFauptsache für den Ausfall 
von Zahlungen infolge Schwierigkeiten 
im zwischenstaatlichen Zahlungsverkehr. 
Die Beträge werden zum großen Teil 
wieder eingehen, sobald die Schwierig- 
keiten behoben sind. 


120. Von den rd. 50 Mio DM Schadenszah- 
lungen bis Ende des Jahres 1954 entfal- 
len nach den Feststellungen des Bundes- 
rechnungshofs rd. 49 Mio DM auf Schä- 
den aus politischen Gründen und nur 
rd. 1 Mio DM auf Schäden aus wirt- 
schaftlichen Gründen. Der Bundesrech- 
nungshof hat sich eine eingehende Prü- 
fung der Schadensbearbeitung für die 
nächste Zeit Vorbehalten. Die Prüfung 
des von den Mandataren geübten Ver- 
fahrens ergab aber schon jetzt, daß es 
zweckmäßig geregelt ist. 

121. Für die Unkosten und Fionorare der 
Mandatare hat der Bund bis zum 
31. Dezember 1954 rd. 10,6 Mio DM 
erstattet. Die bisherigen Einnahmen an 
Bearbeitungsgebühren haben die Kosten 
der Bearbeitung nicht gedeckt. Der 
Fehlbetrag wurde den Einnahmen an 
Entgelten entnommen, die der Expor- 
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teur für die Übernahme einer Garantie 
oder Bürgschaft zu entrichten hat. Der 
Bundesrechnungshof hat eine Nachprü- 
fung der Sätze der Bearbeitungsgebüh- 
ren, die z. Z. je nach der Höhe des Auf- 
tragswertes 5 bis 200 DM betragen, an- 
geregt. 

122. Durch das den Mandataren gewährte 
Honorar, das sich nach den neu in Dek- 
kung genommenen Beträgen bestimmt, 
soll die Unternehmerleistung der Man- 
datare, vor allem also ihre Verantwor- 
tung abgegolten werden. Da der Bund 
die Risiken aus den Garantien und 
Bürgschaften trägt, haben die Mandatare 
kein Unternehmerrisiko. Nachdem die 
Organisation aufgebaut und das Ver- 
fahren eingespielt ist, neue Entwicklun- 
gen aber kaum noch zu erwarten sind, 
erscheint dem Bundesrechnungshof das 
Honorar in seiner jetzigen Höhe nicht 
mehr gerechtfertigt. Er hat deshalb den 
Bundesministern für Wirtschaft und der 
Finanzen vorgeschlagen, mit den Man- 
dataren eine Ermäßigung ihrer Hono- 
rare zu vereinbaren. An der Unkosten- 
erstattung soll nichts geändert werden. 

123. Der Exporteur wird stets am Risiko des 
einzelnen Ausfuhrgeschäfts beteiligt, um 
ihn an einer sorgfältigen Auswahl der 
Kunden und an wirtschaftlich vertret- 
baren Bedingungen des Geschäfts zu 
interessieren. Außerdem kann durch 
diese Beteiligung eine größere Anzahl 
von Ausfuhrgeschäften gefördert wer- 
den. Die Selbstbeteiligung der Expor- 
teure beträgt bis zu 25 v. H. des Aus- 
falles. Bei Garantien beläuft sich die 
Selbstbeteiligung im allgemeinen auf 
25 v. H. des Ausfalles, wenn er auf wirt- 
schaftlichen, und auf 15 v. H., wenn er 
auf politischen Ursachen beruht. Diese 
Sätze sind nicht mehr geeignet, bei Lie- 
ferungen in bestimmte Länder eine un- 
erwünschte Bereitschaft der Exporteure 
zur Übernahme erhöhter Risiken ein- 
zuschränken, zumal diese Lieferungen 
oft so kalkuliert sind, daß die Selbst- 
kosten des Exporteurs auch bei Ausfäl- 
len trotz seiner Beteiligung am Verlust 
durch das Eintreten des Bundes gedeckt 
werden. Der Bundesrechnungshof hat 
deshalb angeregt, zu prüfen, ob nicht 
eine allgemeine Erhöhung der Selbst- 
beteiligungssätze am Platze wäre, um 


die Risiken des Bundes bei Lieferungen 
in wirtschaftlich und politisch labile 
oder wirtschaftlich weniger entwickelte 
Länder zu vermindern. 

124. Jeder Exporteur kann die Ausfuhr- 
geschäfte, für die er die Bundesdeckung 
beantragt, auswählen. Er wird den An- 
trag nur für die seiner Ansicht nach 
risikoreichsten Geschäfte stellen. Der 
Bund hat bisher bis auf gewisse Aus- 
nahmen davon abgesehen, Garantien 
und Bürgschaften zum besseren Aus- 
gleich der Risiken nur dann zu über- 
nehmen, wenn die Exporteure alle Aus- 
fuhrgeschäfte — also auch die risiko- 
freien — beim Bund in Deckung geben. 
Das würde eine Erhöhung der Ermäch- 
tigung bedingen, die weit über das bis- 
herige Maß hinausginge. 

125. Das Entgelt, das der Exporteur an den 
Bund für die Übernahme einer Garan- 
tie oder Bürgschaft zu zahlen hat, be- 
trägt 0,4 v. T. bis 2 v. T. des Deckungs- 
wertes. Diese Sätze haben sich in der 
Praxis herausgebildet. Ihre Verschieden- 
heit ergibt sich aus Unterschieden in der 
Deckungsart, der Deckungsform, der 
Höhe der Selbstbeteiligung und der 
Laufzeit der Garantie oder Bürgschaft 
und richtet sich zum Teil auch nach den 
Zahlungsbedingungen. 

Gemessen an der Gesamtverpflichtung 
des Bundes aus den Garantien und Bürg- 
schaften sind die bisher entstandenen 
endgültigen Ausfälle gering. Das kann 
jedoch kein zuverlässiger Maßstab für 
die Bemessung der Entgelte sein, da von 
den Risiken her gesehen ein längerer 
Zeitraum zugrunde gelegt werden muß 
und die Verhältnisse der bisher allge- 
mein günstigen Weltwirtschaftslage nicht 
allein maßgebend sein können. Vor 
allem können die künftigen politischen 
Risiken, die auch bisher schon zu dem 
Hauptteil der Ausfälle führten, schwer 
geschätzt und nicht nach der Entwick- 
lung in der Vergangenheit bewertet 
werden. Die wirtschaftlichen und poli- 
tischen Risiken in den Schuldnerländern 
steigen, je mehr sich die Aufbringungs- 
und Transferfähigkeit dieser Länder den 
Belastungsgrenzen nähert. Das gilt ins- 
besondere für die wirtschaftlich weni- 
ger aufgeschlossenen Länder, die jedoch 
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für den Export einen besonderen Anreiz 
bilden. Der Wettbewerb nach diesen Län- 
dern führt zu immer schlechteren Zah- 
lungsbedingungen und Konditionen. 
Besonders Lieferungen an Investitions- 
gütern werden mit langfristigen Zah- 
lungszielen und teilweise zu Zahlungs- 
bedingungen bewirkt, die eine sehr 
späte Verwertbarkeit der Gegenleistung 
ermöglichen. 

Trotz der bisher günstigen Entwick- 
lung hat der Bundesrechnungshof wegen 
einer möglichen Verschärfung der Risi- 
ken Bedenken dagegen erhoben, daß die 
Sätze gesenkt werden. Allenfalls könnte 
das im Zusammenhang mit der Er- 
höhung der Selbstbeteillgungssätze und 
dann auch nur in engen Grenzen er- 
wogen werden; dabei sollte eine Aus- 
wahl nach Ländern getroffen werden. 
Die Bundesminister für Wirtschaft und 
der Finanzen teilen diese Auffassung 
des Bundesrechnungshofs. 

126. Der Bundesrechnungshof hat auf Grund 
seiner Prüfung einige organisatorische 
Fragen aufgeworfen. Sie betreffen vor 
allem das Verfahren, insbesondere, das 
Abrechnungsverf ähren, haben Verein- 
fachungen zum Ziele und sind geeignet, 
das Verfahren zu verbilligen. 

127. Im Bundeshaushalt der Bundesschuld 
waren für die Inanspruchnahme des 
Bundes aus Bürgschaften, Sicherheitslei- 
stungen und Gewährleistungen für die 
Rechnungsjahre 1951 und 1952 je 
20 Mio DM und für die Rechnungsjahre 
1953, 1954 und 1955 je 50 Mio DM ver- 
anschlagt. Diese Mittel dienten zur Dek- 
kung für die gesamte Inanspruchnahme 
des Bundes aus Bürgschaften, Sicher- 
heitsleistungen und Gewährleistungen. 

Wegen der Höhe der Ermächtigung 
für die Übernahme der Bürgschaften 
und Garantien im Ausfuhrgeschäft und 
wegen der Besonderheiten der Ausfuhr- 
förderung hält es der Bundesrechnungs- 
hof für zweckmäßig, daß die Mittel für 
die Inanspruchnahme künftig gesondert 
im Bundeshaushalt ausgebracht werden. 
Er hat das den Bundesministern für 
Wirtschaft und der Finanzen vorgeschla- 
gen. 


Versorgung 

(Kapitel 40 07, 40 08 und 60 03 für die 
Rechnungsjahre 1953 und 1954, Einzel- 
plan 33 für das Rechnungsjahr 1955) 

Allgemeines 

128. Vom Rechnungsjahr 1955 an werden die 
Haushaltsmittel für die Versorgung, die 
bisher kapitelweise auf die Einzelpläne 
40 und 60 verteilt waren, in einem Ein- 
zelplan — 33 — für sich veranschlagt. 
Diese Zusammenfassung, die auch im 
Reichshaushalt üblich war, vermittelt 
einen klaren Überblick über die Auf- 
wendungen des Bundes für die Versor- 
gung. Sie trägt auch dazu bei, die Rech- 
nungslegung und die Rechnungsprüfung 
zu vereinfachen. Der neue Einzelplan 33 
enthält im einzelnen die Ausgaben für 
die Versorgung der Bundesbeamten und 
ihrer Hinterbliebenen sowie der unter 
das Zweite Überleitungsgesetz und der 
unter Kapitel I des Gesetzes zu Art. 131 
GG — G 131 — fallenden Personen. 

Etwa 90 v. H. der Versorgungsaus- 
gaben entfallen auf den Personenkreis 
des G 131. Hier liegt daher auch das 
Schwergewicht der Prüfung der Versor- 
gungsausgaben durch den Bundesrech- 
nungshof. Die Ausgaben werden zum 
größten Teil von Landesbehörden für 
Rechnung des Bundes geleistet. 

129. Die Versorgung der Verdrängten hat 
durch das Bundesbeamtengesetz vom 
14. Juli 1953 und das Erste Änderungs- 
gesetz zum G 131 vom 19. August 1953 
eine neue Grundlage erhalten. Der Kreis 
der Versorgungsberechtigten ist durch 
die Erweiterung des persönlichen Gel- 
tungsbereichs erheblich gewachsen, so 
daß zahlreiche Neuanträge zu bearbei- 
ten waren. Die Neufassung des G 131 
und seine Verknüpfung mit den versor- 
gungsrechtlichen Vorschriften des Bun- 
desbeamtengesetzes, die von denen des 
bisher anzuwendenden Deutschen Be- 
amtengesetzes grundsätzlich abweichen, 
machten es erforderlich, sämtliche Ver- 
sorgungsfälle mit Wirkung vom 1. Sep- 
tember 1953 auf die nunmehr geltenden 
Bestimmungen umzustellen. Dabei 
wirkte sich erschwerend aus, daß die 
Versorgungsbezüge in vielen Fällen noch 
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nicht nach der ursprünglichen Fassung 
des G 131 endgültig festgesetzt waren. 

130. Die Festsetzung der Versorgungsbezüge 
nach den vom 1. September 1953 an gel- 
tenden Bestimmungen setzte voraus, 
daß die Ausführungsvorschriften mög- 
lichst bald erlassen wurden. Die allge- 
meinen Hinweise, die in einem gemein- 
samen Rundschreiben der Bundesmini- 
ster des Innern und der Finanzen vom 
3. Oktober 1953 enthalten waren, reich- 
ten nicht aus. Die Entwürfe der Aus- 
führungsvorschriften zum Versorgungs- 
teil des Bundesbeamtengesetzes wurden 
jedoch erst im Juni 1954 veröffentlicht, 
ihre endgültige Fassung erst im Juli 
1955. Vier Rechts Verordnungen zur 
Durchführung des G 131, die auf Grund 
der vom 1. September 1953 an gelten- 
den Bestimmungen umgearbeitet wer- 
den mußten, wurden erst im Juni 1955 
in ihrer neuen Fassung bekanntgegeben. 
Die Neufassung der Verwaltungsvor- 
schriften zum Versorgungsteil des G 131 
steht noch aus. Die dadurch bedingte 
allgemeine Unsicherheit hemmte die Tä- 
tigkeit der Pensionsbehörden. Sie führte 
überdies zu erheblich voneinander ab- 
weichenden Auffassungen und Entschei- 
dungen in den Ländern. Auch nach dem 
Erscheinen der Ausführungsvorschriften 
waren nicht alle Zweifelsfragen beseitigt. 
So haben sich z. B. die Bundesminister 
des Innern und der Finanzen nicht dar- 
über einigen können, ob die Bestimmun- 
gen über den Beförderungsschnitt (§ 110 
des Bundesbeamtengesetzes) anzuwen- 
den sind, wenn Versorgungsberechtigte 
Ruhegehalt oder Hinterbliebenenbezüge 
nach den Unfallfürsorgevorschriften er- 
halten. Diese Frage ist insbesondere für 
die Hinterbliebenen gefallener Berufs- 
offiziere bedeutsam. Sie ist in den Aus- 
führungsvorschriften wegen der gegen- 
sätzlichen Auffassungen der beiden Bun- 
desminister nicht behandelt. Die Ent- 
scheidung soll der Rechtsprechung über- 
lassen bleiben. 

131. Diese Rechtsunsicherheit beim Vollzug 
des G 131 in Verbindung mit dem Bun- 
desbeamtengesetz hatte unverhältnis- 
mäßig hohe Überzahlungen zur Folge. 
Hatten die Pensionsbehörden die Be- 
züge dadurch unrichtig berechnet, daß 
sie die Gesetze nicht im Sinne der spä- 


ter ergangenen Ausführungsvorschriften 
ausgelegt hatten, so war es vertretbar, 
auf die Rückforderung der zuviel ge- 
zahlten Beträte aus Billigkeitsgründen 
zu verzichten. Der Bundesminister der 
Finanzen hat sich mit einer solchen Re- 
gelung einverstanden erklärt. Sein Ein- 
verständnis umfaßt die bis zum 31. De- 
zember 1954 eingetretenen Überzah- 
lungen und entspricht etwa der Rege- 
lung, die im Jahre 1951 anläßlich der 
ersten Festsetzung nach dem G 131 ge- 
troffen war (vgl. Denkschrift 1951 
S. 124 Nr. 386). Darüber hinaus haben 
aber einzelne Länder auch in anderen 
Fällen allgemein von der Rückforderung 
zuviel gezahlter Versorgungsbezüge ab- 
gesehen. Dies nahm einen bedenklichen 
Umfang an und barg die Gefahr in sich, 
daß sich die Pensionsbehörden der Län- 
der eine zu großzügige Einstellung bei 
der Verwaltung der Bundesmittel zu 
eigen machten. So sind allein in einem 
Land bis Juni 1955 9 Erlasse ergangen, 
nach denen auf die Rückforderung zu- 
viel gezahlter Versorgungsbezüge in grö- 
ßerem Umfange verzichtet wurde. Es 
war daher notwendig, diese Frage mit 
besonderer Aufmerksamkeit zu behan- 
deln. Der Bundesrechnungshof hat einen 
Verzicht auf die Rückforderung dann 
nicht beanstandet, wenn Billigkeits- 
gründe ihn im Rahmen der Gesetze ge- 
rechtfertigt erscheinen ließen. Er hat 
sich in diesen Fällen darauf beschränkt, 
für die Zukunft eine genauere Beach- 
tung der Vorschriften zu fordern. Er 
hat auch empfohlen, in Zweifelsfällen 
die höheren Versorgungsbezüge entwe- 
der nur unter Vorbehalt oder erst dann 
zu zahlen, wenn die Zweifel behoben 
sind. Lagen dagegen Verstöße gegen 
zweifelsfreie Reditsvorschriften vor 
oder waren die Überzahlungen auf 
falsche oder unvollständige Angaben der 
Versorgungsberechtigten zurückzufüh- 
ren, so hat der Bundesrechnungshof ver- 
langt, daß die zuviel gezahlten Beträge 
den Bundesmitteln wieder zugeführt 
wurden. 

132. Nicht selten haben es Pensionsbehörden 
unterlassen, die Versorgungsbezüge für 
zurückliegende Zeiten abzurechnen, 
wenn sie zunächst nur Abschlagszahlun- 
gen auf Bezüge geleistet hatten, die spä- 
ter wegen einer Beschäftigung des Ver- 
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sorgungsempfängers im öffentlichen 
Dienst ruhten. Andere Pensionsbehör- 
den haben von der Abrechnung abge- 
sehen, wenn sie die Versorgungsbezüge 
wegen bisher zu hoher Zahlungen her- 
absetzen mußten. Um sich den zumeist 
sehr umfangreichen Schriftwechsel über 
die Rückforderung der zuviel gezahlten 
Beträge zu ersparen, haben es diese Stel- 
len für die zurückliegende Zeit bei den 
geleisteten Zahlungen bewenden lassen 
und lediglich die niedrigeren Bezüge von 
dem Monat an, der der Neufestsetzung 
folgte, gezahlt. 

Der Bundesrechnungshof erkennt an, 
daß die Pensionsbehörden durch die 
häufigen Änderungen der Versorgungs- 
bezüge stark in Anspruch genommen 
sind. Er vertritt aber die Auffassung, 
daß deswegen allein auf eine ordnungs- 
gemäße Abrechnung nicht verzichtet 
werden kann und hat veranlaßt, daß sie 
durchgeführt wird. 

Einzelne Prüfungsergebnisse 

133. Die Beamten zur Wiederverwendung 
(z. Wv.) treten wie die aktiven Bundes- 
beamten bei Dienstunfähigkeit oder mit 
dem Ende des Monats, in dem sie das 
65. Lebensjahr vollenden, in den Ruhe- 
stand. Die Dienstunfähigkeit wird von 
der obersten Dienstbehörde oder der 
von ihr ermächtigten nachgeordneten 
Behörde auf Grund amts- oder versor- 
gungsärztlicher Befunde festgestellt. Ein 
Beamter z. Wv. ist dienstunfähig, wenn 
er infolge eines körperlichen Gebrechens 
oder wegen Schwäche seiner körper- 
lichen oder geistigen Kräfte zur Erfül- 
lung seiner Dienstpflichten dauernd un- 
fähig ist. Eine abweichende Regelung 
sieht das G 131 lediglich für die Berufs- 
soldaten und die berufsmäßigen Ange- 
hörigen des Reichsarbeitsdienstes vor. 
Bei ihnen ist Dienstunfähigkeit bei einer 
dauernden Minderung der Erwerbs- 
fähigkeit um wenigstens zwei Drittel 
anzunehmen; als Maßstab gilt die Be- 
einträchtigung im allgemeinen Erwerbs- 
leben. 

Die obersten Dienstbehörden einiger 
Länder haben bei Polizeivollzugsbeam- 
ten z. Wv. auch schon dann Dienstun- 
fähigkeit angenommen, wenn sie nach 
amtsärztlichen Gutachten dauernd un- 
fähig waren, den Polizeivollzugsdienst 


wahrzunehmen. Diese Beamten scheiden 
dann aus dem Kreis der unterzubringen- 
den Personen aus und erhalten zu 
Lasten des Bundes vorzeitig Ruhegehalt 
an Stelle des bisherigen — meist niedri- 
geren — Übergangsgehaltes. Die Unter- 
bringung insbesondere der älteren Poli- 
zeivollzugsbeamten z. Wv. begegnet 
zwar im Gegensatz zu der anderer Be- 
amtengruppen großen Schwierigkeiten. 
Dennoch vermochte der Bundesrech- 
nungshof dem Verfahren nicht zuzu- 
stimmen, da er eine gesetzliche Grund- 
lage nicht für gegeben ansieht. Nach sei- 
ner Auffassung ist bei allen die Rechts- 
folgen der Dienstunfähigkeit von Be- 
amten behandelnden Vorschriften des 
G 131 der Begriff „dienstunfähig“ ein- 
heitlich zu verstehen, soweit nicht das 
Gesetz selbst — wie z. B. für die Be- 
rufssoldaten und die berufsmäßigen An- 
gehörigen des Reichsarbeitsdienstes — 
eine Sonderregelung vorsieht. Diese 
Auffassung wird in einem kürzlich er- 
gangenen Urteil des Bundesverwaltungs- 
gerichts bestätigt. Die Erörterung der 
Angelegenheit ist noch nicht abgeschlos- 
sen. 

134. Die Hinterbliebenen eines Beamten auf 
Widerruf, der sich am 8. Mai 1945 in 
dieser Eigenschaft im Dienst befand, 
haben einen Versorgungsanspruch nach 
Kapitel I des G 131, wenn der Beamte 
zu dem genannten Zeitpunkt infolge 
Krankheit, Verwundung oder sonstiger 
Beschädigung, die er sich ohne grobes 
Verschulden bei Ausübung oder aus 
Veranlassung des Dienstes zugezogen 
hatte (Dienstbeschädigung), dienstun- 
fähig war. Ist die Dienstunfähigkeit 
nicht auf Dienstbeschädigung, sondern 
auf andere Gründe zurückzuführen, so 
können die Hinterbliebenen Unterhalts- 
beiträge erhalten. Berufsunteroffiziere 
mit einer Dienstzeit von weniger als 12 
Jahren am 8. Mai 1945 werden wie Be- 
amte auf Widerruf behandelt; für ihre 
Hinterbliebenen gilt die vorstehende 
Regelung. Einige Pensionsbehörden sind 
z. B. beim Tod des Beamten in der 
Kriegsgefangenschaft vor Inkrafttreten 
des G 131 ohne nähere Nachprüfung 
davon ausgegangen, daß am 8. Mai 1945 
Dienstunfähigkeit infolge Dienstbeschä- 
digung oder aus anderen Gründen vor- 
lag, und haben Anspruchsversorgung 
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die Summe der beiden Beträge ist in der 
Regel gleich. 


oder Unterhaltsbeiträge gewährt. Der 
Bundesrechnungshof hat das beanstan- 
den müssen, weil die Dienstunfähigkeit 
glaubhaft gemacht sein muß. 


135. Werden Versorgungsempfänger des 
Bundes im öffentlichen Dienst verwen- 
det, so werden ihre Versorgungsbezüge 
nach den Ruhensvorschriften des Bun- 
desbeamtengesetzes gekürzt. Die Bezüge 
aus der neuen Beschäftigung sind ohne 
Rücksicht auf die Versorgungsbezüge zu 
bemessen; damit soll verhindert wer- 
den, daß die Bundesbehörden sich bil- 
lige Arbeitskräfte durch eine unterwer- 
tige Bezahlung wiederbeschäftigter Ver- 
sorgungsempfänger verschaffen und da- 
durch Ausgaben auf den Versorgungs- 
haushalt abwälzen, die sonst anderen 
Mitteln zur Last fallen würden. Wird 
der Versorgungsempfänger des Bundes 
bei einem anderen Dienstherrn verwen- 
det und dort unterwertig bezahlt, so 
wird der Bund geschädigt, während der 
andere Dienstherr zu Unrecht Erspar- 
nisse macht. 

Der Bundesrechnunghof hat zahl- 
reiche Verstöße hiergegen festgestellt. In 
den meisten Fällen war zu bemängeln, 
daß die als Angestellte wiederbeschäftig- 
ten Versorgungsempfänger an Stelle der 
vollen Vergütung, die nach der TO.A 
hätte gezahlt werden müssen, ein Pau- 
schale erhielten, die etwa der gesetzlich 
zugelassenen Freigrenze entsprach (Un- 
terschied zwischen dem Versorgungsbe- 
zug und den ruhegehaltfähigen Dienst- 
bezügen, aus denen er errechnet ist). Bis- 
weilen haben Behörden sich dadurch 
Vorteile verschafft, daß sie die wieder- 
beschäftigten V ersorgungsempf änger 

nicht in die Vergütungsgruppe der TO.A 
eingereiht haben, die den Tätigkeits- 
merkmalen entsprach. 

Die Versorgungsempfänger haben die 
unzulässigen Maßnahmen ihrer Beschäf- 
tigungsbehörden im allgemeinen still- 
schweigend hingenommen, weil sie da- 
durch, von Ausnahmefällen abgesehen, 
keine Nachteile haben. Für sie ist es un- 
erheblich, ob sie — wie vorgeschrieben 
— ihr volles Gehalt und einen Teil ihres 
Versorgungsbezuges oder — entgegen 
den Bestimmungen — ihren vollen Ver- 
sorgungsbezug und einen Teil des an 
sich zustehenden Gehalts bekommen; 


In verschiedenen Fällen haben die Be- 
hörden mit Versorgungsempfängern 
Werkverträge abgeschlossen, obwohl ein 
Beschäftigungsverhältnis vorlag und ein 
Arbeitsvertrag am Platze gewesen wäre. 
Schließt eine Behörde an Stelle eines Ar- 
beitsvertrages einen Werkvertrag mit 
einem Versorgungsempfänger ab, so 
wird sein Versorgungsbezug nicht ge- 
kürzt, weil umsatzsteuerpflichtige Ein- 
künfte — dazu gehören auch die aus 
Werkverträgen — im allgemeinen nicht 
unter die beamtenrechtlichen Anrech- 
nungsvorschrifte.n fallen. Die Folge un- 
zulässiger Werkverträge dieser Art ist 
einmal, daß die Behörde Mittel spart, 
weil die volle Vergütung nach einer ent- 
sprechenden Vergütungsgruppe der 
TO.A, die eigentlich zu vereinbaren und 
zu zahlen wäre, in der Regel wesentlich 
höher ist als die durch den Werkvertrag 
vereinbarte Entschädigung. Darüber 
hinaus wird der Versorgungsempfänger 
besser gestellt, weil die beamtenrecht- 
lichen Anrechnungsvorschriften durch 
den Abschluß des Werkvertrages um- 
gangen werden. In demselben Maße 
wird der Versorgungshaushalt benach- 
teiligt, weil ihm die Ersparnis entgeht, 
die die Anrechnungsvorschriften ihm 
eigentlich bringen sollen. 

Der Bundesrechnungshof hat in sol- 
chen Fällen gefordert, daß die Versor- 
gungsempfänger bestimmungsgemäß ab- 
gefunden und die dem Bund entgange- 
nen Beträge erstattet werden. Ein Teil 
der Fälle ist noch nicht abgeschlossen. 

136. Der Bund, die Länder sowie die Ge- 
meinden und die sonstigen juristischen 
Personen des öffentlichen Rechts im 
Bundesgebiet sind verpflichtet, die Be- 
amten z. Wv. nach Kapitel I des G 131 
sowie die ihnen gleichgestellten Perso- 
nen unterzubringen. Die Ausgaben für 
die Beschäftigung der an der Unterbrin- 
gung teilnehmenden Personen müssen 
mindestens 20 v. H. des gesamten Be- 
soldungsaufwands jedes Dienstherrn 
(Pflichtanteil) erreichen. Um dem Ge- 
bot der Unterbringung einen gewissen 
Nachdruck zu verleihen, müssen die 
Dienstherren, die den Pflichtanteil nicht 
erfüllen, 25 v. H. des Unterschiedsbetra- 
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ges als Ausgleichsbetrag an den Bund 
zahlen. 

Der Bundesrechnungshof hat in einem 
Lande festgestellt, daß die Polizeikör- 
perschaften auch wiedereingestellte An- 
gehörige der früheren Reichspolizei- 
dienststellen, die ihren Dienstsitz in die- 
sem Lande hatten, auf die Pflichtanteile 
angerechnet haben. Die Bundesminister 
des Innern und der Finanzen hatten je- 
doch auf Grund besonderer gesetzlicher 
Ermächtigung entschieden, daß die Auf- 
gaben der auf der Orts-, Kreis- und Be- 
zirksebene eingerichteten Dienststellen 
der früheren Reichspolizei — mit Aus- 
nahme der Dienststellen der Geheimen 
Staatspolizei — überwiegend von den 
Polizeibehörden des Landes übernom- 
men worden sind. Daraus folgt, daß die 
früheren Angehörigen dieser Dienst- 
stellen zu dem Personenkreis nach Ka- 
pitel II des G 131 (Landes-131er) gehö- 
ren. Sie nehmen an der Unterbringung 
nach Kapitel I nicht teil, so daß die Aus- 
gaben für ihre Beschäftigung nicht auf 
den Pflichtanteil angerechnet werden 
können. In welchem Umfange dem 
Bund durch die unzulässige Anrechnung 
auf den Pflichtanteil Ausgleichsbeträge 
entgangen sind, konnte im einzelnen 
noch nicht festgestellt werden. 

Das Land, das die Aufgaben der Poli- 
zeikörperschaften inzwischen übernom- 
men hat, erkennt die Auffassung des 
Bundesrechnungshofs nicht an. Es be- 
ruft sich darauf, daß die Bundesminister 
des Innern und der Finanzen erklärt 
haben, gegen das Verfahren keine Ein- 
wendungen zu erheben. 

Der Bundesrechnungshof wird die 
Angelegenheit weiter verfolgen. 

Soziale Kriegsfolgeleistungen 

(Einzelplan 40 für die Rechnungsjahre 
1953 bis 1955, Einzelplan XXVI für die 
Rechnungsjahre 1951 und 1952) 

Kosten der individuellen Fürsorge 
(Kapitel 40 03 Titel 300 für die Rech- 
nungsjahre 1953 bis 1955, Einzelplan 
XXVI Kapitel 1 Titel 31 für das Rech- 
nungsjahr 1951) 

137. Nach § 13 des Ersten Überleitungsge- 
setzes ist die Bundesregierung ermäch- 


tigt, mit Zustimmung des Bundesrates 
die Fürsorgekosten näher zu bestimmen, 
die in den §§ 8 bis 12 des Gesetzes auf- 
geführt und vom Bund als Kriegsfolgen- 
hilfe zu tragen sind. Auf Grund dieser 
Ermächtigung hat die Bundesregierung 
die Erste Durchführungsverordnung zum 
Ersten Überleitungsgesetz vom 27. Febru- 
ar 1955 erlassen. In § 7 Abs. 3 Ziff. 3 
hat sie auf Vorschlag des Bundesrates 
bestimmt, daß die Kosten der Fürsorge- 
erziehung im Sinne der §§ 62 und 70 
des Reichsgesetzes für Jugendwohlfahrt 
verrechnungsfähige Aufwendungen der 
Kriegsfolgenhilfe sind. Im Ersten Über- 
leitungsgesetz sind die Kosten der Für- 
sorgeerziehung jedoch weder als Für- 
sorgekosten noch als sonstige Aufwen- 
dungen, die zur Kriegsfolgenhilfe ge- 
hören, genannt. In einem gemeinsamen 
Runderlaß vom 17. März 1950, der die 
Abrechnung der sozialen Kriegsfolge- 
lasten mit dem Bund vor der Verord- 
nung vom 27. Februar 1955 regelte, hat- 
ten die Bundesminister des Innern und 
der Finanzen die Verrechnungsfähigkeit 
dieser Kosten sogar ausdrücklich ver- 
neint. 

Der Präsident des Bundesrechnungs- 
hofs als Bundesbeauftragter für Wirt- 
schaftlichkeit in der Verwaltung hat 
schon während der Vorarbeiten zu der 
Verordnung Bedenken dagegen erhoben, 
daß die Kosten der Fürsorgeerziehung in 
den Kreis der Aufwendungen einbezogen 
werden, die die Länder mit dem Bund 
im Rahmen der Kriegsfolgenhilfe ver- 
rechnen können. Auch der Bundesrech- 
nungshof hat gegenüber den Bundes- 
ministern der Finanzen und des Innern 
die gleichen Bedenken geltend gemacht 
und darauf hingewiesen, daß eine gesetz- 
liche Grundlage für diese Maßnahme 
nicht gegeben sei, weil sie den Rahmen 
der Ermächtigung nach § 13 des Ersten 
Überleitungsgesetzes überschreite. 

Nach § 1 Abs. 1 Ziff. 3 des Ersten 
Überleitungsgesetzes trägt der Bund die 
Aufwendungen für die Kriegsfolgenhilfe. 
Aufwendungen der Kriegsfolgenhilfe 
sind die Fürsorgekosten für Kriegsfol- 
genhilfe-Empfänger, welche die Bezirks- 
fürsorgeverbände, die Landesfürsorgever- 
bände oder die Länder auf Grund gesetz- 
licher Anordnung leisten (vgl. § 7 des 
Ersten Überleitungsgesetzes). Fürsorge- 
kosten sind die Pflichtleistungen, die im 
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Rahmen der Fürsorgepflichtverordnung, 
im Rahmen der Reichsgrundsätze über 
Voraussetzung, Art und Maß der öffent- 
lichen Fürsorge und im Rahmen der 
hierzu ergangenen Ausführungsvorschrif- 
ten in Verbindung mit den Grundsätzen, 
die die Fürsorgerechtsprechung entwik- 
keJt hat, gewährt werden (vgl. § 8 des 
Ersten Überleitungsgesetzes) . 

Die Kosten der Fürsorgeerziehung 
nach dem Reichsgesetz für Jugendwohl 
fahrt sind keine Leistungen der öffent- 
lichen Fürsorge im Sinne der Fürsorge- 
pflichtverordnung. Das ist in zahlreichen 
Entscheidungen der Verwaltungsgerichte 
und Spruchstellen anerkannt. Die Kosten 
der Fürsorgeerziehung gehören auch 
nicht zu den in § 10 des Ersten Uber- 
leitungsgesetzes genannten fürsorgeähn- 
lichen Leistungen der Kriegsfolgenhilfe, 
deren Verrechnung mit dem Bund aus- 
drücklich vorgesehen ist. Die Kosten der 
Fürsorgeerziehung können daher mit 
dem Bund ohne Änderung des Ersten 
Überleitungsgesetzes nicht verrechnet 
werden. § 7 Abs. 3 Ziff. 3 der Verord- 
nung vom 27. Februar 1955 geht somit 
über die der Bundesregierung erteilte Er- 
mächtigung hinaus. Die Einbeziehung 
der Fürsorgeerziehungskosten in den 
Kreis der verrechnungsfähigen Aufwen- 
dungen der Kriegsfolgenhilfe belastet 
den Bund mit gesetzlich nicht begrün- 
deten Ausgaben. Soweit die Länder die 
Kosten der Fürsorgeerziehung entgegen 
den bisherigen Grundsätzen bereits mit 
dem Bund verrechnet haben, ist er durch 
das rückwirkende Inkrafttreten der Ver- 
ordnung vom 27. Februar 1955 schon 
seit dem 1. April 1950 gesetzwidrig be- 
lastet worden. Das wirkt sich auch auf 
die Grundbeträge für die vom 1. April 
1955 an pauschalierten Aufwendungen 
der Kriegsfolgenhilfe aus; das Ergebnis 
ist, daß diejenigen Länder jahrelang 
einen erhöhten Pauschbetrag erhalten, 
die die Kosten der Fürsorgeerziehung in 
dem Bezugszeitraum, der der Bemes- 
sung der Pauschale zugrunde liegt (Juli 
1953 bis Juni 1954), mit dem Bund ver- 
rechnet haben. 

Dieses Ergebnis ist unbefriedigend. 
Eine einwandfreie Lösung wird nur 
durch eine sich im Rahmen der gesetz- 
lichen Ermächtigung haltende Änderung 
der Ersten Durchführungsverordnung 
erreicht werden können. 


138. Der Bundesrechnungshof hat festgestellt, 
daß die Arbeitsämter eines Landes im 
Rechnungsjahr 1951 sämtliche Weih- 
nachtsbeihilfen, die sie den Empfängern 
von Arbeitslosenfürsorgeunterstützung 
gezahlt hatten, im Rahmen des für die 
Kriegsfolgenhilfe festgelegten Schlüssels 
als verrechnungsfähige Aufwendungen 
gegenüber dem Bund behandelt haben. 
Verrechnungsfähig waren jedoch nur die 
Weihnachtsbeihilfen für solche Empfän- 
ger, deren Unterstützung den Fürsorge- 
richtsatz (zuzüglich T euerungszuschlag 
und Mietbeihilfe) nicht oder nicht 
wesentlich (10 v. H.) überstieg. Der 
Bund ist mit etwa 623 800 DM zu Un- 
recht belastet worden. Auf Veranlassung 
des Bundesrechnungshofs hat der Bun- 
desminister für Arbeit das Land aufge- 
fordert, diesen Betrag an den Bund zu- 
rückzuzahlen, Die Angelegenheit ist noch 
nicht abgeschlossen. 

Kosten der sonstigen Durchgangs- und 
Wohnlager 

(Kapitel 40 03 Titel 302 für die Rech- 
nungsjahre 1953 bis 1955) 

139. Der Bundesrechnungshof hatte festge- 
stellt, daß die Bezirksfürsorgeverbände 
eines Landes in der Zeit vom 1. Januar 
1952 bis 30. September 1953 Wohnun- 
gen sowie feste wohnungsähnliche Unter- 
künfte für Empfänger von Kriegsfolgen- 
hilfe auf Grund eines Erlasses des Lan- 
desfinanzministers errichtet und diese 
Maßnahme unzutreffend als Winterfest- 
machung von Lagern bezeichnet hatten. 
Die dadurch entstandenen Ausgaben 
wurden aus den Bundesmitteln, die für 
die Kosten der sonstigen Durchgangs- 
und Wohnlager bereitgestellt waren, 
bestritten. Diese Mittel durften nach der 
Zweckbestimmung und den Erläuterun- 
gen für die Unterhaltung von Lagern, 
wozu auch die Winterfestmachung ge- 
hört, nicht jedoch für die Errichtung von 
Wohnungen und festen Unterkünften 
verwendet werden. Im übrigen hätten 
die Maßnahmen nach einem gemein- 
samen Runderlaß der Bundesminister des 
Innern und der Finanzen vom Bundes- 
minister des Innern genehmigt werden 
müssen. Das Land hat die Genehmigung 
nicht eingeholt. 
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Bei den Verhandlungen, die die Bun- 
desminister des Innern und der Finan- 
zen unter Beteiligung des Bundesrech- 
nungshofs mit dem Landesfinanzminister 
führten, wurde für die Bauten ein Ge- 
samtaufwand von rd. 14 Mio DM er- 
rechnet. Nach Abzug der von dem Lande 
nach dem Ersten Überleitungsgesetz zu 
tragenden Interessenquote in Höhe von 
2,1 Mio DM (15 v. H. von 14 Mio DM) 
ergab sich ein Betrag von 11,9 Mio DM, 
den das Land dem Bund zu erstatten 
hatte. Der Bundesminister des Innern 
schlug vor, die beanstandeten Maßnah- 
men nach den Grundsätzen zu behan- 
deln, die für das Lagerräumungspro- 
gramm der Jahre 1954/55 vorgesehen 
waren. Danach hätte dem Land ein Bun- 
desdarlehen zu den günstigen Bedingun- 
gen dieses Programms unter Zugrunde- 
legung eines Betrages von 1 100 DM für 
jeden in einer Wohnung untergebrach- 
ten Empfänger von Kriegs folgenhilfe ge- 
währt werden können. Bei 7 400 Empfän- 
gern, die durch die Baumaßnahmen 
in Wohnungen untergebracht worden 
waren, hätte sich ein Darlehensbetrag in 
Höhe von 8,14 Mio DM ergeben. Das 
Land machte geltend, daß das besondere 
Flüchtlingselend in seinem Gebiet außer- 
ordentliche Anstrengungen zur Beschaf- 
fung von Wohnraum für die in Lagern 
untergebrachten Kriegsfolgenhilfe-Emp- 
fänger notwendig gemacht habe. Es bean- 
tragte, einen Betrag abzusetzen, den der 
Bund durch unterbliebene Instand- 
setzungen erspart habe. Hierfür wurden 
200 DM je Kopf der 7 400 Empfänger 
von Kriegsfolgenhilfe — insgesamt 
1,48 Mio DM — als angemessen und 
ausreichend erachtet, so daß für das Dar- 
lehen 6,66 Mio DM verblieben. Die Bun- 
desminister des Innern und der Finan- 
zen sowie der Bundesrechnungshof haben 
diesem Vorschlag aus Billigkeitsgründen 
und zur Vermeidung weiterer Ausein- 
andersetzungen zugestimmt. Dabei haben 
sie berücksichtigt, daß der Bund wegen 
der nicht ausgeführten Instandsetzungen 
tatsächlich erhebliche Beträge erspart 
hat. Im April 1955 kam eine Verein- 
barung zustande, wonach der Betrag 
von 6,66 Mio DM als verrechnungsfähige 
Aufwendung im Rahmen der Kriegs- 
folgenhilfe behandelt und in ein Dar- 
lehen zu den Bedingungen umgewandelt 
wird, die für das Lagerräumungspro- 


gramm festgesetzt worden sind. Weiter 
zahlt das Land an den Bund 3,76 Mio 
DM in fünf Jahresraten — beginnend 
mit dem 1. Oktober 1956 — zurück. Der 
Betrag wird in der Zwischenzeit mit 
3 v. H. verzinst. 

Der Bundesrechnungshof ist der Auf- 
fassung, daß die Belange des Bundes 
durch diese Regelung ausreichend ge- 
wahrt sind und hat daher keine Einwen- 
dungen erhoben. Er wird den Vollzug 
der Vereinbarung überwachen. 

Finanzielle Hilfe für Berlin 

(Einzelplan 45 für die Rechnungsjahre 
1953 bis 1955) 

Zuschuß zum Landeshaushalt 

(Kapitel 45 02 Titel 600 für die Rech- 
nungsjahre 1953 bis 1955) 

140. Die alljährlich zu treffende Entschei- 
dung über die Höhe des Bundeszuschus- 
ses an das Land Berlin begegnet der 
Schwierigkeit, daß der Fehlbedarf des 
Berliner Landeshaushalts vor Beginn des 
Rechnungsjahres ermittelt werden muß. 
Dabei ist auch die Haushaltsentwicklung 
der vorausgegangenen Rechnungsjahre 
zu berücksichtigen. Für die Verhandlun- 
gen über die Bemessung des Zuschusses 
benötigt der Bundesminister der Finan- 
zen umfassende Unterlagen über die 
Haushaltslage des Landes Berlin. Auf 
Anregung des Bundesministers derFinan- 
zen im Jahre 1953 hat der Bundesrech- 
nungshof mit Zustimmung des Regie- 
renden Bürgermeisters von Berlin erst- 
mals für das Rechnungsjahr 1954 eine 
haushaltswirtschaftliche Untersuchung 
des Berliner Landeshaushalts durchge- 
führt und ihr Ergebnis als Unterlage für 
die Bemessung des Zuschusses zur Ver- 
fügung gestellt. Entsprechende Unter- 
suchungen folgten für die Rechnungs- 
jahre 1955 und 1956. 

Bei dem Umfang des Berliner Landes- 
haushalts war es nicht möglich, die Unter- 
suchungen, die im wesentlichen in den 
Monaten Dezember und Januar vor Be- 
ginn des Rechnungsjahres durchgeführt 
werden mußten, im einzelnen auf den 
gesamten Landeshaushalt auszudehnen. 
Der Bundesrechnungshof hat sich daher 
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— jährlich wechselnd — auf die Unter- 
suchung bestimmter Gebiete beschränkt. 
Für das Rechnungsjahr 1956 waren es 
folgende: 

1. Haushaltsentwicklung, einschließlich 
der über- und außerplanmäßigen Aus- 
gaben sowie der Reste, 

2. Steuerentwicklung, einschließlich 
Steuereinziehung, 

3. Personalwirtschaft, 

4. Sozial- und Jugendwesen, 

5. Gesundheitswesen, 

6. Schuldendienst, 

7. Aufwendungen, die durch die beson- 
dere Lage Berlins begründet sind, 

8. Subventionen, 

9. Investitionen, insbesondere Bauten, 

10. Notstandsprogramm. 

Dem Bundesminister der Finanzen 
haben die Ergebnisse der Untersuchun- 
gen des Bundesrechnungshofs bei den 
Verhandlungen über die Bemessung des 
Zuschusses als wichtige Grundlage ge- 
dient. 

Allgemeine Finanzverwaltung 

(Einzelplan 60 für die Rechnungsjahre 
1953 bis 1955) 

Lastenausgleichsabgaben 

(Einnahmen Kapitel 60 01 Titel St 40, 
St 41 und St 42 für die Rechnungsjahre 
1953 bis 1955, Ausgaben Kapitel 40 05 
Titel 300 für die Rechnungsjahre 1953 
bis 1955) 

Allgemeines 

141. Zur Durchführung des Lastenausgleichs 
werden als Ausgleichsabgaben eine ein- 
einmalige V ermögensabgabe (V ermögens- 
abgabe), eine Sonderabgäbe auf Schuld- 
nergewinne gewerblicher Betriebe (Kre- 
ditgewinnabgabe) und eine Sonderab- 
gabe auf Gewinne aus Schulden, für die 
Grundpfandrechte bestellt worden sind 
(Hypothekengewinnabgabe), erhoben. 

142. Die Verwaltung der Vermögensabgabe 
und der Kreditgewinnabgabe hat das 
Lastenausgleichsgesetz als Auftragsver- 


waltung den Landesfinanzbehörden über- 
tragen, die sie einheitlich durch die ört- 
lich zuständigen Finanzämter durchfüh- 
ren lassen. Für Berlin (West) gilt eine 
Sonderregelung. Die Hypothekenge- 
winnabgabe wird ebenfalls von den ört- 
lich zuständigen Finanzämtern verwal- 
tet, jedoch sind dabei sogenannte beauf- 
tragte Stellen, wie öffentlich-rechtliche 
Kreditanstalten, Hypothekenbanken und 
öffentliche Sparkassen, eingeschaltet. Sie 
haben u. a. die Aufgabe, die Leistungen 
auf die Hypothekengewinnabgabe ent- 
gegenzunehmen, die Veranlagungsbe- 
scheide vorzubereiten, Befriedigungsvor- 
rechte zu bewilligen und Entlassungen 
aus der Haftung auszusprechen. 

143. Die Verwaltung der Abgaben hat sich, 
wie vorauszusehen war, als eine schwie- 
rige Aufgabe erwiesen. Die Ursache liegt 
nicht zuletzt darin, daß das Lastenaus- 
gleichsgesetz einen Kompromiß poli- 
tischer, wirtschaftlicher und sozialer Auf- 
fassungen darstellt. Daraus erklären sich 
seine Kompliziertheit und die Notwen- 
digkeit zahlreicher Durchführungs- und 
Ausführungsbestimmungen. Neben zahl- 
reichen Durchführungsverordnungen und 
Verwaltungsanordnungen gelten mehr 
als 1000 Druckseiten füllende Verwal- 
tungserlasse. Zur Bemessung der Ab- 
gaben müssen weitere Gesetze (Bewer- 
tungsgesetz, Vermögensteuergesetz, D- 
Markbüanzgesetz) herangezogen werden. 
Bezeichnend für die Schwierigkeiten, die 
sich der Durchführung des Gesetzes ent- 
gegenstellen, ist, daß bei der Festsetzung 
und der Erhebung der Abgaben 16 ver- 
schiedene Wertbegriffe anzuwenden sind 
(z. B. der Gegenwartswert, der jeweilige 
Wert, der Zeitwert, der steuerliche Zeit- 
wert, der Ablösungswert). 

Die Finanzämter und die beauftrag- 
ten Stellen haben sich nach Kräften be- 
müht, die Abgaben fristgerecht und ord- 
nungsmäßig zu bearbeiten. Die Finanz- 
ämter richteten zum Teil vorübergehend 
Sonderstellen ein. Dadurch konnten die 
Veranlagungen gründlicher, zuverlässi- 
ger, schneller und einheitlicher bearbeitet 
werden. 

144. Da die Richtlinien für die Veranlagung 
der Vermögensabgabe erst am 21. Ja- 
nuar 1955 bekanntgegeben wurden, 
konnte mit der Veranlagung allgemein 
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erst im Februar 1955 begonnen werden. 
In Berlin (West) mußte wegen der noch 
ausstehenden Einheitsbewertung des Be- 
triebsvermögens eine Verzögerung von 
weiteren 4 Monaten in Kauf genommen 
werden. Das hatte zur Folge, daß am 
31. Oktober 1955 die Veranlagung der 
Vermögensabgabe in Berlin (West) erst 
zu 29 v. H., im Bundesdurchschnitt da- 
gegen zu etwa 85 v. Fi. durchgeführt 
war. Bei den noch ausstehenden 15 v. H. 
handelt es sich teilweise um Fälle mit 
hohen Abgabeverpflichtungen. Die Ver- 
anlagung wird voraussichtlich bis zum 
Herbst dieses Jahres erledigt sein. 

145. Die Veranlagung der Kreditgewinnab- 
gabe ist bis auf wenige Einzelfälle abge- 
schlossen. Die Zahl der Pflichtigen, die 
einen Abgabebetrag zu entrichten haben, 
ist gering. Bei der Prüfung von 33 meist 
großen Finanzämtern wurden nur in rd. 
3000 Fällen Zahlungsverpflichtungen 
festgestellt. Die Finanzämter konnten 
vorher nicht übersehen, in welchen Fäl- 
len eine Abgabe zu erheben war. Sie 
mußten eine erhebliche Zahl von Er- 
klärungen einfordern und prüfen. Bei 
einem Finanzamt ergaben sich unter 
2 021 eingeforderten und geprüften Er- 
klärungen nur 44 Fälle mit einer Ab- 
gabeschuld. 

146. Mit den Veranlagungsarbeiten für die 
Hypothekengewinnabgabe haben die 
beauftragten Stellen im wesentlichen 
erst gegen Ende des Jahres 1953 begon- 
nen. Nach den Feststellungen des Bun- 
desrechnungshofs war der Stand der 
Veranlagungsarbeiten Ende 1954 sehr 
unterschiedlich. Im Durchschnitt hatten 
die vom Bundesrechnungshof geprüften 
Stellen etwa 25 v.H. aller Veranlagungs- 
arbeiten erledigt. Nach der Zusammen- 
setzung der geprüften Institute dürfte 
der Arbeitsstand bei allen beauftragten 
Stellen etwa auf gleicher Höhe liegen. 
Es erscheint die Annahme begründet, 
daß die Veranlagung bis zum 31. De- 
zember 1957 im wesentlichen durchge- 
führt sein wird. 

147. Das Lastenausgleichsgesetz sieht eine 
vorzeitige Ablösung der Ausgleichsab- 
gaben vor. Ablösungswert ist die 
Summe der einzelnen Jahresleistungen 
abzüglich der Zwischenzinsen unter 


Berücksichtigung von Zinseszinsen. Ob- 
wohl die Zinssätze (8 und 10 v. H.) be- 
achtliche Vorteile bieten, haben die Ab- 
gabepflichtigen von der Ablösung der 
Vermögensabgabe und der Kreditge- 
winnabgabe verhältnismäßig wenig Ge- 
brauch gemacht. Bei den 33 vom Bun- 
desrechnungshof geprüften Finanzäm- 
tern wurden die Vermögensabgabe nur 
in 3 372 Fällen und die Kreditgewinn- 
abgabe nur in 194 Fällen abgelöst. Das 
dürfte zum Teil darauf zurückzuführen 
sein, daß die Abgabepflichtigen mit Ge- 
setzesänderungen rechnen, die die Ent- 
richtung der Abgabe erleichtern. In den 
letzten Monaten des Rechnungsjahres 
1955 hat sich jedoch die Neigung, die 
Abgaben abzulösen, verstärkt. Dadurch 
hat sich das Aufkommen wesentlich 
günstiger entwickelt, als erwartet wer- 
den konnte. Das gilt vor allem für die 
Hypothekengewinnabgabe. Bei ihr hat- 
ten die Ablösungen Ende des Jahres 
1955 zu einer beachtlichen Steigerung 
des Aufkommens geführt. Gegenüber 
einem für das Rechnungsjahr 1955 ge- 
schätzten Aufkommen von 500 Mio DM 
sind insbesondere auf Grund einer ver- 
stärkten Ablösung insgesamt 697 Mio 
DM aufgekommen. 

Einzelne Prüfungsergebnisse 

148. a) Vermögensabgabe 

Die Vorauszahlungen wurden verschie- 
dentlich noch in Höhe der Soforthilfe- 
abgabe entrichtet, obwohl sich nach dem 
Lastenausgleichsgcsetz wesentlich höhere 
Vorauszahlungsbeträge ergeben, so daß 
eine Anpassung erforderlich gewesen 
wäre. 

Die Behandlung der Abgabe im Kon- 
kursverfahren und im gerichtlichen Ver- 
gleichsverfahren entsprach nicht immer 
der gesetzlichen Regelung. 

Finanzämter haben die Vorschriften 
über die Abzugsfähigkeit der Abgabe 
bei der Einkommensteuer und der Kör- 
perschaftsteuer nicht richtig angewendet. 

Stundungen bei vorübergehendem 
Mangel an flüssigen Mitteln wurden mit- 
unter ausgesprochen, ohne daß Stun- 
dungszinsen erhoben wurden. 

Die rückständigen Abgabebeträge 
waren zu hoch, weil Finanzämter ihre 
Einziehung nicht rechtzeitig veranlaßt 
hatten. 
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b) Kredit gewinnab gäbe 

Finanzämter hatten Abgabepflichtige 
nicht zur Kreditgewinnabgabe herange- 
zogen, obwohl die Voraussetzungen da- 
für Vorlagen. 

Die Grundlagen für die Bemessung 
der Abgabe (Schuldnergewinne, Gläu- 
bigerverluste und Betriebsverluste) sind 
nicht in allen Fällen richtig ermittelt 
worden. 

Bei der Auflösung und Veräußerung 
von Betrieben sind die Abgabepflichti- 
gen bisweilen nicht richtig behandelt 
worden. 

Die Möglichkeit, die Abgabeschuld 
wegen überhöhter RM-Ansätze aus Bil- 
ligkeitsgründen herabzusetzen, haben 
Finanzämter zu großzügig gehandhabt. 

Die Vorschriften über die Bilanzie- 
rung der Kreditgewinnabgabe und über 
ihre Abzugsfähigkeit bei der Einkom- 
mensteuer, der Körperschaftsteuer und 
der Vermögensteuer sind manchmal 
nicht beachtet worden. 

Finanzämter haben die Einziehung 
rückständiger Abgabebeträge nicht 
rechtzeitig durchgeführt. 

Bei Betriebsprüfungen ist die Abgabe 
verschiedentlich nicht oder nicht hinrei- 
chend geprüft worden. 

c) Hypothekengewinnabgabe 

Beauftragte Stellen haben davon abge- 
sehen, sich die Zinslosigkeit angemelde- 
ter Grundpfandrechte einwandfrei nach- 
weisen zu lassen. Sie haben allein die 
Angaben der Abgabeschuldner der Er- 
hebung der Hypothekengewinnabgabe 
zugrunde gelegt. 

Beauftragte Stellen haben nicht be- 
achtet, daß bei den nach dinglich ge- 
sicherten Kontokorrentkrediten erfaß- 
ten Abgabeschulden neben den Zinsen 
der RM-Verbindlichkeit auch die Kre- 
ditprovision in die Leistung für die Hy- 
pothekengewinnabgabe einzubeziehen 
ist. 

Die Bearbeitung der Anträge auf Ein- 
räumung von Rangvorrechten gegen- 
über der Hypothekengewinnabgabe war 
nicht immer sachgerecht. Mehrfach lie- 
ßen die Unterlagen bei den beauftrag- 
ten Stellen nicht erkennen, ob die 
Sicherheit der Abgabeschuld noch ge- 


währleistet war. Soweit die Bewilligung 
des Vorrechtes von der Sicherheit der 
Abgabe abhängig zu machen war, fehl- 
ten zum Teil die erforderlichen Wert- 
berechnungen. 

Die rückständigen Leistungen waren 
bei einer Reihe von beauftragten Stellen 
unangemessen hoch. Sie beruhten weit- 
gehend auf einer ungerechtfertigten Be- 
willigung von Stundungen. Der Ein- 
zug der Leistungen ist nicht immer aus- 
reichend überwacht, das Mahnverfahren 
vielfach nicht laufend durchgeführt wor- 
den. Die Finanzämter haben Beitrei- 
bungsmaßnahmen nahezu allgemein 
nicht in dem gebotenen Umfange er- 
griffen. 

Anträge auf Erlaß von Leistungen 
haben die Finanzämter nicht immer mit 
der erforderlichen Sorgfalt geprüft. Da- 
durch sind den Abgabepflichtigen er- 
hebliche Beträge zu Unrecht erlassen 
worden. 

Der Stand der Vorprüfung war viel- 
fach unzulänglich. Sie wurde insbeson- 
dere dem Bedürfnis nach einer zeitnahen 
Vorprüfung nicht geredit. Eine sachliche 
Vorprüfung fand nur in begrenztem 
Umfange statt. Die Gründe hierfür 
lagen in der Regel in der unzureichen- 
den Besetzung der Vorprüfungsstellen. 

Der Bundesrechnungshof hat das Er- 
forderlich zu a) bis c) veranlaßt. 

Abführung der Ausgleichsabgaben 

149. Bis zum 31. März 1956 wurde das Auf- 
kommen an Vermögensabgabe und Kre- 
ditgewinnabgabe durch die Finanzkassen 
und das Aufkommen an Hypotheken- 
gewinnabgabe durch die beauftragten 
Stellen an die Oberkassen der Länder 
abgeführt. Diese lieferten es jeweils für 
einen achttägigen Zeitabschnitt bis spä- 
testens zum folgenden 6. Werktag an 
die Zentralkasse des Bundesausgleichs- 
amtes ab. Infolge der langen Abliefe- 
rungsfristen entstanden dem Bund er- 
hebliche Zinsverluste, die auf etwa 
900 000 DM jährlich geschätzt werden. 

Der Bundesrechnungshof hat deshalb 
dem Bundesminister der Finanzen emp- 
fohlen, die Abführung der Abgaben neu 
zu regeln. Das ist inzwischen durch einen 
Erlaß des Bundesministers der Finan- 
zen vom 22. Februar 1956 geschehen. 
Vom 1. April 1956 an liefern die Finanz- 
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ämter die Einnahmen aus der Vermö- 
gensabgabe und der Kreditgewinnab- 
gabe täglich an die Bundeshauptkasse 
ab. Entsprechendes gilt für die Abfüh- 
rung der Hypothekengewinnabgabe. 

Einkommensteuer 

(Kapitel 60 01 Titel St 9 für die Rech- 
nungsjahre 1953 bis 1955) 

150. In der Denkschrift 1952 ist auf Seite 106 
unter Nr. 105 Abs. 2 ausgeführt, es sei 
einer Gesellschaft aus Billigkeitsgründen 
zugestanden worden, den bilanzmäßig 
ausgewiesenen Gewinn für 1953 von rd. 
1,8 Mio DM um einen in der Reichsmark- 
zeit eingetretenen Vermögensverlust zu 
kürzen und durch Absetzen von 5 Mio 
DM in einen Verlust von 3,2 Mio DM 
umzuwandeln. Hierzu ist der Finanz- 
minister des betreffenden Landes beim 
Bundesrechnungshof vorstellig gewor- 
den. Er hat zu dem Sachverhalt weitere 
Hinweise und Aufklärungen gegeben. 
Nach seinen Darlegungen haben die 
Landesfinanzbehörden ein solches Zuge- 
ständnis nicht ausgesprochen. 

Nach nochmaliger Überprüfung kann 
die in der Denkschrift enthaltene Dar- 
stellung, daß die beanstandete Bilanzie- 
rung zugestanden worden sei, nicht auf- 
rechterhalten werden. Vielmehr war die 
Entscheidung über den Antrag der Ge- 
sellschaft während der Prüfung des 
Bundesrechnungshofs noch in der 
Schwebe; inzwischen ist die Anerken- 
nung abgelehnt worden. 

Anteil des Bundes am Reingewinn der 
Bank deutscher Länder 
(Kapitel 60 02 Titel 37 für die Rech- 
nungsjahre 1953 bis 1955) 

151. In dem Bericht über die Prüfung von 
Unternehmen mit eigener Rechtsper- 
sönlichkeit für das Rechnungsjahr 1952 
hat der Bundesrechnungshof die Jahres- 
abschlüsse der Bank deutscher Länder 
von 1948 bis 1952 behandelt (Bemer- 


kungen 1952 S. 67 Nr. 98). Inzwischen 
hat der Bundesrechnungshof die Ab- 
schlüsse der Bank deutscher Länder für 
die Geschäftsjahre 1953 und 1954 ge- 
prüft. Der Prüfung lagen die Abschluß- 
berichte des Wirtschaftsprüfers und die 
Prüfungsergebnisse der Organisations- 
und Revisionsabteilung der Bank deut- 
scher Länder zugrunde. Der Bundesrech- 
nungshof hat sie durch eigene Feststel- 
lungen ergänzt. 

152. Nach dem Gesetz über die Verteilung 
des Reingewinns der Bank deutscher 
Länder im Geschäftsjahr 1952 und in 
den folgenden Geschäftsjahren ist der 
Reingewinn vom Geschäftsjahr 1953 an 
in folgender Reihenfolge zu verwenden: 

1. 20 v. H. des Gewinns, jedoch nicht 
weniger als 20 Mio DM, sind einer 
gesetzlichen Rücklage solange zuzu- 
führen, bis sie 5 v. H. des Notenum- 
laufs erreicht. 

2. Auf das Grundkapital ist ein Gewinn- 
anteil von 6 v. H. auszuschütten. 

3. Zur Bildung von Rücklagen für be- 
stimmte Zwecke dürfen durch Be- 
schluß des Zentralbankrats bis zu 
10 v. H. des danach verbleibenden 
Teiles des Reingewinns verwendet 
werden. 

4. Ein Betrag von nicht weniger als 30 
Mio DM, jedoch nicht mehr als 40 
Mio DM, ist einem von der Bank 
deutscher Länder zu verwaltenden 
Fonds zum Ankauf solcher Aus- 
gleichsforderungen zuzuführen, deren 
endgültige Übernahme geboten er- 
scheint, um den Gläubigerinstituten 
die Erfüllung fälliger Verpflichtungen 
zu ermöglichen. 

5. Der Restbetrag ist an den Bund abzu- 
führen. 

153. Den Reingewinn der Geschäftsjahre 1953 
und 1954 hat die Bank deutscher Län- 
der wie folgt verwendet: 


Gesetz- 

Gewinn- 

Rück- 

Zuführung an 

Gewinn- 

Reingewinn 

liehe 

anteil 

lagen für 

den Fonds zum 

ausschüttung 

insgesamt 

Rücklage 

an die 

bestimmte 

Ankauf von 

an den Bund 



Landes- 

Zwecke 

Ausgleichs- 




zentral- 


forderungen 




banken 





Mio DM 

Mio DM 

Mio DM 

DM 

DM 

DM 

1953 23,5 

6 

8,8 

40 000 000 

39 334 293,89 

117 634 293,89 

1954 20 

6 

— 

37 126 603,44 

— 

63 126 603,44 
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Gegenüber dem Geschäftsjahr 1953 hat 
sich der Reingewinn des Geschäftsjahres 
1954 um rd. 54,5 Mio DM verringert. 
Nach Abzug der gesetzlichen Rücklage 

— 20 Mio DM — und des Gewinn- 
anteils für die Landeszentralbanken 

— 6 Mio DM — verblieben rd. 37,1 Mio 
DM, die nach der gesetzlichen Neurege- 
lung dem Fonds zum Ankauf der Aus- 
gleichsforderungen zuflossen; somit 
hatte der Bund im Geschäftsjahr 1954 
keinen unmittelbaren Anteil an dem 
Reingewinn der Bank deutscher Länder. 

Der verringerte Reingewinn des Ge- 
schäftsjahres 1954 ist besonders auf die 
damalige Geldflüssigkeit zurückzufüh- 
ren; sie löste einen weiteren erheblichen 
Rückgang des Refinanzierungsbedürf- 
nisses beim Zentralbanksystem aus, so 
daß geringere Erträge als in den Vor- 
jahren anfielen. Außerdem wurde der 
Ertrag der Bank deutscher Länder 
durch das Dritte Gesetz zur Änderung 
des Gesetzes über die Errichtung der 
Bank deutscher Länder vom 7. Septem- 
ber 1953 beeinflußt. Nach seinen Vor- 
schriften ist die Bank deutscher Länder 
verpflichtet, die Guthaben des Bundes 
und des Sondervermögens Ausgleichs- 
fonds auf Verlangen der Einleger für 
deren Rechnung in Ausgleichsforderun- 
gen anzulegen und diese auf Verlangen 
der Einleger für eigene Rechnung zu- 
rückzunehmen. Für die Zeit, während 
der die Kassenbestände in Ausgleichs- 
forderungen angelegt sind, entfällt deren 
Verzinsung durch den Bund. Das Ver- 
fahren war bereits vor dem Änderungs- 
gesetz vom 7. September 1953 ange- 
wendet worden. Seit 1949 hat der Bund 
dadurch folgende Ausgaben für die Ver- 
zinsung der Ausgleichsforderungen er- 
spart: 


Geschäftsjahr 1949 
Geschäftsjahr 1950 
Geschäftsjahr 1951 
Geschäftsjahr 1952 
Geschäftsjahr 1953 
Geschäftsjahr 1954 
Summe 


rd. 2,6 Mio DM 
rd. 7,8 Mio DM 
rd. 10,6 Mio DM 
rd. 29,3 Mio DM 
rd. 64,2 Mio DM 
rd. 123,5 Mio DM 
rd. 238,0 Mio DM. 


154. Bei den Geschäftsergebnissen der Bank 
deutscher Länder ist noch folgendes be- 
merkenswert: 

Die Deutsche Bundesbahn war am 
31. Dezember 1953 mit rd. 147,6 Mio 


DM, die sie für die Jahre 1950 bis 1953 
an Zinsen für Ausgleichsforderungen der 
Bank deutscher Länder gegen den Bund 
aufzubringen hatte, im Rückstand. Auf 
Grund einer Vereinbarung zwischen 
dem Bundesminister der Finanzen, der 
Deutschen Bundesbahn und der Bank 
deutscher Länder, der der Bundesrech- 
nungshof zustimmte, hat der Bund der 
Deutschen Bundesbahn einen Kassen- 
kredit in Flöhe dieses Betrages gewährt; 
damit wurde ihr Zinsrückstand abge- 
deckt. Gleichzeitig hat die Bank deut- 
scher Länder dem Bund einen nachträg- 
lichen Gewinn von rd. 147,6 Mio DM 
gutgeschrieben. 

Im Jahre 1953 hat die Bank deutscher 
Länder auf Grund eines Beschlusses des 
Zentralbankrats Ausgleichsforderungen 
in Flöhe von rd. 30 Mio DM angekauft 
und in treuhänderische Verwaltung für 
den Bund genommen. Die Ausgleichs- 
forderungen stammten von Geldinsti- 
tuten, Versicherungsunternehmen und 
Bausparkassen, die sich in der Abwick- 
lung befanden; ihnen sollte es ermög- 
licht werden, dringende Zahlungsver- 
pflichtungen zu erfüllen. Den Betrag 
von rd. 30 Mio DM entnahm die Bank 
deutscher Länder den sonstigen Rück- 
stellungen, denen sie in den Jahren 1951 
und 1952 je 15 Mio DM für diesen 
Zweck zugeführt hatte. Damit hat die 
Bank deutscher Länder von ihren sonsti- 
gen Rückstellungen, die sie bis zum 
31. Dezember 1952 auf rd. 125 Mio DM 
aufgefüllt hatte, rd. 30 Mio DM als Ge- 
winnverwendungsrücklage für den Bund 
behandelt. 

Im Jahre 1952 hat die Bank deutscher 
Länder dem Deckungsfonds für Renten- 
ausgleichsforderungen 10 Mio DM zu 
Lasten ihrer Gewinn- und Verlustrech- 
nung zugewiesen. Im Jahre 1953 hat sie 
den Betrag an den Bund in Rentenaus- 
gleichsforderungen und in bar ausge- 
schüttet. Der Fonds hatte den Charak- 
ter einer Gewinnverwendungsrücklage. 

155. Die Prüfung des Bundesrechnungshofs 
hat ergeben, daß die Bank deutscher 
Länder ihre Jahresabschlüsse entspre- 
chend Art. V des Gesetzes über die Er- 
richtung der Bank deutscher Länder, 
unter sinngemäßer Anwendung der son- 
stigen gesetzlichen Bilanzierungsvor- 
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Schriften und unter Beachtung der Be- 
schlüsse des Zentralbankrats erstellt hat. 

Der Zentralbankrat und das Direk- 
torium der Bank deutscher Länder 
haben die Interessen des Bundes nach 
den geltenden Bestimmungen gewahrt. 


Lastenausgleich 

(Sondervermögen Ausgleichsfonds) 
Ausgleichsleistungen 
Allgemeines 

156. Das Lastenausgleichsgesetz sieht als be- 
sondere Maßnahme die Gewährung von 
Eingliederungsdarlehen vor. Sie sollen 
den Vertriebenen und Kriegssachgeschä- 
digten die zur Eingliederung notwendige 
Hilfe gewähren. Von besonderer Bedeu- 
tung sind hierbei Aufbaudarlehen für 
die gewerbliche Wirtschaft und die 
freien Berufe. Die Ausgleichsbehörden 
haben bis zum 31. Dezember 1955 etwa 
77 000 derartiger Darlehen mit einem 
Gesamtbeträge von rd. 725 Mio DM 
bewilligt. Zusammen mit den ähnlich 
gestalteten Aufbauhilfe-Darlehen nach 
dem Soforthilfegesetz sind bis zu dem 
genannten Zeitpunkt etwa 210 200 Dar- 
lehen in einer Gesamthöhe von rd. 
1280 Mio DM gewährt worden. 

157. Die Bewilligung der Aufbaudarlehen für 
die gewerbliche Wirtschaft und die 
freien Berufe setzt u. a. voraus, daß der 
Antragsteller noch keine neue gesicherte 
Lebensgrundlage gefunden hat. Dieser 
Zustand muß durch die Vertreibung 
oder durch den Kriegssachschaden ver- 
ursacht sein. Das mit dem Darlehen zu 
fördernde Vorhaben soll dem Antrag- 
steller eine neue gesicherte Lebensgrund- 
lage schaffen oder eine bereits geschaf- 
fene, aber noch gefährdete Lebensgrund- 
lage sichern. Außerdem muß der An- 
tragsteller für das Vorhaben persönlich 
und fachlich geeignet sein. Die Vor- 
haben, die in der Reihenfolge ihrer 
sozialen Dringlichkeit und volkswirt- 
schaftlichen Förderungswürdigkeit zu 
berücksichtigen sind, sollen in einem 
angemessenen Verhältnis zu dem Um- 
fang der erlittenen Schädigung stehen. 
Wegen der Zielsetzung des Lastenaus- 


gleichsgesetzes hat der Bundesrechnungs- 
hof keine Einwendungen erhoben, wenn 
die Ausgleichsbehörden bei der Beurtei- 
lung der sozialen Dringlichkeit und der 
volkswirtschaftlichen Förderungswürdig- 
keit großzügig verfuhren. Vielfach 
mußte er jedoch beanstanden, daß die 
Ausgleichsbehörden die Frage, ob die 
Lebensgrundlage des Antragstellers noch 
gefährdet oder ob die Gefährdung der 
Lebensgrundlage auf die Vertreibung 
oder den Kriegssachschaden zurückzu- 
führen ist, falsch beurteilt haben. Das 
gleiche gilt für die Frage, ob der Antrag- 
steller fachlich und persönlich geeignet 
ist und ob das Vorhaben dem Umfang 
der Schädigung angemessen ist. 

158. Nach den Beobachtungen des Bundes- 
rechnungshofs hat es den Ausgleichs- 
behörden Schwierigkeiten bereitet, die 
Vorschriften richtig anzuwenden. Das 
ist z. T. darauf zurückzuführen, daß 
zahlreiche Zweifelsfragen lange Zeit un- 
geklärt geblieben sind. Erschwerend 
wirkte sich ferner aus, daß es der Ver- 
waltung zunächst an ausreichendem 
Personal fehlte. Auch führte das Bestre- 
ben, die zeitweise hohen Mittel des 
Ausgleichsfonds den Geschädigten mög- 
lichst bald zuzuführen, zu einer Reihe 
nicht sachgemäßer Entscheidungen. 

Einzelne Prüfungsergebnisse 

159. Bei der Beurteilung der Frage, ob die 
Lebensgrundlage des Geschädigten noch 
gefährdet ist, haben die Ausgleichs- 
behörden häufig wichtige Gesichts- 
punkte nicht beachtet. Gewinne, Eigen- 
kapital, die Liquidität des Betriebes und 
die inzwischen erreichte Position im Be- 
rufsleben wurden nicht immer ausrei- 
chend berücksichtigt. So hat z. B. ein 
Antragsteller, der vor der Vertreibung 
als Facharzt bei einem Krankenhaus 
tätig war und nach dem Kriegsende 
eine gesicherte Existenz als Regierungs- 
medizinalrat erlangt hatte, ein Darlehen 
erhalten, um eine Fachpraxis eröffnen 
zu können. In einem anderen Falle ist 
einem Kriegssachgeschädigten, der ein 
eigenes und ein gepachtetes Hotel be- 
trieb, ein Aufbaudarlehen zur Pachtung 
eines weiteren Hotels bewilligt worden, 
obgleich er bereits Aufbauhilfe-Darlehen 
für die Wiederherstellung des ersten 
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gepachteten Hotels erhalten hatte und 
eine gesicherte Lebensgrundlage besaß. 
Ferner haben Geschädigte gewerbliche 
Aufbaudarlehen erhalten, obwohl sie in 
der Lage waren, aus eigenen Mitteln 
Mehrfamilienhäuser zu bauen oder zur 
Vorfinanzierung betriebsfremder Vor- 
haben beizutragen. Die Geschädigten 
hatten in diesen Fällen Wohnungsbau- 
darlehen nach § 7 c EStG und andere 
Darlehen in zum Teil beträchtlicher 
Höhe gewährt. Diese Darlehen beliefen 
sich z. B. auf 40 000 DM, 285 000 DM 
und sogar auf 390 000 DM. In den bei- 
den letzten Fällen erhielten die 4 An- 
tragsteller Aufbaudarlehen von zusam- 
men 140 000 DM. 

160. Im Bereich eines Landesausgleichsamts 
sind größeren Betrieben erhebliche Dar- 
lehensmittel in der Weise zugeflossen, 
daß bis zu zehn Geschädigte Aufbau- 
darlehen erhielten, die es ihnen ermög- 
lichen sollten, tätige Teilhaber dieser 
Betriebe zu werden (sogen. Bündelungs- 
fälle). Einwendungen sind gegen das 
Verfahren nicht zu erheben, sofern es 
dazu dient, die Lebensgrundlage der Ge- 
schädigten zu sichern. Ist das nicht der 
Fall, so ist die Darlehensgewährung un- 
zulässig. In einer Reihe dieser Fälle 
mußte ein Strafverfahren eingeleitet 
werden, weil die Ausgleichsbehörde die 
Darlehensanträge unzulänglich geprüft 
hatte und die Beteiligten im Verdacht 
strafbarer Handlungen standen. 

161. Mehrfach wurden auch Vorhaben ge- 
fördert, deren finanzielle Größenord- 
nung allein schon erkennen ließ, daß die 
gesetzlichen Voraussetzungen für eine 
Eingliederung der Antragsteller nicht 
erfüllt waren. Ausschlaggebend für die 
Bewilligungen waren offenbar nur all- 
gemein wirtschaftsfördernde Erwägun- 
gen. So erhielt ein Antragsteller, der das 
in einem größeren Bezirk führende 
Fotogeschäft betreibt, 65 Personen be- 
schäftigt, Umsätze von mehreren Mio 
DM erreicht und erhebliche Gewinne 
erzielt, ein gewerbliches Aufbaudarlehen 
von 35 000 DM, um einen Neubau mit 
einem Kostenaufwand von 517 000 DM 
zu errichten. Ein anderer Antragsteller 
erhielt zum Wiederaufbau eines Metz- 
gereibetriebes ein Aufstockungsdarlehen 


von 30 000 DM für den auf 220 000 DM 
veranschlagten Bau eines dreistöckigen 
Gebäudes mit neun Wohnungen und 
zwei Ladengeschäften. Schließlich hat 
ein weiterer Antragsteller ein Darlehen 
in dem zulässigen Höchstbetrage von 
35 000 DM erhalten, um ein Geschäfts- 
und Wohnhaus mit drei großen Ver- 
kaufsläden und 27 Wohnungen mit 
einem Kostenaufwand von 618 000 DM 
aufzubauen. Aus eigenen Mitteln hat er 
dazu 72 000 DM beigetragen. Der An- 
tragsteller hat zwar einen erheblichen 
Vermögensschaden erlitten, andererseits 
aber Jahresumsätze von etwa 700 000 
DM und gute Reingewinne erzielt. 
Außerdem betrieb er seit Jahren das 
führende Rundfunkgeschäft am Platze 
und unterhielt zwei Filialen in anderen 
Städten. 

162. Häufig war die Existenzgefährdung auf 
unwirtschaftliche Dispositionen (z. B. 
auf unangemessene Entnahmen für den 
eigenen Bedarf) zurückzuführen. So hat 
der Inhaber einer gutgehenden Flasch- 
nerei, der durch den Neubau eines 
Wohnhauses sowie den Kauf von zwei 
Kraftfahrzeugen in finanzielle Schwie- 
rigkeiten geraten war, ein Darlehen er- 
halten. Das war unzulässig, da die Ge- 
fährdung seiner Lebensgrundlage nicht 
auf die erlittene Schädigung zurückzu- 
führen war. 

163. Die Bewilligung von gewerblichen Auf- 
baudarlehen haben die Ausgleichsämter 
mitunter auch auf baupolizeiliche Auf- 
lagen gegründet, die im Zusammenhang 
mit dem Wiederaufbau zerstörter Städte 
oder mit der Verkehrsgestaltung stan- 
den. Auflagen dieser Art können die 
Gewährung von Aufbaudarlehen jedoch 
nur dann rechtfertigen, wenn ursächlich 
für den Kreditbedarf noch die erlittenen 
Schädigungen sind. In anderen Fällen 
haben Ausgleichsbehörden Aufbaudar- 
lehen gewährt, damit einzelne Betriebe 
in bessere Geschäftsgegenden, die durch 
städtebauliche Maßnahmen entstanden 
waren, verlegt werden konnten. Wenn 
die Lebensgrundlage der Geschädigten 
gesichert war und die Geschäftsver- 
legung nur dazu diente, die Ertragslage 
der Antragsteller zu verbessern, konnte 
der Bundesrechnungshof die Bewilligung 
der Darlehen nicht gutheißen. 
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164. Das mit dem Aufbaudarlehen zu för- 
dernde Vorhaben soll in einem ange- 
messenen Verhältnis zu der erlittenen 
Schädigung stehen. Der Bundesrech- 
nungshof hat die Gewährung von Dar- 
lehen nicht für vertretbar gehalten, 
wenn die Geschädigten dadurch weit- 
aus besser gestellt wurden als vor der 
Schädigung. Ohne daß im Interesse der 
Wiedereingliederung eine Notwendig- 
keit bestand, wurden Darlehen bewil- 
ligt, die dem Erwerb von Grundeigen- 
tum und der Errichtung eigener Be- 
triebs- und Wohngebäude dienten; da 
bei hatten die Empfänger keine Schäden 
in einem ähnlichen Ausmaß erlitten. In 
einem dieser Fälle hatte ein Bäcker- 
meister, der früher eine gepachtete 
Bäckerei betrieben hatte, einen Betrieb 
gleicher Art, den er nach der Schädigung 
übernommen hatte, wieder aufgegeben 
und uhter Verwendung eines Aufbau- 
darlehens von 15 000 DM ein eigenes 
Geschäfts- und Wohnhaus für 109 000 
DM errichtet. Dabei hatte er nach sei- 
nen eigenen Angaben neben seinem 
Geschäft, dessen Ausstattung er mit 
2000 RM bewertete, lediglich den Haus- 
rat für zwei Zimmer und die Küche ver- 
loren. 

165. Uber die endgültige Erledigung einiger 
der beanstandeten Darlehensbewilligun- 
gen schweben noch Verhandlungen. 
Nach dem Ergebnis von zwei Prüfungen 
in einem Lande sind in 36 Fällen, die 
bisher mit dem Bundesausgleichsamt ab- 
schließend behandelt werden konnten, 
Darlehen in Höhe von rd. 800 000 DM 
zu Unrecht gewährt worden. Der Um- 
fang der insgesamt zu Unrecht bewillig- 
ten Darlehen läßt sich nicht angeben. 

Mehrfach haben Ausgleichsbehörden 
die Rückforderung der zu Unrecht ge- 
währten Darlehen mit Erfolg betrieben. 
In der Frage, unter welchen Voraus- 
setzungen Rückforderungsansprüche gel- 
tend gemacht werden können, verfah- 
ren die Ausgleichsbehörden nicht gleich- 
mäßig. Schon im Interesse eines einheit- 
lichen Vorgehens der Verwaltung hat 
der Bundesrechnungshof es für erfor- 
derlich gehalten, daß das Bundesaus- 
gleichsamt die Ausgleichsbehörden über 
die in derartigen Fällen zu treffenden 
Maßnahmen möglichst bald unterrich- 
tet. Auch muß die umstrittene Frage ge- 


klärt werden, ob und in welchem Um- 
fange die mit der Verwaltung der Mit- 
tel des Ausgleichsfonds betrauten Ge- 
bietskörperschaften für unrechtmäßig 
ausgesprochene Bewilligungen haften. 
Das Bundesausgleichsamt beabsichtigt 
nunmehr, diese Frage durch Musterpro- 
zesse entscheiden zu lassen. Der Bundes- 
rechnungshof wird die Angelegenheit, 
mit der das Bundesausgleichsamt bereits 
seit längerer Zeit befaßt ist, verfolgen. 


ERP-Sondervermögen (ERP-SV) 

(ERP-Wirtschaftsplan für die Rechnungs- 
jahre 1954 und 1955, Einzelplan V 
Kapitel 1 a und 1 b des außerordent- 
lichen Haushalts für das Rechnungsjahr 
1952, Kapitel A 24 04 für das Rech- 
nungsjahr 1953) 

166. In der Denkschrift 1951 (S. 57 bis 61 
Nr. 107 bis 121) ist die Entwicklung 
des ERP-SV bis zum Ablauf des Rech- 
nungsjahres 1951 dargestellt. Dabei sind 
auch kassen-, buch- und haushaltstech- 
nische Fragen, die sich bei der Rech- 
nungsprüfung für die Rechnungsjahre 
1950 und 1951 ergeben hatten, behan- 
delt. Inzwischen hat der Bundesrech- 
nungshof die Rechnung des ERP-SV für 
die Rechnungsjahre 1952 und 1953 ge- 
prüft. 

167. Die Jahresrechnung des ERP-SV wird in 
der Form einer Entwicklungsrechnung 
aufgestellt. Sie geht vom Vermögens- 
bestand zu Beginn des Rechnungsjahres 
aus, weist die Zugänge und Abgänge 
innerhalb des Rechnungsjahres nach und 
kommt so auf den Vermögensbestand 
zum Schluß des Rechnungsjahres, der in 
Form einer Bilanz dargestellt wird. Die 
Vermögensnachweise zum 31. Marz 
1953 und zum 31. März 1954 sind den 
ERP-Wirtschaftsplangesetzen 1954 und 
1955 als Anlage beigefügt. 

168. Für die Rechnungsjahre 1952 und 1953 
schließt die Rechnung des ERP-SV wie 
folgt ab: 
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Bestand des ERP-SV am 31. März 1952 


DM 


Bankguthaben 1 214 743 884,50 

Forderungen aus Krediten 3 720 452 238,91 

Beteiligungen 3 000 000, — 

Wertpapiere 301 721 500,— 

Sonstige Forderungen 86 877 508,74 


5 326 795 132,15 


Verpflichtungen, die im Zusammenhang mit 
der Übernahme der ERP- und GARIOA- 

Vermögenswerte entstanden sind 89 929 466,07 


Zugänge im Rechnungsjahr 1952 

DM-Gegenwerte für GARIOA- und ERP- 

Einfuhren 285 489 202,44 

Zinsen 177 326 580,96 


Abgänge im Rechnungsjahr 1952 

Verlorene Zuschüsse 34 984 970,24 

Transportkosten für Liebesgabensendungen 

aus der USA 941 126,95 

Aufwendungen für technische Hilfeleistung 1 243 475,38 

Abführung für Verwaltungskosten an die 

ECA-Mission 21 714 727,21 

Düngemittel-Subventionen 9 521 367,83 

Zahlungen aus der Abwicklung des Kontos 

GARIOA-alt 7 561 034,17 


Bestand des ERP-SV am 31. März 1953 

Bankguthaben 950 503 234,36 

Forderungen aus Krediten 4 507 475 206,19 

Beteiligungen 6 000 000, — 

Wertpapiere 36 848 000, — 

Sonstige Forderungen 162 154 246,17 

5 662 980 686,72 

Verpflichtungen 39 265 939,02 


Zugänge im Rechnungsjahr 1953 

DM-Gegenwerte für GARIOA- und ERP- 

Einfuhren 306 663 991,06 

Zinsen 202 612 616,66 

Hilfeleistung der amerikanischen Regierung 

für das GARIOA-Investitionsprogramm III 54 000 000, — 

Übernahme der bei der Bank deutscher Län- 
der geführten ERP-GARIOA-Buchführung in 

die ERP-Buchführung 37 839 301,77 


DM 


5 236 865 666,08 


462 815 783,40 
5 699 681 449,48 


75 966 701,78 


5 623 714 747,70 


601 115 909,49 
6 224 830 657,19 
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DM 


DM 


Abgänge im Rechnungsjahr 1953 

Verlorene Zuschüsse 

Transportkosten für Liebesgabensendungen 

aus den USA 

Aufwendungen für technische Hilfeleistung . 
Abführung für Verwaltungskosten an die 

ECA-Mission 

Düngemittel-Subventionen 

Bestand des ERP-SV am 31. Marz 1954 

Bankguthaben 

Forderungen aus Krediten 

Beteiligungen 

Wertpapiere 

Sonstige Forderungen 

Verpflichtungen 

Diese Zusammenstellung gewährt 
einen Überblick über die Zuflüsse zum 
ERP-SV aus den verschiedenen Quellen, 
insbesondere aus den DM-Gegenwerten 
für GARIOA- und ERP-Einfuhren. Sie 
zeigt ferner das Anwachsen der Forde- 
rungen aus der Neuvergabe von ERP- 
Krediten und weist auch die Vermögens- 
minderungen infolge Gewährung ver- 
lorener Zuschüsse aus. Die Ausgaben 
für die Verwaltung des ERP-SV werden 
nicht aus seinen Mitteln, sondern aus 
dem ordentlichen Haushalt des Bundes- 
ministers für wirtschaftliche Zusammen- 
arbeit gedeckt. 

Das Aufkommen an DM-Gegenwer- 
ten für Lieferungen und Dienstleistun- 
gen ging mit dem allmählichen Auslau- 
fen der GARIOA- und ERP-Einfuhren 
in den Rechnungsjahren 1952 und 1953 
gegenüber den Vorjahren erheblich zu- 
rück; es belief sich aber immer noch auf 
rd. 285 Mio DM im Rechnungsjahr 1952 
und rd. 306 Mio DM im Rechnungsjahr 
1953. 

Mit der Zunahme des ERP-SV, das in 
ERP-Kreditf orderungen, Wertpapieren 
und Bankguthaben angelegt ist, steiger- 
ten sich auch die Zinserträge, und zwar 
von rd. 126 Mio DM im Rechnungs- 
jahr 1951 auf rd. 177 Mio DM im Rech- 
nungsjahr 1952 und rd. 202 Mio DM im 
Rechnungsjahr 1953. 


55 832 525,28 

2 423 378,44 
922 374,05 

8 956 022,58 

365 631,68 68 499 932,03 


775 981 978,68 
4 945 776 096,40 
11 000 000 ,— 

254 535 170,— 

214 604 007,35 

6 201 897 252,43 

45 566 527,27 6 156 330 725,16 

Die hohen Bankguthaben sind auf 
den Zufluß von DM-Gegenwertmitteln 
und Tilgungsbeträgen zurückzuführen; 
ihre Verwendung für den Widmungs- 
zweck des ERP-SV hängt zum Teil von 
ihrer Freigabe durch die zuständigen 
amerikanischen Dienststellen ab. Bis zur 
Auszahlung neuer Kredite vergeht auch 
stets einige Zeit, in der die Darlehens- 
anträge bearbeitet werden müssen. 

169. Die Forderungen des ERP-SV aus Kre- 
diten nach dem Stande vom 31. März 
1954 in Höhe von 4 945 776 096,40 

verteilen sich auf fol- 
gende Kreditnehmer: 


Kreditanstalt fürWie- 


deraufbau 

3 334 787 696,91 

Berliner Industrie- 

bank AG 

750 792 606,41 

Bank für Vertriebene 
und Geschädigte (La- 
stenausgleich s'bank) 

144 614 673,58 

Deutsche Bundesbahn 

15 500 000,— 

Deutsche Bundespost 

19 000 000,— 

Landespostdirektion 

Berlin 

15 556 900,— 

Finanzierungs-AG, 

Speyer 

42 252 250,— 

Land Berlin 

623 271 969,50 


4 945 776 096,40 
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170. Die Kreditanstalt für Wiederaufbau 
hatte im Jahre 1949 — vor Errichtung 
des ERP-SV — auf Grund von Anwei- 
sungen der Militärregierungen und der 
Alliierten Bankkommission 94 Mio DM 
aus ERP-Mitteln zur Verstärkung ihrer 
Rücklagen erhalten. Sie ist der Auffas- 
sung, daß ihr dieser Betrag unentgelt- 
lich zugewendet worden sei. In der 
Nachweisung des ERP-SV nach dem 
Stand vom 31. März 1954 sind die 
94 Mio DM als Forderungen gegen die 
Kreditanstalt für Wiederaufbau — Son- 
dereinlage — gesondert aktiviert. Die 
Kreditanstalt für Wiederaufbau dagegen 
hat in ihrer Bilanz zum 31. Dezember 
1954 die erhaltenen 94 Mio DM ein- 
schließlich der aufgelaufenen Zinsen mit 
insgesamt 123 584 258 DM als Rücklage 
aus Mitteln des ERP-SV ausgewiesen. 

Zwischen dem Bundesminister für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und der 
Kreditanstalt für Wiederaufbau schwe- 
ben noch Verhandlungen darüber, ob 
und in welcher Höhe dem ERP-SV aus 
dieser Sondereinlage ein Anspruch gegen 
die Kreditanstalt für Wiederaufbau zu- 
steht. 

171. Auf Veranlassung des Bundesrechnungs- 
hofs wurden in der ERP-Buchführung 
des Bundesministeriums für wirtschaft- 
liche Zusammenarbeit nachträglich 
397 439,76 DM auf Zinsenkonto verein- 
nahmt und als Forderung aktiviert; eine 
Bank hatte diesen Betrag bei der Sal- 
denabstimmung zum 31. März 1954 
nicht angegeben. 

172. In der Nachweisung des ERP-SV nach 
dem Stande vom 31. März 1954 sind 
Kreditforderungen gegen das Land Ber- 
lin in Höhe von 623 271 969,50 DM 
ausgewiesen. In dieser Summe sind For- 
derungen in Höhe von 477 486 813,86 
DM enthalten, die aus Zahlungen des 
ERP-SV für das Nostands- und Arbeits- 
beschaffungsprogramm des Landes Ber- 
lin stammen. Für einen großen Teil die- 
ser Zahlungen war s. Z. offengeblieben, 
ob sie als Kredite oder als Zuschüsse 
gewährt worden waren. Hierüber 
schweben seit längerer Zeit Verhandlun- 
gen zwischen dem Bundesminister für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
dem Senat von Berlin; sie stehen jetzt 


vor dem Abschluß. Der Bundesrech- 
nungshof wird Gelegenheit haben, sich 
zu der in Aussicht genommenen Rege- 
lung vorher zu äußern. 

173. Das Land Berlin übernimmt gegenüber 
Berliner Geschäftsbanken Bürgschaften 
für Betriebsmittelkredite, die Berliner 
Unternehmen gewährt werden. Der 
Höchstbetrag der zu verbürgenden Kre- 
dite beträgt 100 Mio DM. Der Bundes- 
minister für wirtschaftliche Zusammenar- 
beit hatte sich als Verwalter des ERP-SV 
im Einvernehmen mit dem Bundesmini- 
ster der Finanzen verpflichtet, Verbind- 
lichkeiten, die Berlin aus diesen Bürg- 
schaften zu erfüllen hat, bis zum Höchst- 
betrag von 20 Mio DM abzudecken. Um 
diese Verpflichtung des ERP-SV zu 
sichern, wurden für die Rechnungsjahre 
1950 und 1952 insgesamt 20 Mio DM 
auf einem bei der Berliner Zentralbank 
geführten Bürgschaftssicherungsfonds 
bereitgestellt. Die Inanspruchnahme des 
Landes Berlin aus den Betriebsmittel- 
bürgschaften belief sidi bis zum Ab- 
lauf des Rechnungsjahres 1953 auf 
1 136 500,14 DM. Das ERP-SV hat die- 
sen Betrag zu Lasten des Bürgschafts- 
sicherungsfonds erstattet. Aus der Ab- 
wicklung der notleidenden Forderungen 
gegen die Kreditschuldner der Berliner 
Banken hat es noch Rückflüsse zu er- 
warten, deren Höhe wegen der ungün- 
stigen wirtschaftlichen Lage der Schuld- 
ner unbestimmt ist. Im Vermögensnach- 
weis des ERP-SV nach dem Stand vom 
31. März 1954 ist jedoch der volle Be- 
trag von 1 136 500,14 DM aktiviert. Wie 
in den Abschlüssen der Vorjahre, so ist 
auch beim Abschluß des ERP-SV zum 
31. März 1954 eine Wertberichtigung 
für zweifelhafte Forderungen nicht ge- 
bildet. Wegen der grundsätzlichen Frage, 
ob solche Wertberichtigungen im Rah- 
men des Vermögensnachweises der 
öffentlichen Hand zu bilden sind, schwe- 
ben noch Verhandlungen. 

Die Mittel des Bürgschaftssicherungs- 
fonds sind zinsbringend angelegt. Der 
Zinsertrag wird auf einem bei der Ber- 
liner Zentralbank geführten Sonder- 
konto gesammelt. Aus ihm soll in erster 
Linie die Inanspruchnahme des Landes 
Berlin aus den von ihm übernommenen 
Bürgschaften für Betriebsmittelkredite, 
soweit das ERP-SV dafür einzutreten 
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hat, gedeckt werden. Das Guthaben des 
ERP-SV auf dem Sonderkonto (Zinsen- 
konto) belief sich zum 31. März 1954 
auf rd. 1,7 Mio DM. 

Der Bundesrechnungshof hat sich Vor- 
behalten, die den Berliner Geschäftsban- 
ken zu Lasten des Bürgschaftssicherungs- 
fonds erstatteten Ausfälle an Betriebs- 
mittelkrediten demnächst in Berlin zu 
prüfen. 

174. Auch bei einigen anderen Forderungen, 
die in der Nachweisung des ERP-SV 
nach dem Stand vom 31. März 1954 
aktiviert sind, bleibt noch zu klären, ob 
die Aktivierung so, wie sie vorgenom- 
men wurde, zu Recht besteht. Der Bun- 
desrechnungshof hat in diesen Fällen zu- 
nächst den Bundesminister für wirt- 
schaftliche Zusammenarbeit um Stel- 
lungnahme gebeten; er wird die Klärung 
der z. Z. noch offenen Fragen weiter- 
verfolgen. 

175. Der Bundesrechnungshof hat bei seinen 
Prüfungen festgestellt, daß die Rechnun- 
gen des ERP-SV für die Rechnungsjahre 
1952 und 1953 aus der ERP-Buchfüh- 
rung richtig abgeleitet sind und mit den 
ordnungsgemäß geführten Büchern 
übereinstimmen. Er hat dem Bundes- 
minister für wirtschaftliche Zusammen- 
arbeit verschiedene Vorschläge unter- 
breitet, die sich auf die verwaltungs- 
mäßige Behandlung des ERP-SV be- 
ziehen. Sie betreffen insbesondere die 
Buchführung, die Vereinheitlichung der 

Stand vom 31. März 1953 
Anleiheerlös 

Zinsertrag Rechnungsjahr 1952 

Vermögensmehrung im Rechnungs- 
jahr 1953 (Zinsertrag) 

Stand vom 31. März 1954 

Remontagekredite über die Kredit- 
anstalt für Wiederaufbau 
Investitionskredit an die Deutsche 
Bundesbahn 

Kredite an Flüchtlingsbetriebe der ge- 
werblichen Wirtschaft über die Lasten- 
ausgleichsbank 

Guthaben bei der Bank deutscher 
Länder 


Kreditbedingungen und den Nachweis 
der einzelnen Kreditermächtigungen. 

176. Aus der MSA-Wirtschaftshilfe 1951/52 
(Mutual Security Agency = Amt für 
gemeinsame Sicherheit) wurden der 
Bundesrepublik Deutschland über die 
Export-Import-Bank Washington Ge- 
genwerte in Höhe von 70 980 000 DM 
als Anleihe zur Verfügung gestellt. 
Sie ist vom 1. Juli 1956 an mit 2V 2 v. H. 
jährlich zu verzinsen und in Halbjahres- 
raten zu tilgen. Die Tilgung beginnt am 
30. Juni 1960, die letzte Tilgungsrate ist 
am 31. Dezember 1986 fällig. 

Der Bundesminister der Finanzen hat 
die Verwaltung der aus der Anleihe ver- 
gebenen Darlehen und ihrer Zins- und 
Tilgungserträge dem Bundesminister für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit über- 
tragen. Dieser kann die aufkommenden 
Zins- und Tilgungsbeträge im Rahmen 
der Zweckwidmung des ERP-SV für 
neue Kredite, die gleichfalls von ihm 
verwaltet werden, wieder verausgaben. 

Der Anleiheerlös, die Zinsen und die 
Tilgungsbeträge bilden einen Sonder- 
fonds, der bei der Bank deutscher Län- 
der auf dem Gegenwertkonto der Dol- 
laranleihe 1951/1952 geführt wird. Die- 
ses Konto weist zum 31. März 1954 ein 
Guthaben von 1 768 395,02 DM aus. 

Der Vermögensnachweis für die MSA- 
Wirtschaftshilfe 1951/52 stellt sich nach 
dem Ergebnis der Prüfung durch den 
Bundesrechnungshof wie folgt dar: 

DM DM 

70 980 000,— 

1 080 725,— 72 060 725 ,— 


1 687 670,02 


29 480 000,— 
40 000 000,— 


2 500 000,— 

1 768 395,02 

73 748 395,02 
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In der ERP-Buchführung steht diesen 
Vermögenskonten als Treuhandver- 
pflichtung an den Bund ein Passivkonto 
in der gleichen Höhe gegenüber. 


Treuhandverwaltung des Ver- 
mögens der Deutschen Reichsbank 

177. Der Bund hat die Rechtsverhältnisse der 
Deutschen Reichsbank noch nicht gere- 
gelt. Nach dem Bundesgesetz vom 
6. August 1954 wird das Vermögen der 
Deutschen Reichsbank vorerst von einem 
Treuhänder verwaltet. Der Bundesmini- 
ster für Wirtschaft hat ihn im Einver- 
nehmen mit dem Bundesminister der 
Finanzen mit Wirkung vom 1. Septem- 
ber 1954 bestellt. Gleichzeitig erloschen 
die Ämter der bisherigen Treuhänder; 
sie hatten das Vermögen an den neuen 
Treuhänder zu übergeben und dem 
Bundesminister für Wirtschaft über ihre 
bisherige Verwaltung Rechnung zu 
legen. Dieser hatte die Prüfung der 
Rechnungen durch den Bundesrech- 
nungshof zu veranlassen, bevor die Ent- 
lastung erteilt wurde. 

Darauf hat der Bundesrechnungshof 
die Rechnungen des Treuhänders für das 
Vermögen der Deutschen Reichsbank 
in der früheren britischen Zone, in 
Bremen, Hessen und Württemberg- 
Baden, 

der Verwaltung des Vermögens der ehe- 
maligen Deutschen Reichsbank in 
Berlin, 

der Verwaltung der Deutschen Reichs- 
bank in Bayern und 
des Treuhänders der Deutschen Reichs- 
bank in der früheren französischen 
Zone 


für die Zeit bis zum 31. August 1954 
geprüft. Auf Grund der Prüfungsergeb- 
nisse hat er dem Bundesminister für 
Wirtschaft empfohlen, die bisherigen 
Treuhänder zu entlasten. Die Entschei- 
dung, die der Bundesminister für Wirt- 
schaft im Einvernehmen mit dem Bun- 
desminister der Finanzen zu treffen hat, 
ist noch nicht ergangen. 

178. Ferner hat der Bundesrechnungshof auf 
Ersuchen des Bundesministers für Wirt- 
schaft den Gesamtstatus der Deutschen 
Reichsbank, den der neue Treuhänder 
zum 1. September 1954 aufgestellt hat, 
geprüft. Der neue Treuhänder hat den 
Gesamtstatus auf Grund der Schlußab- 
rechnungen der bisherigen Treuhandver- 
waltungen richtig aufgestellt. Der Bun- 
desrechnungshof hat dies bestätigt; da- 
bei hat er jedoch darauf hingewiesen, 
daß die Vermögensteile und Verbind- 
lichkeiten der Deutschen Reichsbank 
noch nicht restlos erfaßt oder zwar er- 
faßt, aber umstritten sind. Außerdem 
hat er bemerkt, daß die Auseinander- 
setzung mit den Landeszentralbanken 
wegen der von ihnen übernommenen 
Teile des Reichsbankvermögens noch 
aussteht und daß wesentliche Bewer- 
tungsfragen noch nicht geklärt sind. 


Die finanzielle Auswirkung 
der Prüfungstätigkeit 
des Bundesrechnungshofs 

179. Über die finanziellen Ergebnisse, die der 
Bundesrechnunghof durch seine Prüfun- 
gen erzielt hat, gibt die nachstehende 
Zusammenstellung Aufschluß: 
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Nachträgliche Einnahmen oder rück- 
gängig gemachte Ausgaben 

nachträgliche Ausgaben oder rückgängig 
gemachte Einnahmen 

voraussichtliche 

einmalige Wenigerausgaben 
einmalige Mehreinnahmen 
jährliche Wenigerausgaben 
jährliche Mehreinnahmen 

*) einschließlich der in der Denkschrift 1952 S. 139 
Nr. 243 für das Rechnungsjahr 1953 ausgewiesenen 
Beträge 

Diese Zahlen werden sich noch erhöhen, 
vor allem für das Rechnungsjahr 1954, 
weil viele Prüfungsverfahren noch nicht 
abgeschlossen sind. 

Außerdem sind noch nachträglich für 
frühere Rechnungsjahre (1950 bis 1952) 
ermittelt: 


Nachträgliche Einnahmen 
oder rückgängig ge- 

machte Ausgaben 

7 886 641 DM 

nachträgliche Ausgaben 
oder rückgängig ge- 

machte Einnahmen 

109 841 DM 

voraussichtliche 
einmalige Wenigeraus- 
gaben 

98 384 DM 

jährliche Wenige raus- 
gaben 

661 553 DM 

jährliche Mehreinnah- 
men 

875 638 DM 


Rechnungsjahr 


1953-') 

1954 

DM 

DM 

46 780 024 

1 849 205 

712 097 

13 381 

3 774 687 

1 396 684 

1 153 791 

15 105 

9 291 878 

1 410718 

1 534 673 

35 413 


Die Prüfungen führten ferner für die 
Veranlagungszeiträume 1949 bis 1953 
zu einer Nachforderung an Landes- 
steuern von rd. 8,3 Mio DM, die in den 
vorstehenden Ergebnisse nicht enthalten 
sind. 

Diese zahlenmäßigen Ergebnisse kön- 
nen für sich allein keinen Maßstab für 
den Erfolg der Tätigkeit des Bundes- 
rechnungshofs bilden. Häufig lassen sich 
die finanziellen Ergebnisse der Prü- 
fungstätigkeit nicht errechnen. Ebenso 
werden die geldlichen Auswirkungen 
nicht sichtbar, die durch die vorbeu- 
gende Wirkung der Prüfungen, durch 
die beratende Tätigkeit und durch gut- 
achtliche Stellungnahmen erzielt wer- 
den. 

Frankfurt am Main, den 29. Juni 1956 
Bundesrechnungshof 

Mayer 
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Anlage 


Organisations- und Wirtschaftlichkeitsprüfungen 

des 

Präsidenten des Bundesrechnungshofs, 
zugleich in seiner Eigenschaft als 
Bundesbeauftragter für Wirtschaftlichkeit in der Verwaltung 


Allgemeines 

1. Nach § 8 des Gesetzes über Errichtung und 
Aufgaben des Bundesrechnungshofs habe 
ich mich auf Ersuchen des Bundestages, 
des Bundesrates, der Bundesregierung oder 
des Bundesministers der Finanzen über 
Fragen gutachtlich zu äußern, die für die 
Bewirtschaftung Öffentlicher Mittel in der 
Bundesverwaltung von Bedeutung sind. 
Außerdem hat die Bundesregierung mir die 
Aufgaben des Bundesbeauftragten für Wirt- 
schaftlichkeit in der Verwaltung über- 
tragen. Für beide Aufgaben bediene ich 
mich der Gutachtenabteilung, die zur Prä- 
sidialabteilung des Bundesrechnungshofs 
gehört. Die Präsidialsachen werden — ab- 
gesehen von den Verwaltungsangelegen- 
heiten, deren Erledigung der Verwaltungs- 
abteilung obliegt, — nicht nur von der 
Gutachtenabteilung, sondern auch von den 
Prüfungsabteilungen des Bundesrechnungs- 
hofs im Rahmen ihres Geschäftsbereichs be- 
arbeitet. Die Gutachtenabteilung konnte 
so verhältnismäßig klein gehalten werden. 
Sie ist auch zuständig für allgemeine Auf- 
gaben, soweit solche mit der Gutachter- 
tätigkeit Zusammenhängen. Dazu gehören 
Fragen der Verwaltungsreform und Ver- 
waltungsorganisation, der Abgrenzung von 
Zuständigkeiten zwischen Bund, Ländern 
und Gemeinden und der Rationalisie- 
rung, der Geschäftsverkehr im inneren 
Dienst der Behörden, Statistik und maschi- 
nelles Berichtswesen sowie Fragen der Per- 
sonalwirtschaft u. a. m. Die Gesetzes- und 
Kabinettsvorlagen der Bundesregierung 


(jährlich rd. 1200) werden mir zugeleitet. 
Soweit erforderlich werden von mir Vor- 
schläge für eine möglichst einfache und 
sachgemäße Durchführung der beabsich- 
tigten Maßnahmen gemacht. Auch bei den 
Ressortbesprechungen über die Haushalts- 
voranschläge wirken meine Vertreter mit. 

Seit etwa zwei Jahren ist eine Prüfung der 
Bundespostverwaltung im Gange. Bei der 
Größe dieser Betriebsverwaltung mußte 
von vornherein mit einer mehrjährigen 
Dauer der Prüfung gerechnet werden. 
Neben einem Teil der Beamten der Gut- 
achtenabteilung und der Prüfungsabteilun- 
gen des Bundesrechnungshofs sind auch 
einige Beamte der Postverwaltung als Sach- 
verständige tätig. Bisher habe ich einige 
Teilgutachten erstattet. Über das Ergebnis 
dieser Prüfung werde ich berichten, sobald 
das endgültige Ergebnis vorliegt. Bei meinen 
übrigen Gutachten handelt es sich um die 
Stellungnahme zu Anforderungen der Ver- 
waltungen, die meist das Personalwesen be- 
treffen. Die große Zahl derartiger Auf- 
träge hat es mit sich gebracht, daß allge- 
meine Gutachten über große Verwaltungs- 
zweige oder bestimmte Verwaltungspro- 
bleme bisher nicht in dem wünschenswer- 
ten Umfang in Angriff genommen werden 
konnten. Soweit die Gutachten in der Zeit 
vom 1. April bis Mitte August 1955 er- 
stattet wurden, habe ich über sie bereits in 
der Denkschrift 1952 (S. 140 bis 150 
Nr. 244 bis Nr. 251) berichtet. Bis Ende 
März 1956 habe ich folgende größere Gut- 
achten oder Stellungnahmen abgegeben: 
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Bundesministerium für gesamtdeutsche 
Fragen (BMG) 

2. Der Bundesminister für gesamtdeutsche 
Fragen hatte mich im Hinblick auf die von 
ihm beantragten Stellenvermehrungen und 
Stellenhebungen um eine Prüfung der Per- 
sonalausstattung seines Ministeriums ge- 
beten. Der Bundesminister der Finanzen 
schloß sich dem Anträge an. 

Die Aufgaben des Ministeriums sind in 
erster Linie politischer Art. Sie lassen sich 
daher nicht nach den üblichen Grundsätzen 
bewerten, die bei einem Fachministerium 
anzulegen sind, sondern werden weit- 
gehend von den politischen Absichten der 
Bundesregierung und des Bundestages be- 
stimmt. Daraus ergibt sich, daß der Ar- 
beitsbereich des Ministeriums sich den je- 
weiligen politischen Gegebenheiten anzu- 
passen hat und daß eine klare Aufgaben- 
abgrenzung gegenüber den anderen Mini- 
sterien nicht immer bis ins letzte durchzu- 
führen ist. 

Das Ministerium ist in drei Fachabteilun- 
gen gegliedert. Eine von ihnen, die Ab- 
teilung II, hat ihren Sitz in Berlin. Sie be- 
steht aus vier Fachreferaten und einem 
Verwaltungsreferat. Dieses Referat ist er- 
forderlich, weil die Personalausgaben für 
die Angestellten und Arbeiter aller Ver- 
tretungen der Bundesministerien in Berlin 
sowie ihre Sachausgaben überwiegend im 
Einzelplan des BMG veranschlagt sind; das 
geht auf einen Beschluß des Haushaltsaus- 
schusses des Bundestages zurück. In dem 
Verwaltungsreferat werden auch die An- 
gelegenheiten der Gemeinschaftseinrichtun- 
gen aller Bundesvertretungen bearbeitet; 
dazu gehören die Verwaltung des Bundes- 
hauses, der Botendienst und die Fahrbereit- 
schaft. 

Bei der Bemessung und der Bewertung 
des Personals muß berücksichtigt werden, 
daß dem Ministerium ein eigener Verwal- 
tungsunterbau fehlt; es hat unmittelbaren 
Kontakt mit der Bevölkerung, die es in 
erheblichem Umfange als Auskunftstelle 
für alle Fragen der Wiedervereinigung in 
Anspruch nimmt. Daraus ergeben sich ein 
umfangreicher Schriftwechsel und ein star- 
ker Besucherverkehr, die sowohl an die 
Referenten, Hilfsreferenten und Sachbe- 
arbeiter als auch an die Büro- und Schreib- 
kräfte erhöhte Anforderungen stellen. 

Die beantragten Stellenvermehrungen 
und Stellenhebungen konnten auf Grund 


meiner Prüfungen eingeschränkt werden. 
Der Haus'haltsausschuß des Bundestages hat 
meinen Vorschlägen bei der Beratung des 
Flaushalts 1956 zugestimmt. 

Bundesanstalt für mechanische und 
chemische Materialprüfung (BAM) in Ber- 
lin-Dahlem 

3. Die Bundesminister für Wirtschaft und der 
Finanzen hatten beantragt, ein Gutachten 
über die Organisation und den Haushalt 
der BAM abzugeben. Am 1. April 1954 hat 
der Bund die Anstalt vom Land Berlin 
übernommen. Der Bundesminister für 
Wirtschaft hielt einen weiteren Ausbau 
sowie eine verstärkte Ausstattung mit Per- 
sonal und Apparaten für erforderlich. Der 
Aufgabenkatalog, den der Minister in 
einem Erlaß festgelegt hat, entspricht den 
in dem Übernahmeabkommen eingegan- 
genen Verpflichtungen. Ich habe empfoh- 
len, den Erlaß zu ergänzen und klarzu- 
stellen, auf welche Materialien, Stoffe und 
Konstruktionen sich die Prüfungen sowie 
die Entwicklungs- und Forschungsarbeiten 
der Anstalt erstrecken sollen. 

Die ge w.er bliche Wirtschaft ist durch 
zahlreiche Rechtsvorschriften verpflichtet, 
amtliche Materialprüfungen im Interesse 
der öffentlichen Sicherheit vornehmen zu 
lassen. Neben diesen Pflichtprüfungen füh- 
ren die Materialprüfstellen auch Prüfauf- 
träge aus, die nicht gesetzlich vorgeschrie- 
ben sind. Die Auftraggeber erstreben zu- 
meist amtliche Gütebescheinigungen für 
ihre Erzeugnisse, weil Qualitätswaren im 
In- und Ausland in zunehmendem Maße 
nur anerkannt werden, wenn sie amtlich 
geprüft sind. Alle Materialprüfungen sind 
gebührenpflichtig. Neben der BAM be- 
stehen amtliche Materialprüfstellen in den 
Ländern. 

Die eigentliche Prüftätigkeit der BAM 
erstreckt sich auf die Aufgaben, die ihr als 
Materialprüfungsamt für Berlin erwachsen. 
Sie hat jedoch auch überregionale Prüfauf- 
gaben. So werden z. B. explosive Gase und 
Stoffe ausschließlich von der BAM geprüft. 
Weitere überregionale Aufgaben bestehen 
in der Prüfung von Farben, Hölzern und 
Kunststoffen. Auch erhält die Anstalt Prüf- 
aufträge, die im Zusammenhang mit ihren 
Entwicklungs- und Forschungsaufgaben 
stehen. Wegen der Vielzahl und der Un- 
einheitlichkeit der für das öffentliche 
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Materialprüfwesen bestehenden Einrichtun- 
gen hat die B AM ferner die besondere Auf- 
gabe, einheitliche Prüfverfahren zu ent- 
wickeln und Richtlinien für die Prüfungen 
zu erarbeiten. Sie muß sich daher auf brei- 
ter Basis mit Entwicklungs- und For- 
schungsarbeiten befassen. Die BAM hat da- 
mit eine Führungsaufgabe auf wichtigen 
Gebieten der Materialprüfung; sie kann 
ihr nur dann gerecht werden, wenn sie mit 
Personal und technischen Einrichtungen 
hinreichend ausgestattet ist. Das frühere 
Staatliche Materialprüfungsamt in Berlin- 
Dahlem hatte -schon vor 1945 eine ähn- 
liche führende Stellung unter den amt- 
lichen Materialprüfstellen eingenommen. 

Im Hinblick auf diese Aufgabenstellung 
habe ich empfohlen, die Bezeichnung in 
„Bundesanstalt für Materialprüfung“ zu 
andern, da nicht nur mechanische und 
chemische, sondern auch andere, z. B. ther- 
moelektrische, technologische, biologische, 
akustische und elektronische Verfahren an- 
gewendet werden. Der Wegfall der Worte 
„mechanische und chemische“ würde auch 
eine wünschenswerte Verkürzung der Be- 
zeichnung bedeuten. 

Mein Vorschlag für die Organisation der 
BAM entspricht der bisherigen Gliederung 
(5 Abteilungen und 3 zentrale Dienststel- 
len). Die Abteilungen sind wie folgt ge- 
gliedert: 

Abteilung I: Metalle und Metallkon- 
struktionen, 

Abteilung II: Baustoffe und Baukon- 
struktionen, 

Abteilung III: Organische Stoffe, 
Abteilung IV: Technische Gase, feuerge- 
fährliche und explosive 
Stoffe, 

Abteilung V: Allgemeine wissenschaft- 
liche Gruppen. 

Die zentralen Dienststellen sind für fol- 
gende Aufgaben zuständig: 

Schrifttum und Bildstelle, 

Technischer Betrieb, 

Verwaltung. 

Mein Besetzungsvorschlag weicht von dem 
Personaletat des Rechnungsjahres 1955 
nicht wesentlich ab. Grundsätzlich bin ich 
davon ausgegangen, daß eine Verstärkung 
des Personals, die wegen des wechselnden 
Umfangs der Prüftätigkeit erforderlich 


werden kann, von einem Mehraufkommen 
an Prüfgebühren abhängig gemacht wird. 
Die Ausgaben für die Entwicklungs- und 
Forschungsarbeiten und den allgemeinen 
Betrieb können dagegen nach festen Haus- 
haltsansätzen veranschlagt werden. Es 
müßte daher die Möglichkeit geschaffen 
werden, die Ausgaben für die Prüftätigkeit 
auf die Einnahmen aus Gebühren abzustel- 
len. Das erfordert eine neue Gebührenord- 
nung, die vorbereitet wird. Sie muß ge- 
währleisten, daß die festen Gebührensätze 
und auch die nach dem jeweiligen Aufwand 
zu berechnenden Gebühren sämtliche 
Kosten decken, die der Anstalt durch die 
Prüftätigkeit entstehen. Ich habe vorge- 
schlagen, vorläufig einen Mittelwert von 
600 000 DM als Einnahmen aus Gebühren 
in den Haushalt einzustellen. 

Für meinen Vorschlag über die künftige 
Gestaltung des Haushalts sprechen folgende 
Überlegungen: 

a) Von geringfügigen Änderungen abge- 
sehen ist es nicht erforderlich, die der- 
zeitigen Haushaltsansätze zu erhöhen, 
weil der durch die Prüftätigkeit er- 
wachsende Mehrbedarf ausschließlich 
aus Mehreinnahmen an Gebühren ge- 
deckt werden soll. 

b) Die fortdauernden Einnahmen und 
Ausgaben werden in einem Grundhaus- 
halt veranschlagt; er ist von dem Um- 
fang der Prüftätigkeit unabhängig und 
soll nach Möglichkeit nicht geändert 
werden. 

c) Der Grundhaushalt schließt mit einem 
etwa gleichbleibenden Zuschuß ab. 

d) Die Leitung der BAM wird im eigenen 
Interesse bemüht sein, Mehreinnahmen 
gegenüber dem Gebührensoll zu er- 
zielen, da sie den Mitteln für die Prüf- 
tätigkeit zufließen. Mindereinnahmen 
würden zu einer Kürzung dieser Mittel 
führen. 

Meine Vorschläge sind im Entwurf des 
Haushaltsplans für das Rechnungsjahr 1956 
in vollem Umfange berücksichtigt worden. 


Bundesgesundheitsamt (BGA) 

4. Der Bundesminister des Innern hatte mich 
im Einvernehmen mit dem Bundesminister 
der Finanzen gebeten, zu dem erhöhten 
Personaletat, den das BGA für das Rech- 
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nungsjahr 1956 beantragt hatte, gutachtlich 
Stellung zu nehmen; das Amt erstrebte 
einzelne Stellenhebungen sowie eine Ver- 
mehrung um insgesamt 50 Kräfte. Der 
Bundesminister des Innern übersandte mir 
als Unterlage auch die „Zielplanung“, die 
der Präsident des BGA für die endgültige 
Organisation seiner Behörde aufgestellt hat. 
Der Bundesminister des Innern hat sich 
Vorbehalten, auch über diese „Zielplanung“ 
ein Gutachten zu erbitten, sobald über 
ihren Umfang und ihre zeitliche Durch- 
führung Klarheit besteht. Er hat jedoch ge- 
beten, schon jetzt dazu Stellung zu neh- 
men, ob und in welchem Umfang die 
neue Aufgabenstellung anerkannt werden 
kann. 

Die Besonderheit einer Bundesbehörde, 
die wie das BGA wissenschaftliche Metho- 
den und Erkenntnisse anwenden muß, 
liegt darin, die spezifischen Fragestellungen, 
die Methoden und die Technik dem Wan- 
del der Entwicklung anzupassen. Das be- 
einflußt sowohl die Abgrenzung der Auf- 
gaben gegenüber Instituten ähnlicher Art 
als auch die Zusammenarbeit mit ihnen. Es 
ist schwierig, neue Aufgaben und insbeson- 
dere neue Arbeitsrichtungen beim BGA 
nach ihrer Angemessenheit zu beurteilen. 
Das Amt soll in einem gewissen Mindest- 
umfang wissenschaftlich voll arbeitsfähig 
sein; es kann jedoch nicht unbeschränkt 
mit neuen Arbeitsrichtungen und Auf- 
gaben experimentieren. Vielmehr muß in 
manchen Fällen abgewartet werden, ob 
neue Richtungen sich als fruchtbar er- 
weisen und ob neue Aufgaben zum festen 
Bestand des BGA zu rechnen sind oder an- 
deren Stellen überlassen werden können. 

Der Sitz des BGA ist Koblenz. Seine drei 
Institute, denen die Hauptarbeit auf dem 
Gebiet der Forschung und der Begutach- 
tung obliegt, sind in Berlin untergebracht. 
Es sind das Robert-Koch-Institut, das In- 
stitut für Wasser-, Boden- und Lufthygiene 
und das Max-von-Pettenkofer-Institut. 

In Koblenz ist das BGA in einem Gebäude 
mit einer Reihe anderer Dienststellen des 
Bundes untergebracht. Es führt für sie auch 
verschiedene Verwaltungsaufgaben durch, 
die mit seinen eigenen Aufgaben nicht im 
Zusammenhang stehen; dadurch hat das 
BGA einen erhöhten Verwaltungsaufwand. 

Das BGA hatte für das Rechnungsjahr 
1956 folgende organisatorische Änderungen 
beantragt: 


Das Robert-Koch-Institut sollte in der 
Abteilung Serologie und Diagnostik ein 
Laboratorium für die Anwendung radio- 
aktiver Isotope in der Bakteriologie und 
in der Abteilung Virus- und Impfstoff- 
forschung ein Laboratorium für patholo- 
gische Histologie erhallten. 

Bei der Anwendung radioaktiver Isotope 
in der Bakteriologie handelt es sich um ein 
Arbeitsgebiet, das gegenwärtig noch in den 
Anfängen steht. Ein zwingendes aktuelles 
Bedürfnis, beim Robert-Koch-Institut ein 
neues Laboratorium dafür einzurichten, 
vermochte ich im gegenwärtigen Zeitpunkt 
noch nicht zu erkennen. Ich habe vorge- 
schlagen, zunächst die weitere Entwicklung 
dieses Forschungszweiges abzuwarten und 
zu beobachten. 

Das Laboratorium für pathologische 
Histologie soll die laufenden histologischen 
Arbeiten, die in der Abteilung für Virus- 
forschung und in anderen Abteilungen des 
Instituts anfallen, in stärkerem Maße vor- 
antreiben, als es bisher möglich war. Die 
Arbeiten sind vor allem für die gutacht- 
liche Tätigkeit des Robert-Koch-Instituts 
auf dem Gebiet der Bekämpfung der Po- 
liomyelitis (Spinale Kinderlähmung) wich- 
tig; sie erstrecken sich auch auf die Prü- 
fung des gegen diese Krankheit entwickel- 
ten neuen Impfstoffes. Die Errichtung 
dieses Laboratoriums halte ich für be- 
gründet. 

Für das Max-von-Pettenkofer-Institut 
hat das BGA die Einrichtung eines Labora- 
toriums für Brucelloseforschung in der Ab- 
teilung für Veterinärmedizin beantragt. 
Der Bundesminister für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten hat die veterinär- 
medizinische Abteilung zum „Brucellose- 
zentrum“ erklärt. Die Aufgaben sind bis- 
her im Laboratorium für Serologie bear- 
beitet worden. Wegen der Bedeutung und 
des Umfangs der Arbeiten ist ein beson- 
deres Laboratorium gerechtfertigt. 

Außer diesen drei Laboratorien forderte 
das BGA für jedes der drei Berliner Insti- 
tute eine 4. Abteilung mit je 2 Laborato- 
rien. Ein Bedürfnis für die angestrebten 
Abteilungen vermag ich bei keinem Insti- 
tut anzuerkennen, weil sie nach meiner 
Auffassung nicht ausgelastet wären. Jedoch 
halte ich die erweiterten Aufgaben, die von 
den Laboratorien übernommen werden sol- 
len, als solche für sachlich geboten. 
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Im Robert-Koch-Institut 'handelt es sich 
um das bereits vorhandene Laboratorium 
für Biochemie, dem ein Laboratorium für 
Desinfektion und Sterilisation angegliedert 
werden soll. Ich befürworte den Ausbau 
auf zwei Laboratorien, halte jedoch ihre 
Eingliederung in die 3. Abteilung für er- 
forderlich und angemessen. 

Im Institut für Wasser-, Boden- und 
Lufthygiene rechtfertigen die beiden Labo- 
ratorien für Lufthygiene (Abgasunter- 
suchungen, Staubuntersuchungen) nicht die 
Bildung einer neuen Abteilung; sie sollten 
wie bisher im Rahmen der 1. Abteilung 
verbleiben. 

Im Max-von-Pettenkofer-Institut wird 
die Lebensmittelchemie gegenwärtig in der 
1. Abteilung bei den Laboratorien für Er- 
nährungsphysiologie und für Lebensmittel- 
hygiene bearbeitet. Bei der außerordent- 
lichen Bedeutung, die der Lebensmittel- 
chemie gegenwärtig und künftig zukommt, 
halte ich die Einrichtung zweier neuer 
Laboratorien mit entsprechendem Perso- 
nal (Laboratorium für Lebensmittel pflanz- 
licher und tierischer Herkunft; Laborato- 
rium für Vitaminprüfung, Bedarfsgegen- 
stände und physikalisch-chemische Unter- 
suchungen) für gerechtfertigt; eine Aus- 
gliederung aus der 1. Abteilung ist jedoch 
nach meiner Auffassung nicht erforderlich. 

Bei meinen Vorschlägen habe ich auch 
berücksichtigt, daß >die Institute über aus- 
reichende Kräfte des einfachen technischen 
Dienstes verfügen müssen. Dadurch wird 
verhindert, daß die technischen Assisten- 
tinnen zum Teil Arbeiten des einfachen 
Dienstes übernehmen müssen und daß die 
wissenschaftlichen Kräfte mit technischen 
Arbeiten belastet werden. 

Meine Vorschläge sind in den Entwurf 
des Haushaltsplans für das Rechnungs- 
jahr 1956 übernommen und vom Haus- 
haltsausschuß des Bundestages gebilligt 
worden. 


Bundesanstalt für Landeskunde in Rema- 
gen 

Institut für Raumforschung in Bad Godes- 
berg 

5. Der Bundesminister des Innern hatte mich 
gebeten, ein Gutachten zu der Frage ab- 
zugeben, ob die Bundesanstalt für Lan- 


deskunde (Remagen) mit dem Institut für 
Raumforschung (Bad Godesberg) ver- 
einigt werden kann. Außerdem hat er ein 
Ergänzungsgutachten zu der Frage er- 
beten, ob auch das Institut für Ange- 
wandte Geodäsie (Frankfurt am Main) 
mit diesen Einrichtungen vereinigt wer- 
den kann. 

Die Vereinigung der beiden erstge- 
nannten Institute wird seit dem Jahre 
1951 erörtert. Das Für und Wider ist 
in zahlreichen Auseinandersetzungen und 
Stellungnahmen eingehend dargelegt wor- 
den. Ich habe davon abgesehen, im ein- 
zelnen dazu Stellung zu nehmen. Mein 
Gutachten behandelt die Frage, wieweit die 
Verwaltung — unter Berücksichtigung be- 
rechtigter wissenschaftlicher Erfordernisse 
— vereinfacht und verbilligt werden kann. 

Eine Einbeziehung des Instituts für An- 
gewandte Geodäsie kommt meines Erach- 
tens wegen der umfangreichen neuen Auf- 
gaben, die es vor kurzem übernehmen 
mußte, z. Z. nicht in Betracht. 

Die Bemühungen um die Zusammen- 
legung der beiden anderen Institute gehen 
auf einen Beschluß des Arbeitskreises VII 
des Ausschusses für Forschungsfinanzierung 
vom 16. Januar 1952 zurück. Am 19. Sep- 
tember 1952 hat der Kulturausschuß des 
Bundesrats die Angelegenheit behandelt. 
Er hielt es für erforderlich, auch die Ar- 
beitskreise des Ausschusses für Forschungs- 
finanzierung zu beteiligen und das Ergeb- 
nis aller Beratungen mit der Bundesregie- 
rung und den Kultus- und Finanzministern 
der Länder in einer gemeinsamen Sitzung 
zu erörtern. Diese Sitzung hat bisher nicht 
stattgefunden. Jedoch hat der Haushalts- 
ausschuß des Bundestages wiederholt über 
die Zusammenlegung der beiden Institute 
beraten. 

Gegen die Vereinigungsvorschläge hat 
sich lebhafter Widerstand erhoben. Meh- 
rere Bundesressorts haben ihnen wider- 
sprochen. Ferner haben sich mehrere wis- 
senschaftliche Einrichtungen sowie Bundes- 
und Landesbehörden ablehnend geäußert. 
Als Begründung haben diese Stellen im 
wesentlichen die Verschiedenheit der Auf- 
gaben und der Arbeitsweise angeführt. Ich 
habe mich bemüht, eine Lösung zu finden, 
die die gebotene wissenschaftliche Selbstän- 
digkeit der Institute weitgehend wahrt, 
dem federführenden Ressort jedoch die 
Möglichkeit gibt, Ersparnisse sowie Steige- 
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rungen des Wirkungsgrades zu erreichen. 
Dabei setze ich voraus, daß eine räumliche 
Vereinigung ohne einen besonderen Neu- 
bau möglich ist. Danach halte ich folgende 
Lösung für zweckmäßig und wirtschaftlich: 

1. Die wissenschaftliche Leitung jedes In- 
stituts bleibt selbständig. Jedoch sind die 
Institutsleiter verpflichtet, die anfallen- 
den Aufgaben aufeinander abzustimmen. 
Die Oberleitung der Verwaltungsab- 
teilung nehmen sie abwechselnd wahr. 

2. Die wissenschaftlichen Kräfte bleiben für 
ihr Institut -tätig; jedoch sollte sicher- 
gestellt werden, daß sie im Bedarfsfälle 
ausgetauscht oder für 'besondere Schwer- 
punktarbeiten zusammengefaßt werden 
können. Diese Regelung sollte nur in 
gegenseitigem Einvernehmen und unter 
Wahrung der Forschungsinteressen 
durchgeführt werden. 

3. Die wissenschaftlichen Einrichtungen (z. 
B. Bibliotheken, Kataloge, Dokumenta- 
tion) bleiben sachlich getrennt, sollten 
aber gemeinsam verwaltet werden. 

4. Die Haushaltsmittel der beiden Institute 
werden getrennt veranschlagt, jedoch ge- 
meinsam bewirtschaftet. 

5. Für die Erledigung aller zentralen Ver- 
waltungsaufgaben wird eine gemeinsame 
Verwaltungsabteilung gebildet und einem 
besonderen Leiter unterstellt. 

6. Die technischen Dienste (z. B. die Druk- 
kerei und die Fotokopieranstalt) werden 
vereinigt und unterstehen dem Verwal- 
tungsleiter. 

Die Erörterungen über mein Gutachten 
sind noch nicht abgeschlossen. 

Bundeskriminalamt (BKA) 

6. Mein Gutachten über das BKA vom Januar 
1955 berücksichtigte den damaligen Perso- 
nalbedarf und diente als Grundlage für den 
Haushaltsplan des Rechnungsjahres 1955. 
Das Amt hatte für das Rechnungsjahr 1956 
erneut eine erhebliche Vermehrung des 
Personals beantragt. Der Bundes minister 
des Innern hatte midi daraufhin gebeten, 
dazu Stellung zu nehmen. Da das BKA sich 
noch im Aufbau befand, haben sich Ver- 
änderungen in der Arbeitsbelastung und 
teilweise auch in seinem Aufgabenbereich 
ergeben, die in der Personälbesetzung be- 


rücksichtigt werden müssen. Meine Stel- 
lungnahme mußte dem veränderten Ar- 
beitsanfall Rechnung tragen. Meine Vor- 
schläge für den Personalhaushalt sind im 
Stellenplan für das Rechnungsjahr 1956 be- 
rücksichtigt worden. Auch bei der Siche- 
rungsgruppe hielt ich eine Personalverstär- 
kung für begründet. Wegen der Besonder- 
heit ihres Einsatzes und ihrer Aufgaben 
habe ich von einem Vorschläge abgesehen. 


Deutsche Dienststelle für die Benachrich- 
tigung der nächsten Angehörigen von Ge- 
fallenen der ehemaligen deutschen Wehr- 
macht (WASt) 

Bundesarchiv 

7. Auf Wunsch des Haushaltsausschusses des 
Deutschen Bundestages habe ich die Frage 
geprüft, ob sich die Aufgaben der WASt in 
Berlin mit denen des Bundesarchivs (Ab- 
teilung ZentralnachwelssteHe — ZNS — in 
Kornelimünster) überschneiden. 

Die WASt hat die Aufgabe, die Verlust- 
meldungen einschließlich der Erkennungs- 
markenverzeichnisse der Wehrmacht, der 
Waffen-SS sowie des Reichsarbeitsdienstes 
zu sammeln und sie bei der Bearbeitung 
von Todes- und Vermißtenfällen auszu- 
werten. Die ZNS dagegen hat die Aufgabe, 
die Personalunterlagen des Heeres, der 
Luftwaffe, der Waffen-SS und des Reichs- 
arbeitsdienstes zu sammeln und Auskünfte 
über die früheren Dienstverhältnisse zu er- 
teilen. Diese klare Aufgabentrennung kann 
nicht eingehalten werden, da die Bestände 
beider Dienststellen lückenhaft, unvoll- 
ständig und zum Teil unzweckmäßig auf- 
geteilt sind. Mehr als eine Million Wehr- 
stammbücher sowie zählreiche Personal- 
akten und andere Personalunterlagen des 
Heeres und der Luftwaffe, die von der 
ZNS für ihre Aufgaben benötigt werden, 
lagern bei der WASt. Der Versuch des 
Bundesministers des Innern, diese Unter- 
lagen bei -der ZNS zusammenzufassen, ist 
an dem Einspruch des französischen Kom- 
mandanten, der die Oberleitung über die 
WASt innehat, gescheitert. 

Zusammenfassend ist festzustellen, daß 
die unbefriedigende Lage wegen der ableh- 
nenden Haltung der französischen Be- 
satzungsmacht z. Z. nicht geändert werden 
kann. Eine vom Bundesminister des Innern 
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im November 1955 getroffene Regelung 
beschränkt Arbeitsüberschneidungen zwi- 
schen der WASt und der ZNS auf ein den 
Umständen nach vertretbares Maß; sie ge- 
währleistet au di, daß das Material beider 
Dienststellen ausgewertet wird, wenn Be- 
sdieinigungen über die früheren Dienstver- 
hältnisse auszustellen sind. Ich habe eine 
entsprechende Maßnahme für die Bearbei- 
tung der Todes- und Vermißtenfälle 
empfohlen. 

Organisatorische Veränderungen bei der 
WASt, die wegen der Rationalisierung ihrer 
sdiwerfälligen Arbeitsweise erforderlich 
sind, werden erst nach der Übernahme 
durch den Bund möglich sein. 


Wasser- und Schiffahrtsverwaltung 

8. In den Verhandlungen über den Haushalts- 
voranschlag für das Rechnungsjahr 1955 
konnten sich die Bundesminister für Ver- 
kehr und der Finanzen über Personalver- 
mehrungen nicht einigen; es handelte sich 
um Planstellen für die zweite Schleusenbe- 
setzung und um Stellenvermehrungen und 
-Veränderungen für Fahrzeuge und schwim- 
mende Geräte. Der Bundesminister für 
Verkehr hat midi daraufhin gebeten, die 
Besetzung der Schleusen, der Fahrzeuge 
und der schwimmenden Geräte örtlich zu 
prüfen. Das Ergebnis der Prüfung sollte die 
Unterlage dafür bilden, ob für das Rech- 
nungsjahr 1956 zusätzlich Stellen und Stel- 
lenveränderungen bewilligt werden konn- 
ten. 

Die Tätigkeit der Schleusenbeamten 
ist in Dienstanweisungen festgelegt; ihre 
Grundlage ist die Binnenschiffahrtstraßen- 
Ordnung in der Fassung vom 19. Dezem- 
ber 1954. Idi habe die Besetzung auch der 
zweiten Schicht mit Beamten für erforder- 
lich gehalten und die notwendigen Plan- 
stellen vorgeschlagen. 

Bei der Prüfung der Bordlisten und der 
Bewertung der Dienstposten für Beamte, 
Angestellte und Arbeiter bin ich von den 
Vorbemerkungen zu den „Bordlisten-Richt- 
linien“ und demTarifvertrag vom 18. Marz 
1955 ausgegangen. Nach den Richtlinien 
sollen die Arbeitsplätze gleichmäßig bewer- 
tet werden; außerdem regeln sie, wie die 
Fahrzeuge und schwimmenden Geräte per- 
sonell auszustatten sind. Die Vorschläge der 
Verwaltung konnte ich auf Grund der 


Richtlinien und des Tarifvertrages nicht in 
allen Teilen gutheißen. Die Abweichungen 
waren zumeist darauf zurückzuführen, daß 
die Verwaltung häufig Beamtenstellen für 
Arbeitsplätze angefordert hatte, die nach 
meiner Auffassung mit Angestellten oder 
Arbeitern zu besetzen waren. 

Meine Vorschläge sind mit geringen 
Änderungen in dem Entwurf des Haus- 
haltsplans für das Rechnungsjahr 1956 be- 
rücksichtigt worden. 


Wasser- und Schiffahrtsdirektion (WSD) 
Freiburg 

9. Der Bundesminister für Verkehr hatte 
mich im Einvernehmen mit dem Bundes- 
minister der Finanzen um eine Organisa- 
tion- und Wirtschaftlichkeitsprüfung ge- 
beten. Die Wasser- und Schiffahrtsdirek- 
tion Freiburg war am 1. Januar 1955 er- 
richtet worden. Nach einer vorläufigen 
Verwaltungsvereinbarung mit dem Land 
Baden-Württemberg vom 16. Mai 1953 
hatte der Bund -das Personal der Abteilung 
W asserstraßen des Regierungspräsidiums 
Süd-Baden vom 1. April 1953 an in den 
Bundesdienst übernommen. Im Bereich der 
Direktion bestehen zwei Wasser- und 
Schiffahrtsämter (Freiburg und Offenburg). 

Die WSD Freiburg ist z. Z. für die Bun- 
desaufgaben am Oberrhein von der deutsch- 
schweizerischen Grenze unterhalb Basel 
bis Neuburgweiher zuständig. Außerdem 
nimmt sie eine Reihe von Landesaufgaben 
wahr (z. B. am Bodensee, an den Rheinak- 
armen, an den Mündungsstrecken der Zu- 
flüsse des Rheins sowie an landeseigenen 
Uferanlagen und Hafenbecken innerhalb 
des Hafengebietes Kehl). In einem Staats- 
vertrag soll noch geregelt werden, welche 
Landesaufgaben die WSD als Bundesbe- 
hörde endgültig übernimmt. Das Land er- 
stattet dem Bund für die Personal- und 
Sachausgaben, die ihm bei der Durchfüh- 
rung der Landesaufgaben erwachsen, eine 
Pauschale als Verwaltungskostenbeitrag. 
Sie wird nach Anhörung des Bundesrech- 
nungshofs und des Landesrechnungshofs 
vereinbart. Für das Rechnungsjahr 1955 
betrug sie rd. 25 v. H. der Personal- und 
Sachausgaben. 

Zu den Bundesaufgaben der WSD Frei- 
burg gehört auch die Bauleitung, Bauaus- 
führung und Abrechnung der Rheinregu- 
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lierung von Straßburg/Kehl bis Istein 
(. deutsch-schweizerisches Gemeinschafts- 

unternehmen). Die Baukosten werden zu 
60 v. H. von der Schweiz, zu 40 v. H. von 
der Bundesrepublik getragen. 

Die für 1956 beantragten Personalver- 
mehrungen und Stellenbewertungen konnte 
ich nicht voll anerkennen. Meine Vor- 
schläge sind im Entwurf des Haushaltsplans 
für das Rechnungsjahr 1956 berücksichtigt 
worden. Nach dem Wegfall der Rheinregu- 
lierung halte ich eine nochmalige Prüfung 
für notwendig. 

Personalgutachterausschuß für die Streit- 
kräfte 

10. Der Haushaltsausschuß des Bundestages 
hatte mich gebeten, ein Gutachten über die 
Organisation der Geschäftsstelle des Aus- 
schusses abzugeben. Anlaß dazu war die 
Anforderung der Mittel für die Personal- 
und Sachausgaben im Rechnungsjahr 1956. 
Ich hatte die Aufgabe festzustellen, ob die 
Geschäftsstelle des Ausschusses zweckmäßig 
organisiert ist und ihre Aufgaben wirt- 
schaftlich erfüllt. Der für Sachausgaben 
vorgesehene Betrag in Höhe von 899 300 
DM konnte auf Grund meiner Prüfung um 
$1 900 DM vermindert werden. Bei der 
Bemessung der Anzahl der erforderlichen 
Kräfte bin ich davon ausgegangen, daß die 
Tätigkeit des Ausschusses und seiner Unter- 
ausschüsse reibungslos ablaufen muß und 
die danach berechtigten Anforderungen er- 
füllt werden sollten. Der Haushaltsaus- 
schuß hat die Zahl der Dienstposten nach 
dem Personalstand im Zeitpunkt meiner 
Prüfung gebilligt. 


Bundesversicherungsanstalt für Angestellte 
(BfA) in Berlin 

11. Die Geschäftsführung der BfA hatte mich 
im Aufträge des Vorstandes der Anstalt 
um ein Organisations- und Wirtschaftlich- 
keitsgutachten gebeten. Die Vertreterver- 
sammlung und der Bundesminister für Ar- 
beit schlossen sich dem Anträge an. 

Die BfA ist noch im Aufbau begriffen. 
Der künftige Arbeitsanfall war z. Z. der 
Prüfung noch nicht hinreichend genau zu 
überblicken. Es waren erhebliche Arbeits- 
rückstände vorhanden, die zum Teil auch 


aus der Überleitung der Dienstgeschäfte 
von den Landesversicherungsanstalten auf 
die BfA herrührten. Ich habe vorge- 
schlagen, die Fachabteilungen von der viel- 
stufigen Gliederung in Gruppen, Ab- 
schnitte und Dienststellen auf die Referats- 
gliederung umzustellen. Die in meinem 
Gutachten vorgeschlagenen Maßnahmen 
für einen rationelleren Arbeitsablauf hat 
die Anstalt in vielen Fällen noch im Ver- 
lauf der Prüfung durchgeführt, da ihre 
Leitung die Organisationsprobleme zum 
Teil bereits erkannt hatte. Nach meinem 
Vorschlag ergibt sich eine Personalstärke 
von 3 238 Beamten und Angestellten. Er 
bleibt um 331 Dienstposten hinter dem für 
das Rechnungsjahr 1956 beantragten Stel- 
lenplan zurück, vermehrt jedoch die Zahl 
der dauernd erforderlichen Kräfte um 224. 
Über die Verwaltung der Sanatorien der 
BfA werde ich noch ein Nachtragsgut- 
achten erstatten. Die Örtlichen Erhebun- 
gen konnten noch nicht abgeschlossen 
werden. 


Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und 
Arbeitslosenversicherung 

12. Die Aufgaben der im Jahre 1952 errich- 
teten Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung 
und Arbeitslosenversicherung sind im 
wesentlichen die gleichen wie die der 
früheren Reich, sanstalt. Die Bundesanstalt 
führt auch die Arbeitslosenhilfe (früher: 
Arbeitslosenfürsorge) durch; ihre Kosten 
trägt- Bund. Die erfolglosen Verhand- 
lungen zwischen der Bundesanstalt und der 
Bundesregierung über die Verwaltungs- 
kosten für die Arbeitslosenhilfe gaben den 
Anlaß zu meiner Organisationsprüfung. 

Die Prüfung konnte sich bei der Viel- 
zahl der Dienststellen und der Größe des 
Personalkörpers nur auf einen Teil der 
Dienststellen erstrecken. Meine Beauftrag- 
ten haben jedoch örtliche Erhebungen auf 
allen Fachgebieten der Bundesanstalt und 
bei mehreren Arbeitsämtern, Landesar- 
beitsämtern und bei -der Hauptstelle ange- 
s teilt; außerdem habe ich die Ergebnisse 
der vom Bundesrechnungshof laufend 
durchgeführten Rechnungsprüfung verwer- 
tet. Mein Gutachten enthält eine Reihe 
grundsätzlicher Anregungen und Vor- 
schläge. Die Organe der Bundesanstalt 
haben die Aufgabe, sie im einzelnen aus- 
zuwerten. Mein Gutachten wird zusarn- 
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men mit den von der Bundesanstalt selbst 
eingeleiteten Maßnahmen dazu beitragen, 
den Arbeitsablauf - — auch durch verstärkte 
Einschaltung technischer Hilfsmittel — zu 
rationalisieren und die Wirtschaftlichkeit 
der Verwaltung bei angemessenem Perso- 
nalstand zu steigern. 

Die Arbeitsämter und die Landesarbeits- 
ämter, die im Jahre 1927 errichtet wurden, 
sind nach dem Zusammenbruch im Jahre 
1945 bestehengeblieben; sie waren insbe- 
sondere an der Beseitigung der nach der 
Währungsreform stoßartig angewachsenen 
Arbeitslosigkeit beteiligt. Ihr Rückgang 
sollte sich in einer Verringerung des Per- 
sonalbedarfs auswirken, auch wenn be- 
rücksichtigt wird, daß auf dem Gebiet der 
Arbeitsvermittlung künftig eine intensivere 
Arbeit erforderlich sein wird. 

Die von mir vorgeschlagene straffere 
organisatorische Zusammenfassung der ein- 
zelnen Aufgabengebiete wird eine zahlen- 
mäßige Einschränkung des Personals, den 
Abbau eines übersteigerten Spezialisten- 
tums und zugleich eine Erhöhung der quali- 
tativen Anforderungen, die an die Be- 
schäftigten der Bundesanstalt zu stellen 
sind, ermöglichen. 

Sachliche, organisatorische und personal- 
wirtschaftliche Gründe erfordern vor 
allem eine engere Zusammenarbeit der 
Fachabteilungen I (Vermittlung) und II 
(Arbeitslosenhilfe); es sollte stärker als bis- 
her versucht werden, die Bediensteten der 
beiden Abteilungen auszutauschen. 

Es ist ferner anzustreben, daß die win- 
terliche Belastung in der Hauptsache da- 
durch aufgefangen wird, daß Kräfte der 
Vermittlung an die Versicherung abgestellt 
werden. Die im Sommer in der Versiche- 
rungsabteilung nicht ausgelasteten Kräfte 
sind so lange in der Vermittlung zu ver- 
wenden, bis sie wegen der winterlichen 
Arbeitslosigkeit wieder zur Versicherung 
zurücktreten müssen. Dadurch kann er- 
reicht werden, daß der Bedarf an Zusatz- 
kräften in Zukunft wesentlich einge- 
schränkt wird. 

Die Zentralisierung, die in der Zeit des 
Aufbaues der Hauptstelle der Bundesan- 
stalt zunächst angebracht war, sollte nun- 
mehr weitgehend aufgelockert werden. 
Durch eine sinnvollere Übertragung von 
Aufgaben auf die nachgeordneten Behör- 
den können die Leistungen ihrer Bedien- 


steten gesteigert werden. Die einzelnen 
Kräfte müssen so eingesetzt werden, daß 
ihre Arbeitsfreude und ihr Verantwor- 
tungsgefühl durch sachlich vertretbare 
Selbständigkeit gefördert werden. Ferner 
habe ich vorgeschlagen, die zahlreichen 
Kontroill- und Prüfungseinrichtungen ein- 
zuschränken. 

Auch durch eine Änderung oder Ergän- 
zung der gesetzlichen Bestimmungen 
könnte die Belastung des Personals ver- 
mindert werden. So halte ich es für mög- 
lich, den Einzelantrag an das Arbeitsamt 
und seine Einzelentscheidung dadurch zu 
ersetzen, daß die Unterstützung unter 
Mitwirkung der Betriebe beantragt, be- 
willigt und gezahlt wird. Bei der Kurz- 
arbeiterunterstützung ist bereits ein ähn- 
liches Verfahren eingeführt. 

Im allgemeinen wird die Unterstützung 
wöchentlich nachträglich ausgezahlt. Eine 
Reihe von Arbeitsämtern hat jedoch mit 
gutem Erfolg eine zweiwöchentliche Zah- 
lung erprobt. Ich habe empfohlen, die 
zweiwöchentliche Zahlung allgemein ein- 
zuführen, sobald nach Verabschiedung 
einer weiteren Novelle zum AVAVG die 
gesetzliche Voraussetzung dafür geschaf- 
fen ist. 

Das Gutachten enthält einen „Zielplan" 
für den Personalbedarf der Bundesanstalt. 
Danach sollte im Laufe absehbarer Zeit 
die Zahl der am 1. Dezember 1955 vor- 
handenen Stellen für Beamte und Ange- 
stellte auf rd. 26 300 herabgesetzt wer- 
den. 

Uber die Höhe der Verwaltungskosten, 
die der Bundesanstalt vom Bund für die 
Durchführung der Arbeitslosenhilfe zu er- 
statten sind, bestanden seit Jahren unter- 
schiedliche Auffassungen. Der Auftrag für 
das Gutachten sah vor, diese Angelegenheit 
zu klären. 

Ich habe die Gewährung einer Pauschale 
von 4,5 v. H. der Ausgaben für die Ar- 
beitslosenhilfe vorgeschlagen. Dieser Satz 
übersteigt den Anteil, den der Bund bis- 
her als Abschlag gezahlt hat, um 0,5 v. H. 
Er bleibt wesentlich hinter den Forderun- 
gen der Bundesanstalt, die sich z. B. für das 
Rechnungsjahr 1952 auf annähernd 7 v. H. 
beliefen, zurück. 

Die Bundesanstalt hat für die Rechnungs- 
jahre 1952, 1953 und 1954 74 Mio DM, 
76 Mio DM und 82 Mio DM als Verwal- 
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tungskosten vom Bund gefordert; nach 
den Erläuterungen zum Haushaltsplan 
für das Rechnungsjahr 1955 rechnete 
sie mit Verwaltungskosten in Höhe 
von 84 Mio DM, so daß sich für die 
Rechnungsjahre 1952 bis 1955 316 Mio DM 
ergaben. Der Bundesminister für Arbeit 
hat festgestellt, daß der Bund nach 
meinem Vorschlag für denselben Zeit- 
raum Verwaltungskosten in Höhe von rd. 
166 Mio DM erstatten müßte. Das sind rd. 
25 Mio DM mehr, als der Bund bisher als 


Abschlag gezahlt hat, und rd. 150 Mio DM 
weniger, als die Bundesanstalt gefordert 
hat. Die Partner hatten sich verpflichtet, 
meine Feststellungen und Vorschläge an- 
zuerkennen. 

Frankfurt am Main, den 29. Juni 1956 

Der Präsident 
des Bundesrechniungshofs 

Mayer 
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Verzeichnis der Hinweise und Abkürzungen 

Hinweise 


Angleichungsgesetze, siehe Notverord- 
nung 

Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenver- 
sicherung 

Gesetz über — (AVAVG) 

vom 16. Juli 1927, in der Fassung 

vom 12. Oktober 1929 RGBl. I S. 162 

Gesetz zur Änderung des Gesetzes 
über Arbeitsvermittlung und Arbeits- 
losenversicherung 

vom 9. Dezember 1952 BGBl. I S. 790 

Verordnung Nr. 117 der britischen Amtsblatt der brit. 
Militärregierung über Arbeitslosen- Militärregierung 
fürsorge S. 652 

Gesetz über die verstärkte Förderung 
von Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen 
aus Mitteln der Bundesanstalt für Ar- 
beitsvermittlung und Arbeitslosenver- 
sicherung 

vom 4. August 1953 BGBl. I S, 719 

Richtlinien für die Grundförderung 
von Maßnahmen der Wertschaffenden 
Arbeitslosenfürsorge 

vom 17. Februar 1954 Dienstblatt der 

Bundesanstalt für 
Arbeitsvermittlung 
und Arbeitslosen- 
versicherung 
Nr. 10/54 

Arbeiterwohnstätten 

Verordnung über die Förderung von 
Arbeiterwohnstätten 

vom 1. April 1937 RGBl. I S. 437 

Verordnung zur Änderung der Ver- 
ordnung über die Förderung von Ar- 
beiterwohnstätten 

vom 18. Januar 1943 RGBl. I S. 27 

Arbeitszeitverordnung 

vom 30. April 1938 RGBl. I S. 447 


Artikel 131 des Grundgesetzes 

Gesetz zur Regelung der Rechtsver- 
hältnisse der unter Art. 131 GG fal- 
lenden Personen 

vom 11. Mai 1951 BGBl. I S. 307 

Erstes Änderungsgesetz 

vom 19. August 1953 BGBl. I S. 980 


Neufassung vom 1. September 1953 

Durchführung des § 192 des Bundes- 
beamtengesetzes und des Ersten Ge- 
setzes zur Änderung des Gesetzes zu 
Art. 131 GG Rundschreiben vom 
3. Oktober 1953 

Allgemeine Verwaltungs Vorschriften 
zu den §§ 35 bis 47 und den Ab- 
schnitten V und IX des Bundesbeam- 
tengesetzes 

vom 30. Juni 1955 

Richtlinien nach § 155 Abs. 3 Satz 2 
des Bundesbeamtengesetzes 
vom 30. Juni 1955 

Bekanntmachung der Neufassung der 
Ersten, Zweiten, Dritten, Vierten und 
Sechsten Verordnung zur Durchfüh- 
rung des Gesetzes zur Regelung der 
Rechtsverhältnisse der unter Art. 131 
GG fallenden Personen 
vom 10. Juni 1955 

Ausfuhr 

Sechstes Gesetz über die Übernahme 
von Sicherheitsleistungen und Ge- 
währleistungen im Ausfuhrgeschäft 
vom 22. November 1955 


Außenhandelsstelle für Erzeugnisse der 
Ernährung und Landwirtschaft 

Gesetz über die Erhebung von Gebüh- 
ren durch die Außenhandelsstellen des 
Bundesministeriums für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 
vom 17. Dezember 1951 


Bank deutscher Länder 

Gesetz über die Errichtung der Bank 
deutscher Länder in der Fassung des 
Art. I des Gesetzes Nr. 15 der Alli- 
ierten Flohen Kommission 
vom 15. Dezember 1949 


Drittes Gesetz zur Änderung des Ge- 
setzes über die Errichtung der — 
vom 7. September 1953 

Gesetz über die Verteilung des Rein- 
gewinns der Bank deutscher Länder 
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BGBl. I S. 980 

GMB1. S. 499 

GMBl. S. 254 

GMBl. S. 279 

BGBl. I S, 279 

BGBl. I S. 727 

BGBl. I S. 969 

Amtsblatt der 
Alliierten Fiohen 
Kommission S. 70 

BGBl. I S. 1317 



im Geschäftsjahr 1952 und in den fol- 
genden Geschäftsjahren 
vom 7. September 1953 

Baupreisverordnung 

Verordnung PR Nr. 8/55 über die 
Preise bei öffentlichen Aufträgen für 
Bauleistungen 

vom 19. Dezember 1955 

Beamtenrecht 

Bundesbeamtengesetz 
vom 15. Juli 1953 

Zweite Verordnung des Reichspräsi- 
denten zur Sicherung von Wirtschaft 
und Finanzen 

vom 5. Juni 1931 

Gesetz zur Änderung von Vorschrif- 
ten auf dem Gebiete des allgemeinen 
Beamten-, des Besoldungs- und des 
Versorgungsrechts 
vom 30. Juni 1933 

Gesetz zur Änderung und Ergänzung 
des Besoldungsrechts 
vom 6. Dezember 1951 

Unterstützungsgrundsätze 
vom 27. Februar 1943 

Auszahlung und Führung des rech- 
nungsmäßigen Nachweises der Besol- 
dungen für Beamte und der Ver- 
gütungen für Angestellte bei Verset- 
zungen und Abordnungen 
Rundschreiben vom 24. April 1954 

Besatzungsrecht 

Erstes Gesetz zur Aufhebung des — 
vom 30. Mai 1956 

Gesetz über die Abgeltung von Be- 
satzungsschäden 

vom 1. Dezember 1955 

Besatzungsstatut, siehe Verteidigungs- 
lasten 

Besoldungsrecht 

Gesetz zur Änderung von Vorschriften 
auf dem Gebiete des allgemeinen Be- 
amten-, des Besoldungs- und des Ver- 
sorgungsrechts 

vom 30. Juni 1933 

Gesetz zur Änderung und Ergänzung 
des Besoldungsrechts 
vom 6. Dezember 1951 

Auszahlung und Führung des rech- 
nungsmäßigen Nachweises der Besol- 


BGBl. I S. 1318 


Bundesanzeiger 
1955 Nr. 249 

BGBl. I S. 551 

RGBl. I S. 279 

RGBl. I S. 433 

BGBl. I S. 939 

RBB. S. 46 


düngen für Beamte und der Vergü- 
tungen für Angestellte bei Versetzun- 
gen und Abordnungen 
vom 24. April 1954 

Binnenschiffahrtsstraßenordnung 

Verordnung zur Einführung der — * 
vom 19. Dezember 1954 

Bonner Verträge, siehe Verteidigungs- 
lasten 


Brüsseler Vertrag, siehe Verteidigungs- 
lasten 

Bundesbeamtengesetz 
vom 14. Juli 1953 


Bundesfernverkehrsstraßen 

Gesetz über die einstweilige Neurege- 
lung des Straßenwesens und der Stra- 
ßenverwaltung 

vom 26. März 1934 

Gesetz über die vermögensrechtlichen 
Verhältnisse der Bundesautobahnen 
und sonstigen Bundesstraßen des Fern- 
verkehrs (BStrVermG) 
vom 2. März 1951 

Zweite allgemeine Verwaltungsvor- 
schrift für die Auftragsverwaltung für 
die Bundesfernstraßen (2. AVVFStr.) 
vom 11. Februar 1956 


MinBlFin. S. 266 


BGBl. I S. 437 

BGBl. I S. 734 


RGBl. I S. 433 

BGBl. I S. 939 


Bundesrechnungshof (BRH) 

Gesetz über Errichtung und Aufgaben 
des — (BRHG) 

vom 27. November 1950 

Begründung zu diesem Gesetz 

Denkschriften, siehe Denkschrift 1949/ 
1950, 1951 und 1952 

Denkschrift 

Denkschrift des Präsidenten des Bun- 
desrechnungshofs zu den Bundeshaus- 
haltsrechnungen für die Rechnungs- 
jahre 1949 und 1950 

Denkschrift des Präsidenten des Bun- 
desrechnungshofs zu der Bundeshaus- 
haltsrechnung für das Rechnungsjahr 

1951 

Denkschrift des Präsidenten des Bun- 
desrechnungshofs zu der Bundeshaus- 
haltsrechnung für das Rechnungsjahr 

1952 

Einkommensteuer 

Einkommensteuergesetz in der Fas- 
sung 

vom 17. Januar 1952 


MinBlFin. S. 266 


BGBl. II S. 1135 


BGBl. I S. 551 


RGBl. I S. 243 


BGBl. I S. 157 


Bundesanzeiger 
1956 Nr. 38 


BGBl. I S. 765 

Bundesanzeiger 
1950 Nr. 232 


Drucksache 396 
Deutscher Bundes- 
tag 2. Wahlperiode 
1953 

Drucksache 1140 
Deutscher Bundes- 
tag 2. Wahlperiode 
1953 

Drucksache 1892 
Deutscher Bundes- 
tag 2. Wahlperiode 
1953 


BGBl. I S. 33 
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Einkommensteuergesetz in der Fas- 
sung 

vom 15. September 1953 

ERP-Sondervermögen, siehe wirtschaft- 
liche Zusammenarbeit 

Fremdrenten- und Auslandsrentengesetz, 
siehe Sozialversicherung 

Fürsorgepflicht 

Verordnung über die — 
vom 13. Februar 1924 

Gemeinnützigkeitsverordnung 

Verordnung zur Durchführung der 
§§ 17 — 19 des Steueranpassungsgesetzes 
vom 16. Oktober 1948 (WiGBl. 
S. 181) und die auf Grund des Ge- 
setzes zur Änderung der einzelnen 
Vorschriften der Reichsabgabenord- 
nung und anderer Gesetze erlassene 
Verordnung zur Durchführung der 
§§ 16 bis 19 des Steueranpassungs- 
gesetzes (Gemeinnützigkeitsverord- 
nung) vom 24. Dezember 1953 

Gesetz 

Nr. 47 der Alliierten Flohen Kom- 
mission über Entschädigung für Be- 
satzungsschäden 

vom 8. Februar 1951 

Durchführungsverordnung Nr. 1 
vom 6. Februar 1952 

Durchführungsverordnung Nr. 2 
vom 6. März 1952 

Grundbetragserhöhungsgesetz, siehe So- 
zialversicherung 

Grundgesetz für die Bundesrepublik 
Deutschland 

vom 23. Mai 1949 

Haushaltsgesetze 

Gesetz über die Feststellung des Bun- 
deshaushaltsplans 

für das Rechnungsjahr 1954 
vom 26. Mai 1954 

für das Rechnungsjahr 1955 
vom 12. Juli 1955 

Haushaltsrecht 

Reichshaushaltsordnung (RHO) 
vom 31. Dezember 1922, 

in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 14. April 1930 


BGBl. I S. 1355 


RGBl. I S. 100 


BGBl. I S. 1592 


Amtsblatt der 
Alliierten Hohen 
Kommission 
S. 767 


desgl. S. 1506 


desgl. S. 1548 


BGBl. S. 1 


BGBl. II S. 541 
BGBl. II S. 714 


RGBL II S. 693 


nebst Änderungen 

vom 13. Dezember 1933 
vom 23. März 1934 
vom 17. Juni 1936 
vom 30. April 1938 
vom 14. Juli 1953 

Heimkehrergesetz (HKG) 

Gesetz über Hilfsmaßnahmen für 

Heimkehrer (Heimkehrergesetz) 
vom 19. Juni 1950 

Kindergeldanpassungsgesetz, siehe So- 
zialversicherung 

Kindergeldergänzungsgesetz, siehe So- 
zialversicherung 

Jugendwohlfahrt 

Reichsgesetz für — 
vom 9. Juli 1922 

Lastenausgleichsgesetz 

Gesetz über den Lastenausgleich (LAG) 
vom 14. August 1952 

Veranlagung zur Vermögensabgabe 
RdErl. vom 3. Januar 1955 


Marktordnungsgesetze 

Gesetz über den Verkehr mit Getreide 
und Futtermitteln (Getreidegesetz) in 
der Fassung 

vom 24. November 1951 

Gesetz über den Verkehr mit Milch, 
Milcherzeugnissen und Fetten (Milch- 
und Fettgesetz) 

vom 28. Februar 1951 

in der Fassung 

vom 10. Dezember 1952 

Gesetz über den Verkehr mit Vieh 
und Fleisch (Vieh- und Fleischgesetz) 
vom 25. April 1951 

Gesetz über den Verkehr mit Zucker 
(Zuckergesetz) 

vom 5. Januar 1951 

in der Fassung 

vom 3. Oktober 1951 

Zweites Gesetz zur Ergänzung des 
Zuckergesetzes 

vom 9. August 1954 


Mutterschutzgesetz 

Gesetz zum Schutze der erwerbstätigen 
Mutter (Mutterschutzgesetz) 
vom 24. Januar 1952 


RGBl. IIS. 1007 
RGBL II S. 232 
RGBL II S. 209 
RGBL IIS. 145 
BGBL I S. 551 

BGBL I S. 221 


RGBL I S. 633 

BGBL I S. 446 

Bundessteuer- 
blatt I S. 31 

BGBL I S. 901 

BGBL I S. 135 

BGBL I S. 811 

BGBL I S. 272 

BGBL I S. 47 
BGBL I S. 852 

BGBL I S. 255 

BGBL I S. 69 
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Verordnung zur Durchführung des 
§ 14 des Mutterschutzgesetzes 
vom 22. November 1955 BGBL I S. 728 

i 

Nebentätigkeit 

Verordnung über die — der Beamten 
vom 6. Juli 1937 

in der Fassung der Bekanntmachung 

vom 24. Januar 1951 BGBl. I S. 94 

mit der Änderung 

vom 26. August 1953 BGBl. I S. 1034 

Nordatlantikvertrag, siehe Verteidi- 
gungslasten 

Notverordnung 

Zweite Verordnung des Reichspräsi- 
denten zur Sicherung von Wirtschaft 
und Finanzen 

vom 5. Juni 1931 RGBl. I S. 279 

Preisbildung 

Verordnung PR Nr. 8/55 über die 
Preise bei öffentlichen Aufträgen für 
Bauleistungen 

vom 19. Dezember 1955 Bundesanzeiger 

1955 Nr. 249 

Preußische Beteiligungen 

Gesetz zur vorläufigen Regelung der 
Rechtsverhältnisse des Reichsvermö- 
gens und der — (Vorschaltgesetz) 

vom 21. Juli 1951 BGBl. I S. 467 

Verordnung zur Durchführung des 
§ 6 des Gesetzes zur vorläufigen Re- 
gelung der Rechtsverhältnisse des 
Reichsvermögens und der — 

vom 26. Juli 1951 BGBl. I S. 471 

Reichsbank 

Gesetz betreffend die Treuhandver- 
waltung über das Vermögen der Deut- 
schen Reichsbank 

vom 6. August 1954 BGBl. I S. 241 

Reichsgrundsätze über Voraussetzung, 

Art und Maß der öffentlichen Fürsorge 
(RGr), in der Fassung 

vom 1. August 1931 RGBl. I S. 441 

Reichshaushaltsordnung (RHO), siehe 
Haushaltsrecht 

Reidhsleistungsgesetz 

Gesetz über Sachleistungen für Reichs- 
aufgaben (Reichsleistungsgesetz) 

vom 1. September 1939 RGBl. I S. 1645 


Reichsvermögen 

Vorschaltgesetz — siehe Preußische 
Beteiligungen — 

vom 21. Juli 1951 BGBl. I S. 467 

Verordnung zum Vorschaltgesetz — 
siehe Preußische Beteiligungen — 

vom 26. Juli 1951 BGBl. I S. 471 

Reichsversicherungsordnung (RVO) 
vom 19. Juli 1911 

in der Fassung der Bekanntmachung 

vom 15. Dezember 1924 RGBl. I S. 779 

Reisekostengesetz (RKG) 

vom 15. Dezember 1933 RGBl. I S. 1067 

Renten-Mehrbetragsgesetz, siehe Sozial- 
versicherung 

Sonderzulagen-Gesetz, siehe Sozialver- 
sicherung 

Soforthilfegesetz (SHG) 

Gesetz zur Milderung dringender so- 
zialer Notstände 

vom 8. August 1949 WIGB1. S. 205 

Sozialversicherung 

Gesetz über die Anpassung von Lei- 
stungen der Sozialversicherung an das 
veränderte Lohn- und Preisgefüge und 
über die finanzielle Sicherstellung (So- 
zialversicherungs-Anpassungsgesetz) 

vom 17. Juni 1949 WiGBl. S. 99 

Gesetz über die Erhöhung der Grund- 
beträge in der Rentenversicherung der 
Arbeiter und der Rentenversidierung 
der Angestellten sowie über die Er- 
höhung der Renten in der knanp- 
schaftlichen Rentenversicherung 
(Grundbetragserhöhungsgesetz) 
vom 17. April 1953 BGBl. I S. 125 

Gesetz über Fremdrenten der Sozial- 
versicherung an Berechtigte im Bun- 
desgebiet und im Lande Berlin, über 
Leistungen der Sozialversicherung an 
Berechtigte im Ausland sowie über 
freiwillige Sozialversicherung (Fremd- 
renten- und Auslandsrentengesetz) 

vom 7. August 1953 BGBl. I S. 848 

Erste Verordnung zur Durchführung 
des Fremdrenten- und Auslandsren- 
tengesetzes 

vom 31. Juli 1954 BGBL I S. 245 

Gesetz zur Gewährung von Mehr- 
beträgen in den gesetzlichen Renten- 
versicherungen und zur Neufest- 
setzung des Beitrages in der Renten- 
versicherung der Arbeiter, der Ren- 
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tenversicherung der Angestellten und 
der Arbeitslosenversicherung (Renten- 
Mehrbetrags-Gesetz — RMG — ) 

vom 23. November 1954 BGBL I S. 345 

Gesetz über die Gewährung von Son- 
derzulagen in den gesetzlichen Ren- 
tenversicherungen (Sonderzulagen-Ge- 
setz — S2G — ) 

vom 2. Dezember 1955 BGBL I S. 733 

Gesetz über die Anpassung der Lei- 
stungen für Kinder in der gesetzlichen 
Unfallversicherung, in den gesetz- 
lichen Rentenversicherungen, in der 
Arbeitslosenversicherung und Arbeits- 
losenfürsorge sowie in der Kriegs- 
opferversorgung an das Kindergeld- 
gesetz (Kindergeldanpassungsgesetz — 

KGAG — ) 

vom 7. Januar 1955 BGBL I S. 17 

Gesetz zur Ergänzung des Kindergeld- 
gesetzes (Kindergeldergänzungsgesetz 
— KGEG — ) 

vom 23, Dezember 1955 BGBL I S. 841 

Drittes Gesetz zur Änderung des So- 
zialversicherungs-Anpassungsgesetzes 

vom 3. Oktober 1955 BGBL I S. 653 


Straßenwesen und Straßenverwaltung 

Gesetz über die einstweilige Neurege- 
lung des Straßenwesens und der Stra- 
ßenverwaltung 

vom 26. März 1934 RGBL I S. 243 

Gesetz über die vermögensrechtlichen 
Verhältnisse der Bundesautobahnen 
und sonstigen Bundesstraßen des 
Fernverkehrs 

vom 2. März 1951 BGBL I S. 157 

Tarifordnung 

Allgemeine — für Arbeitnehmer im 
öffentlichen Dienst 
vom 1. April 1938 

in der Fassung 

vom 1. November 1943 RBB 1944 S. 17 

Tarifordnung A für Angestellte im 
öffentlichen Dienst (TO. A) 
vom 1. April 1938 

in der Fassung 

vom 1. November 1943 RBB 1944 S. 22 

Tarifvertrag für die bei Dienststellen, 

Unternehmen und sonstigen Einrich- 
tungen der Alliierten Behörden und 
der Alliierten Streitkräfte im Gebiet 
der Bundesrepublik Deutschland be- 
schäftigten Arbeitnehmer (TV AL) 

vom 28. Januar 1955 MinBlFin. S. 37 


Truppenvertrag, siehe Verteidigungs- 
lasten 

Überleitungsgesetze 

Gesetze zur Überleitung von Lasten 
und Deckungsmitteln auf den Bund 
Erstes Überleitungsgesetz in den Fas- 
sungen 

vom 21. August 1951 BGBL I S. 779 

vom 4. September 1953 BGBL I S. 1320 

vom 28. April 1955 BGBL I S. 193 

Erste Durchführungsverordnung zum 
Ersten Überleitungsgesetz 

vom 27. Februar 1955 BGBl. I S. 88 

Zweites Überleitungsgesetz 

vom 21. August 1951 BGBl. I S. 774 

Unterstützungsgrundsätze 

vom 27. Februar 1943 RBB S. 46 

Vermögensabgabe 

Veranlagung zur Vermögensabgabe 

RdErl. vom 3. Januar 1955 Bundessteuerblatt I 

S. 31 

Vermögen des Bundes 

Entwurf der Buchführungs- und Rech- 
nungslegungsverordnung für das — 

(VBRO) 

vom 16. März 1953 MinBlFin. S. 166 

Verteidigungslasten 

Besatzungsstatut 

vom 10. April 1949 Amtsblatt der 

Alliierten Hohen 
Kommission in 
Deutschland 1949 
S. 13 

Bonner Verträge in der durch das Pro- 
tokoll über die Beendigung des Be- 
satzungsregimes in der Bundesrepublik 
Deutschland geänderten Fassung BGBL 1955 II 

S. 301 

Vertrag über wirtschaftliche, soziale 
und kulturelle Zusammenarbeit und 
über kollektive Selbstverteidigung 
(Brüsseler Vertrag) 
vom 17. März 1948 
in der Fassung des am 23. Oktober 
1954 in Paris Unterzeichneten Proto- 
kolls und den weiteren hierzu am 
23. Oktober 1954 in Paris Unterzeich- 
neten Protokollen und Anlagen BGBL 1955 II 

S. 283 

Nordatlantikvertrag 

vom 4. April 1949 BGBL 1955 II 

S. 289 

in der Fassung 

vom 17. Oktober 1951 BGBL 1955 II 

S. 293 
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Gesetz betr. den Beitritt der Bundes- 
republik Deutschland zum Brüsseler 
Vertrag und zum Nordatlantikvertrag 
vom 24. März 1955 

Vertrag über die Rechte und Pflich- 
ten ausländischer Streitkräfte und 
ihrer Mitglieder in der Bundesrepu- 
blik Deutschland in der gemäß Liste II 
zu dem am 23. Oktober 1954 in Pa- 
ris Unterzeichneten Protokoll über die 
Beendigung des Besatzungsregimes in 
der Bundesrepublik Deutschland ge- 
änderten Fassung (Truppenvertrag) 

Vertrag über den Aufenthalt auslän- 
discher Streitkräfte in der Bundes- 
republik Deutschland 
vom 23. Oktober 1954 


Finanzvertrag der gemäß Liste III zu 
dem am 23. Oktober 1954 in Paris 
Unterzeichneten Protokoll über die 
Beendigung des Besatzungsregimes in 
der Bundesrepublik Deutschland geän- 
derten Fassung 

Verwaltungsabkommen über die 
Durchführung von Verwaltungsauf- 
gaben auf dem Gebiete der Verteidi- 
gungslasten einschließlich der Be- 
satzungslasten 

vom 23. Marz 1953 

Tarifvertrag für die bei Dienststellen, 
Unternehmen und sonstigen Einrich- 
tungen der Alliierten Behörden und 
der Alliierten Streitkräfte im Gebiet 
der Bundesrepublik Deutschland be- 
schäftigten Arbeitnehmer (TV AL) 
vom 28. Januar 1955 


BGBl. II S. 256 


BGBl. 1955 II 
S. 321 


BGBl. 1955 II 
S. 253 


BGBl. 1955 II 
S. 381 


MinBlFin. S. 763 


MinBlFin. S. 37 


Gesetz über die vorläufige Rechtsstel- 
lung der Freiwilligen in den Streit- 
kräften (Freiwilligengesetz) 

vom 23. Juli 1955 BGBL I S. 449 

Vorschaltgesetz, siehe Reichsvermögen 

Wirtschaftliche Zusammenarbeit zwischen 
den Vereinigten Staaten von Amerika 
und der Bundesrepublik Deutschland 
Gesetz betr. das Abkommen vom 
15. Dezember 1949 über — 
vom 31. Januar 1950 BGBl. S. 9 

Verordnung über die Kontrolle von 
Einfuhren, die mit Marshallplanmit- 
teln finanziert werden 

vom 6. Februar 1950 BGBl. S. 27 

Gesetz über die Verwaltung des ERP- 
Sondervermögens 

vom 31. August 1953 BGBl. I S. 1312 

Wohnungsbau 

Erstes Wohnungsbaugesetz 

vom 24. April 1950 BGBl. S. 83 

Neufassung 

vom 25. August 1953 ~ BGBL I S. 1047 

Richtlinien (des Bundesministers für 
Wohnungsbau) für den Einsatz der 
Bundesmittel für den sozialen Woh- 
nungsbau 

vom 29. Februar 1952 GMBl. S. 41 

Verordnung über die Förderung von 
Arbeiterwohnstätten 

vom 1. April 1937 RGBl. I S. 437 

Verordnung zur Änderung der Ver- 
ordnung über die Förderung von Ar- 
beiterwohnstätten 

vom 18. Januar 1943 RGBl. I S. 27 
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Abkürzungen 


AG Aktiengesellschaft 

AHK Alliierte Hohe Kommission 

AVAVG Gesetz über Arbeitsvermittlung und Arbeits- 

losenversicherung 

BAM Bundesanstalt für mechanische und chemische 

Materialprüfung 

BfA Bundesvcrsichcrungsanstalt für Angestellte 

BGA Bundesgesundheitsamt 

BGBl. Bundesgesetzblatt 

BKA Bundeskriminalamt 

BMG Bundesministerium für gesamtdeutsche Fragen 

Denkschrift Denkschrift des Präsidenten des Bundesrech- 
1949/1950 nungshofs zu den Bundcshaushaltsrechnungcn 

für die Rechnungsjahre 1949 und 1950, Druck- 
sache 396 Deutscher Bundestag 2. Wahlperiode 

Denkschrift Denkschrift des Präsidenten des Bundesrech- 

1951 nungshofs zu der Bundeshaushaltsrechnung für 
das Rechnungsjahr 1951, Drucksache 1140 
Deutscher Bundestag 2. Wahlperiode 

Denkschrift Denkschrift des Präsidenten des Bundesrech- 

1952 nungshofs zu der Bundeshaushaltsrechnung für 
das Rechnungsjahr 1952, Drucksache 1892 
Deutscher Bundestag 2. Wahlperiode 

ECA Economic Corporation Administration (Ver- 

waltung für wirtschaftliche Zusammenarbeit) 

ERP European Recovery Program 

(Europäisches Wiederaufbauprogramm) 

ERP-SV ERP-Sondervcrmögen 

EStG Einkommensteuergesetz 

EVSt Einfuhr- und Vorratsstelle 

GG Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutsch- 

land 


G 131 Gesetz zu Art. 131 des Grundgesetzes 

GMB1. Gemeinsames Ministerialblatt 

LAG Lastenausgleichsgesctz 

MSA Mutual Security Administration 

(Amt für gemeinsame Sicherheit) 

MinBlFin. Ministerialblatt des Bundesministers der Fi- 
nanzen 

Mio Million(en) 

Mrd. Milliarde(n) 

OEEC Organisation for European Economic Coope- 

ration 

(Organisation für europäische wirtschaftliche 
Zusammenarbeit) 

RBB Reichshaushalts- und Besoldungsblatt 

RdErl. Runderlaß 

RdSchr. Rundschreiben 

RGBL Reichsgesctzblatt 

RHO Rcichshaushaltsordnung 

TO.A Tarifordnung A für Angestellte im öffentlichen 

Dienst 

USA United States of America 

(Vereinigte Staaten von Amerika) 

VBRO Entwurf der Buchführungs- und Rcchnungs- 

legungsordnung für das Vermögen des Bundes 

WASt Deutsche Dienststelle für die Benachrichtigung 

der nächsten Angehörigen von Gefallenen der 
ehemaligen Deutschen Wehrmacht 

WiGBl. Gesetzblatt der Verwaltung des Vereinigten 

Wirtschaftsgebietes 

WSD Wasser- und Schiffahrtsdirektion 

ZNS Zentralnachweisstclle des Bundesarchivs 

z.Wv. zur Wiederverwendung 
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